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Schulgestalung

Schüler spielen Shakespeare – das ZDF filmt mit 
Start des bundesweiten Schüler- und 
Jugendtheaterwettbewerb 

Bekanntmachung des Ministeriums für Bildung und Frauen
vom 19. September 2007 – III 331

Unter dem Motto „Shakespeare – LIEBE MACHT 
TOT(D)“ rufen ZDFtheaterkanal, 3sat und die Berliner 
Festspiele Schulen und Jugendtheatergruppen in ganz 
Deutschland dazu auf, sich mit dem Leben und Werk des 
vielleicht bedeutendsten Dramatikers aller Zeiten sze-
nisch auseinander zu setzen. Die Schirmherrschaft für 
diesen Schüler- und Jugendtheaterwettbewerbs haben 
der Präsident der Kultusministerkonferenz 2007 Prof. 
Dr. E. Jürgen Zöllner und der ZDF-Intendant Markus 
Schächter übernommen. 

Bei dem Wettbewerb sind Schulen und Jugendthea-
tergruppen in Deutschland aufgerufen, sich mit William 
Shakespeares Werken oder mit seinem Leben szenisch 
zu beschäftigen. Bewerbungen können bis zum 15. Ja- 
nuar 2008 beim ZDFtheaterkanal eingereicht werden. 
Die fünf besten Inszenierungen werden zu einem Thea-
terfestival (17. bis 22. Mai 2008) nach Berlin eingeladen, 
vom ZDF aufgezeichnet und im ZDFtheaterkanal und in 
3sat ausgestrahlt. Mitveranstalter sind die Berliner Fest-
spiele/Theatertreffen der Jugend. Unterstützt wird die 
Initiative von der Stiftung Lesen und der Deutschen Aka-
demie der Darstellenden Künste. 

Weitere Informationen und Bewerbungsmodalitäten 
unter www.zdftheaterkanal.de.

Ausschreibung 7. Helgoland-Staffel-Marathon

Bekanntmachung des Ministeriums für Bildung und Frauen
vom 1. Oktober 2007 – III 23 - 383.9-1

Am 6. (Anreise) und 7. Juni 2008 findet der 7. Helgo-
land-Staffel-Marathon für Schulmannschaften statt.

Die 48 zur Verfügung stehenden Plätze werden über 
Kreisausscheidungen vergeben. Die Kreisausschei-
dungen werden jeweils von den Kreisschulsportbeauf-
tragten ausgeschrieben. Sie finden nur bei Teilnahme 
von mindestens drei Schulmannschaften pro Kreis 
(Nordschleswig zwei Mannschaften) statt. Kreise 
können gemeinsame Veranstaltungen mit getrennter 
Wertung durchführen. Auf Kreisebene können mehrere 
Mannschaften einer Schule starten; für die Finalveran-
staltung auf Helgoland ist nur eine Mannschaft pro 
Schule startberechtigt.

Zu einer Mannschaft gehören drei Schülerinnen und 
drei Schüler der Jahrgänge 1995 und jünger, eine Lehr-
kraft der Schule und ein Elternteil. 

Für reine Grundschulmannschaften findet im Finale  
eine getrennte Wertung statt; deshalb sind sie bereits bei 
der Meldung als solche mit GS zu kennzeichnen.

Gelaufen wird paarweise in folgender Reihenfolge: 
Schüler/Schüler – Lehrkraft/Schülerin – Elternteil/
Schüler – Schülerin/Schülerin. Die Zeiten werden 
addiert.

Die Strecke auf Helgoland von 5,3 km für jede Läu-
ferin/jeden Läufer ist recht anspruchsvoll (Steigung, 
Wind); daher richtet sich der Wettbewerb nur an trai-
nierte Läuferinnen und Läufer.

Die Kreisschulsportbeauftragten melden bis 9. Mai 
2008 die vollständigen Ergebnisse ihrer Ausschei-
dungen an das MBF, III 234.

Qualifikationsmodus: Von den 48 Plätzen erhalten die 
Kreise bei einer Beteiligung von drei bis fünf Mann-
schaften einen Platz, für je angefangene fünf weitere 
Mannschaften einen zusätzlichen Platz, bis höchstens 48 
Plätze vergeben sind. Wird diese Zahl nicht genau 
erreicht, werden die noch freien Plätze an die Kreise mit 
den höchsten Teilnehmerzahlen vergeben. Bei gleichem 
Anspruch entscheidet das Los.

Qualifiziert sind bei einem zustehenden Platz die sieg-
reiche Mannschaft, bei zwei und mehr Plätzen die sieg-
reiche Mannschaft und die beste reine Grundschul-
mannschaft, sofern mindestens zwei solche am Start 
sind, sowie ggf. weitere Mannschaften entsprechend 
ihrer Gesamtplatzierung. 

Die Benachrichtigung aller qualifizierten Mannschaften 
mit weiteren Hinweisen erfolgt unmittelbar nach Eingang 
aller Kreisergebnisse im MBF.

Der Teilnehmerbeitrag für die Finalveranstaltung auf 
Helgoland beträgt 100 Euro pro Mannschaft.

Enrichment-Programm für besonders begabte 
Schüler und Schülerinnen
(Fortschreibung 2008/09)

Bekanntmachung des Ministeriums für Bildung und Frauen
vom 4. Oktober 2007 – III 338

Enrichment-Kurse sind besondere Lernangebote für 
besonders begabte Schülerinnen und Schüler. 
– Sie finden außerhalb der Unterrichtszeit in kleinen 

Gruppen (max. ~ 14 Teilnehmende) statt, 
– haben einen Umfang von ca. 40 Unterrichtsstunden 

pro Jahr,
– finden vor allem im Winterhalbjahr statt, 
– werden nur ausgewählten Schülerinnen und Schülern 

angeboten,
– sind schul- und schulartübergreifend und deutlich von 

üblichen AGs unterschieden, 
– d.h. sie sind grundsätzlich für alle nominierten Schü-

lerinnen und Schüler eines Verbundes offen,
– sind vor allem kognitiv-intellektuell orientiert und 
– finden auf hohem Niveau und in hoher Intensität statt.

Über das Projekt wird ausführlich auf der Homepage 
www.enrichment.lernnetz.de informiert.

Um ein möglichst flächendeckendes Angebot der 
Begabtenförderung durch Enrichment im Lande zu eta-
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blieren, können sich Gymnasien und Gesamtschulen in 
den Städten und Landkreisen zu Kooperationsver-
bünden zusammenschließen und gemeinsam ein ent-
sprechendes Konzept entwickeln sowie ein Kurspro-
gramm zusammenstellen. Es sollen maximal 20 
Verbünde im Land entstehen. Die neuen Verbünde 
sollten dann im Schuljahr 2008/09 erste Kurse anbieten; 
die Projekte können in den folgenden Jahren ausgebaut 
werden. Neue Projekte können auch in den folgenden 
Schuljahren in dieses Konzept eingefügt werden. Ver-
bünde und entsprechende Begabtenförderungskon-
zepte sollen zunächst an den Gymnasien und Gesamt-
schulen entstehen, in der weiteren Entwicklung des 
Projektes aber auch auf andere Schularten, insbeson-
dere Grundschulen, ausgeweitet werden. 

Bestehende Projekte werden fortgesetzt.
Die Finanzierung der Enrichmentkurse erfolgt gemischt 
aus drei Quellen, aus denen heraus Aufwandsentschä-
digungen für freie Kursanbieter bezahlt werden können: 
– alle Teilnehmenden zahlen grundsätzlich einen 

Kostenbeitrag, 
– Lehrkräfte erhalten ggf. Ausgleichsstunden für 

Enrichment-Kurse, 
– Sponsoring bzw. Spenden unterstützen einzelne 

Kurse/Schulen/Verbünde. 
Die Aufgabe des Projektleiters/der Projektleiterin 

besteht im Wesentlichen in der Organisation des Ange-
botes und des Anmeldeverfahrens; beides wird vorwie-
gend über die genannte Homepage erfolgen, weshalb 
eine entsprechende technische Ausstattung Vorausset-
zung ist. Die Projektleiter/Projektleiterinnen werden bei 
der Organisation von den beteiligten Schulen des Ver-
bundes unterstützt. Sowohl das Online-Anmeldever-
fahren als auch wichtige Texte, Formulare etc. werden 
als Vorlagen zentral vorbereitet und zur Verfügung 
gestellt.
Die Aufgaben sind im Einzelnen:
– Zusammenstellen des Kursangebotes und Abspra-

chen mit Kursleitern,
– Information der Schulen im Verbund (Aufforderung, 

Schülerinnen und Schüler zu nominieren),
– Auswahl und Zusammenstellung der Kursteilnehmer 

nach Anmeldung,
– Durchführung von Kursleitertreffen,
– Verwaltung des Geldes (Material, Aufwandsentschä-

digung),
– jährlicher Bericht an den Landesprojektleiter/die Lan-

desprojektleiterin.

Der Schulträger muss grundsätzlich mit dem Projekt 
einverstanden sein und es ggf. durch entsprechende 
Sachleistungen wie Raum, Heizung, Licht, Hausmeister, 
Kopien etc. unterstützen. Für die konkrete Ausgestal-
tung des Kursprogramms ist jeweils die Stützpunkt-
schule verantwortlich.

Zur Realisierung dieser regionalen Enrichment-Ver-
bünde erhalten die koordinierenden Stützpunktschulen 
Ausgleichsstunden in Abhängigkeit von der Anzahl der 
Kurse für einen Projektleiter/eine Projektleiterin je Ver-
bund: 5 bis 14 Kurse = 1 Stunde, 15 bis 29 Kurse = 
2 Stunden, ab 30 Kurse = 3 Stunden (Maximum).

Darüber hinaus können Schulen, an denen Lehre-
rinnen und Lehrer Enrichment-Kurse anbieten (so 
genannte Stützpunktschulen), bis zu zwei Ausgleichs-
stunden je Stützpunktschule für Kursunterricht erhalten. 

Zeitplan: 
– Auf einer Informationsveranstaltung für alle interes-

sierten Schulen/Projektleiter der neuen Kooperations-
verbünde soll das Konzept vorgestellt werden. Diese 
Veranstaltung findet am Mittwoch, dem 5. Dezember 
2007, um 16:00 Uhr, in Kiel statt. Ich bitte um Anmel-
dung bis zum 28. November 2007 an das MBF, 
Jochen Frese (III 338) (siehe unten) unter Angabe von 
Namen, Schule, Telefon, E-Mail-Adresse des Teilneh-
mers / der Teilnehmerin. Der genaue Ort dieser Ver-
anstaltung richtet sich nach der Anzahl der Teilnehme-
rinnen und Teilnehmer.

– Alle Schulen, die als Stützpunktschulen in einem 
Enrichmentverbund aktiv sind oder werden wollen, 
reichen ihren Antrag auf Ausgleichsstunden für eine 
Projektleitung bzw. für Lehrkräfte, die Enrichment-
kurse anbieten, bitte bis zum 31. Januar 2007 ein. Die 
Schulen vergeben die Aufgabe des Projektleiters/der 
Projektleiterin in eigener Verantwortung.

– Der Antrag neuer Kooperationsverbünde sollte Aus-
kunft geben über die Konzeption des Enrichment-Pro-
gramms in dem Kooperationsverbund und die betei-
ligten Schulen. Vor allem müssen der vorgesehene 
Projektleiter/die vorgesehene Projektleiterin und der 
geplante Umfang des Kursangebotes im Schuljahr 
2008/09 benannt werden.

– Den Antrag richten Sie bitte an das MBF, Jochen 
Frese (III 338), Brunswiker Straße 16-22, 24105 Kiel, 
Fax 0431 988-2548, E-Mail: 
Jochen.Frese@mbf.landsh.de. Für Fragen stehe ich 
Ihnen gerne zur Verfügung: Tel. 0431 988-2409 oder 
per E-Mail.
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Schulverwaltung

Landesverordnung
über die Gestaltung der Oberstufe und der Abiturprüfung in den Gymnasien und

Gemeinschaftsschulen (OAPVO)
Vom 2. Oktober 2007

Aufgrund des § 16 Abs. 1 Satz 2, § 18 Abs. 3 Satz 3 
und des § 126 Abs. 3 des Schulgesetzes (SchulG) vom 
24. Januar 2007 (GVOBI. Schl.-H. S. 39, ber. S. 276) 
verordnet das Ministerium für Bildung und Frauen die fol-
genden §§ 1, 2 Abs. 1, 2 und 5, §§ 3 bis 6, § 7 Abs. 1 
bis 7, §§ 8 bis 25 Abs. 2; aufgrund des § 126 Abs. 1 
SchulG verordnet die Landesregierung den folgenden 
§ 2 Abs. 3, 4, 6 und 7, den § 7 Abs. 8, § 10 Abs. 3 sowie 
§ 25 Abs. 1 und 3:

Inhaltsübersicht

Abschnitt I
Unterricht in der Oberstufe

§ 1 Gliederung der Oberstufe
§ 2 Eintritt in die Oberstufe, Verweildauer, Über-

springen, Versetzung, Aufstieg und Rücktritt in 
der Oberstufe

§ 3 Fächer, Aufgabenfelder, Umfang und Anforde-
rungsniveaus

§ 4 Profile
§ 5 Verstärkungsstunden
§ 6 Verpflichtender Unterricht
§ 7 Leistungsbewertung und Versäumnis

Abschnitt II
Abiturprüfung

§ 8 Abiturprüfungsfächer
§ 9 Abiturprüfungskommission
§ 10 Prüfungstermine, Meldung zur Abiturprüfung und 

Rücktritt
Unterabschnitt 1

Schriftliche Abiturprüfung in den Kernfächern und dem 
Profil gebenden Fach

§ 11 Verfahren
§ 12 Bewertung

Unterabschnitt 2
Mündliche und weitere Abiturprüfungen

§ 13 Zulassung
§ 14 Wahl zusätzlicher mündlicher Prüfungsfächer
§ 15 Fachausschuss
§ 16 Verfahren
§ 17 Präsentation
§ 18 Besondere Lernleistung

Unterabschnitt 3
Ergebnis der Abiturprüfung

§ 19 Bestehen und Nichtbestehen
§ 20 Ermittlung der Gesamtqualifikation

Unterabschnitt 4
Gemeinsame Bestimmungen

§ 21 Besondere Vorkommnisse
§ 22 Niederschriften

§ 23 Erwerb der Fachhochschulreife( schulischer Teil)
§ 24 Anlagen

Abschnitt III
Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 25 Übergangs- und Schlussbestimmungen
 

Abschnitt I
Unterricht in der Oberstufe

§ 1
Gliederung der Oberstufe

Die gymnasiale Oberstufe gliedert sich in eine Einfüh-
rungsphase und eine Qualifikationsphase. Die Einfüh-
rungsphase umfasst zwei, die Qualifikationsphase vier 
Schulhalbjahre. Im zwölfjährigen Bildungsgang am 
Gymnasium umfasst die Oberstufe die Jahrgangsstufen 
10 bis 12, an der Gemeinschaftsschule im dreizehnjäh-
rigen Bildungsgang die Jahrgangsstufen 11 bis 13.

§ 2
Eintritt in die Oberstufe, Überspringen, Versetzung,

Aufstieg und Rücktritt in der Oberstufe
(1) Zum Besuch der gymnasialen Oberstufe sind 

berechtigt
1. Schülerinnen und Schüler, die an einem Gymnasium 

oder an einer Gemeinschaftsschule in Schleswig-
Holstein in die Oberstufe versetzt worden sind;

2. Schülerinnen und Schüler mit einem mittleren Schul-
abschluss, der nach den Anforderungen der Schul-
artverordnungen der allgemein bildenden Schulen 
zum Besuch der gymnasialen Oberstufe berechtigt;

3. Schülerinnen und Schüler, die in einem anderen Bun-
desland oder an einer Deutschen Auslandsschule die 
Berechtigung für den Eintritt in die gymnasiale Ober-
stufe erworben haben.

Über die Aufnahme entscheidet die Schulleiterin oder 
der Schulleiter.

(2) Nach Rückkehr aus einem Auslandsaufenthalt 
wird die Schullaufbahn in der Jahrgangsstufe fortge-
setzt, in der der Auslandsaufenthalt begonnen wurde. 
Hiervon abweichend können
1. besonders leistungsfähige Schülerinnen und 

Schüler, die in der Einführungsphase im Rahmen 
eines mindestens halbjährigen, höchstens einjährigen 
Schulbesuchs im Ausland beurlaubt wurden, nach 
Rückkehr einen Antrag auf Überspringen eines 
Schulhalbjahres der Einführungszeit oder der 
gesamten Einführungszeit stellen;

2. Schülerinnen und Schülern, die im ersten Jahr der 
Qualifikationsphase im Rahmen eines mindestens 
halbjährigen Schulbesuchs im Ausland beurlaubt 
wurden, auf Antrag Ergebnisse aus der Einführungs-
phase auf die für die Qualifikationsphase geregelten 
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Verpflichtungen angerechnet werden, bei halbjäh-
rigem Aufenthalt nur die Ergebnisse aus dem zweiten 
Halbjahr der Einführungszeit.

Über die Anträge entscheidet die Schulleiterin oder 
der Schulleiter. Ausländische Leistungsnachweise 
können bei der Berechnung der Gesamtqualifikation 
(§ 20) nicht übernommen werden.

(3) Die Versetzungskonferenz überprüft im zwölfjäh-
rigen Bildungsgang zum Abschluss der neunten Jahr-
gangsstufe und im dreizehnjährigen Bildungsgang zum 
Abschluss der zehnten Jahrgangsstufe, ob einer Schü-
lerin oder einem Schüler das Überspringen der Einfüh-
rungsphase empfohlen werden kann. Über die Annahme 
der Empfehlung entscheiden die Eltern.

(4) Die Versetzung in die Qualifikationsphase erfolgt 
durch Beschluss der Klassenkonferenz am Ende der Ein-
führungsphase. Versetzt werden alle Schülerinnen und 
Schüler, deren Leistungen in allen Fächern mindestens 
ausreichend sind. Wenn diese Bedingung nicht erfüllt 
ist, kann die Klassenkonferenz den Aufstieg beschlie-
ßen, wenn die Schülerin oder der Schüler eine erfolg-
reiche Mitarbeit in der Qualifikationsphase erwarten 
lässt.

(5) Schülerinnen und Schüler ohne mittleren Bil-
dungsabschluss, die in die Qualifikationsphase versetzt 
wurden und nach dem ersten Schulhalbjahr der Quali- 
fikationsphase in mehr als einem Fach schlechtere als 
ausreichende (5 Punkte) Leistungen erzielen, sind ver-
pflichtet, an der Prüfung für den mittleren Bildungsab-
schluss teilzunehmen.

(6) Innerhalb der Qualifikationsphase erfolgt der Auf-
stieg, sofern erwartet werden kann, dass die Schülerin 
oder der Schüler die Voraussetzungen für die Teilnahme 
an der Abiturprüfung innerhalb der zulässigen Verweil-
dauer erfüllen kann. Die Schule überprüft ab dem ersten 
Schulhalbjahr der Qualifikationsphase regelmäßig die 
Leistungen daraufhin, ob eine Zulassung zur Abiturprü-
fung bei dem gegebenen Leistungsstand möglich ist. Ist 
dies nicht der Fall, ist die Schülerin oder der Schüler 
über den weiteren Bildungsweg zu beraten.

(7) Eine Schülerin oder ein Schüler kann auf Antrag 
der Eltern oder bei Volljährigkeit auf eigenen Antrag am 
Ende der Einführungsphase oder nach dem ersten bis 
dritten Schulhalbjahr der Qualifikationsphase freiwillig 
um ein Schuljahr zurücktreten, sofern dadurch die zu-
lässige Verweildauer nach § 18 Abs. 4 SchulG nicht 
überschritten wird. Im Falle der Wiederholung gelten die 
Noten des Wiederholungsjahres. Eine Jahrgangsstufe 
kann nur einmal wiederholt werden.

§ 3
Fächer, Aufgabenfelder, Umfang und

Anforderungsniveaus
(1) Folgende Fächer, die jeweils einem Aufgabenfeld 

zugeordnet sind, werden in der Oberstufe unterrichtet:
1. Deutsch, Fremdsprachen, Kunst, Musik und Darstel-

lendes Spiel im sprachlich-literarisch-künstlerischen 
Aufgabenfeld;

2. Geschichte, Geographie, Wirtschaft/Politik, Religion 
und Philosophie im gesellschaftswissenschaftlichen 
Aufgabenfeld;

3. Mathematik, Biologie, Chemie, Physik und Informatik 
im mathematisch-naturwissenschaftlichen Aufgaben-
feld.

Sport (einschließlich Sporttheorie) ist keinem der drei 
Aufgabenfelder zugeordnet. Mit Genehmigung der 

Schulaufsichtsbehörde können Schulen bei Vorliegen 
besonderer Voraussetzungen weitere Fächer in das 
Angebot aufnehmen.

(2) Kernfächer sind die Fächer Deutsch, Mathematik 
und eine Fremdsprache, in der die Schülerin oder der 
Schüler im zwölfjährigen Bildungsgang mindestens seit 
Jahrgangsstufe 8 und im dreizehnjährigen Bildungsgang 
seit Jahrgangsstufe 9 unterrichtet worden ist.

(3) Die Kernfächer und das Profil gebende Fach 
werden in der Einführungsphase zur Hinführung auf das 
erhöhte Niveau dreistündig und in der Qualifikations-
phase auf erhöhtem Niveau vierstündig unterrichtet. 
Dabei wird ein vertieftes Verständnis vermittelt, das in die 
wissenschaftliche Arbeitsweise einführt. In allen anderen 
Fächern wird in der Einführungs- und Qualifikations-
phase zweistündiger Unterricht auf grundlegendem 
Niveau erteilt und entsprechende inhaltliche und metho-
dische Kenntnisse sowie Einsichten in die wichtigsten 
Fragen des jeweiligen Fachs vermittelt. Eine neu begin-
nende Fremdsprache muss in der Einführungs- und 
Qualifikationsphase vierstündig auf grundlegendem 
Niveau unterrichtet werden.

§ 4
Profile

(1) Die Schulleiterin oder der Schulleiter legt im 
Rahmen der von der Schulkonferenz nach § 63 Abs. 1 
Nr. 2 und 3 SchulG beschlossenen Grundsätze die Pro-
file fest. Jede Schule richtet grundsätzlich mindestens 
ein sprachliches und ein naturwissenschaftliches Profil 
ein. Ausnahmen bedürfen der Genehmigung der Schul-
aufsichtsbehörde.

(2) Als weitere Profile können das gesellschaftswis-
senschaftliche, das ästhetische und das sportliche Profil 
angeboten werden. Die Einrichtung eines sportlichen 
Profils bedarf besonderer sächlicher und personeller 
Voraussetzungen und einer Genehmigung durch die 
Schulaufsichtsbehörde.

(3) Abweichend von Absatz 1 Satz 2 können sich 
benachbarte gymnasiale Oberstufen bei der Zusammen-
stellung der Profile abstimmen. Daraus folgende Profil-
bildungen bedürfen der Genehmigung der Schulauf-
sichtsbehörde.

(4) Ein Profil hat eine gemeinsame thematische Aus-
richtung mit einer festgelegten Fächerkombination, bei 
der die Fächer verbindend unterrichtet werden. Zu einem 
Profil gehören mindestens drei Profilfächer. Diese sind:
1. das Profil gebende Fach, das auf erhöhtem Anforde-

rungsniveau unterrichtet wird; dieses kann mit Aus-
nahme der Kernfächer jedes als Abiturprüfungsfach 
zugelassene Fach sein, das auf erhöhtem Anforde-
rungsniveau unterrichtet werden kann.

2. mindestens zwei das Profil ergänzende Fächer auf 
grundlegendem Niveau aus zwei verschiedenen Auf-
gabenfeldern. 

Die gemeinsame thematische Ausrichtung und die 
Profil ergänzenden Fächer werden von der Schule im 
Rahmen der von der Schulkonferenz nach § 63 Abs. 1 
Nr. 2 und 3 SchulG beschlossenen Grundsätze mindes- 
tens für ein Schulhalbjahr festgelegt.

(5) Im Rahmen des Profils kann zusätzlich ein Seminar 
aus den Verstärkungsstunden (§ 5) angeboten werden. 
Im Seminar stehen fachübergreifende und Fächer ver-
bindende Themenstellungen sowie die Einübung ver-
schiedener Methoden im Vordergrund. Im Unterricht 
sind unterschiedliche Arbeitsformen sowie Verfahren 
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der Präsentation und der Erörterung von Ergebnissen 
anzuwenden. Das Seminar wird einem Aufgabenfeld 
zugeordnet.

(6) Mit dem Eintritt in die Einführungsphase wählen 
die Schülerinnen und Schüler ein Profil aus dem 
Angebot der Schule. Ein Wechsel des Profils ist zum 
Beginn des zweiten Halbjahres der Einführungsphase 
möglich. Ein Anspruch auf ein bestimmtes Profil besteht 
nicht.

§ 5
Verstärkungsstunden

Zur Erweiterung des Profils oder des Fächerangebots 
werden zwei zusätzliche Unterrichtsstunden eingesetzt. 
Diese werden verwendet für:
1. die Einrichtung eines Seminars oder
2. ein weiteres Profil ergänzendes Fach oder 
3. ein Fach, das nicht im jeweiligen Profil der Schule 

unterrichtet wird oder
4. die Aufstockung zweistündiger Fächer um eine oder 

zwei Unterrichtsstunden.

§ 6
Verpflichtender Unterricht

(1) Die Regelstundenzahl beträgt in jedem Schulhalb-
jahr der Oberstufe 34 Wochenstunden. Der Unterricht 
soll im Klassenverband stattfinden.

(2) Jede Schülerin und jeder Schüler erhält Unterricht:
1. in der Einführungs- und in der Qualifikationsphase in 

den Kernfächern (§ 3 Abs. 2), im Rahmen der Verstär-
kungsstunden gemäß § 5, in dem Fach Geschichte, in 
einem der Fächer Kunst, Musik oder Darstellendes 
Spiel, in dem Fach Sport sowie in einer weiteren 
Fremdsprache aus dem Angebot der Schule auf 
grundlegendem Niveau;

2. in der Einführungsphase zusätzlich zu Nummer 1 in 
drei Fächern aus dem mathematisch-naturwissen-
schaftlichen Aufgabenfeld sowie in den Fächern Geo-
graphie, Wirtschaft/Politik und Religion oder Philo-
sophie;

3. in der Qualifikationsphase zusätzlich zu Nummer 1 in 
zwei naturwissenschaftlichen Fächern, im ersten und 
zweiten Schulhalbjahr in Wirtschaft/Politik und Geo-
graphie oder Religion/Philosophie und im dritten und 
vierten Schulhalbjahr in zwei der Fächer Wirtschaft/
Politik, Geographie, Religion/Philosophie; in zwei 
Schulhalbjahren muss Religion/Philosophie unter-
richtet werden; eine der beiden auf grundlegendem 
Niveau zu unterrichtenden Naturwissenschaften kann 
durch Informatik ersetzt werden, wenn dieses Fach 
bereits in der Einführungsphase unterrichtet wurde.

(3) Schülerinnen und Schüler erhalten,
1. im sprachlichen Profil in der Einführungs- und Quali-

fikationsphase zusätzlich Unterricht in einer dritten 
Fremdsprache.

2. im naturwissenschaftlichen Profil in der Einführungs-
phase zusätzlich Unterricht in einem weiteren Fach 
und in der Qualifikationsphase in einem weiteren Fach 
aus dem mathematisch-naturwissenschaftlichen Auf-
gabenfeld.

3. im gesellschaftswissenschaftlichen Profil zusätzlich 
Unterricht in der Einführungsphase in einem weiteren 
Fach und in der Qualifikationsphase in einem weiteren 
Fach aus dem gesellschaftswissenschaftlichen Auf-
gabenfeld.

4. im ästhetischen Profil in der Einführungs- und Qualifi-
kationsphase zusätzlich Unterricht in einem der 
Fächer Kunst, Musik, Darstellendes Spiel, welches 
nicht Profil gebendes Fach ist.

5. im sportlichen Profil zusätzlich in der Einführungs- und 
Qualifikationsphase im Fach Sport zwei Wochen-
stunden Sporttheorie und in der Einführungsphase 
Unterricht in einem weiteren Fach.

(4) Alle Schülerinnen und Schüler nehmen im Rahmen 
des Unterrichts im Fach Wirtschaft/Politik im ersten Jahr 
der Qualifikationsphase an einem Wirtschaftspraktikum 
teil.

(5) Soll Sport im Abitur als viertes Prüfungsfach 
gewählt werden, erhalten die Schülerinnen und Schüler 
in der Einführungsphase eine Stunde und in den beiden 
Schuljahren der Qualifikationsphase je zwei Stunden 
zusätzlichen Unterricht in Sporttheorie.

(6) Schülerinnen und Schüler, die in der Sekundar-
stufe I nicht in einer zweiten Fremdsprache mindestens 
seit Jahrgangsstufe 8 und im dreizehnjährigen Bildungs-
gang mindestens seit Jahrgangsstufe 9 unterrichtet 
worden sind, erhalten in der Einführungs- und Qualifi- 
kationsphase vierstündigen Unterricht in einer neuen 
Fremdsprache.

(7) Wird eine fortgeführte Fremdsprache in Verbin-
dung mit einem anderen Sachfach bilingual Fächer ver-
bindend unterrichtet, bleibt die Wochenstundenzahl und 
Benotung beider Fächer davon unberührt

(8) Besonders leistungsstarke Schülerinnen und 
Schüler erhalten im Rahmen der Förderung ihrer Fähig-
keiten die Gelegenheit, nach den Möglichkeiten der 
Schule auch an einem Frühstudiengang einer Hoch-
schule gemäß § 38 Abs. 5 Hochschulgesetz teilzu-
nehmen.

§ 7
Leistungsbewertung, Versäumnis

(1) Jede Schülerin oder jeder Schüler erhält in der 
Oberstufe nach jedem Schulhalbjahr ein Zeugnis, in dem 
die im Unterricht erbrachten Leistungen bewertet und er-
reichte Abschlüsse beurkundet werden. Am Ende der 
Einführungsphase wird eine Ganzjahresnote erteilt.

(2) Die Bewertungen werden in Ziffern sowohl der 
sechsstufigen als auch der sechzehnstufigen Notenskala 
angegeben. Es werden je nach Notentendenz vergeben 
bei der
Note „sehr gut“ (1) 15, 14 oder 13 Punkte,
Note „gut“ (2) 12, 11 oder 10 Punkte,
Note „befriedigend“ (3) 9, 8 oder 7 Punkte,
Note „ausreichend“ (4) 6, 5 oder 4 Punkte,
Note „mangelhaft“ (5) 3, 2 oder 1 Punkt,
Note „ungenügend“ (6) 0 Punkte.

(3) Zu jedem Zeugnistermin beurteilt die Klassenkon-
ferenz die fachlichen Leistungen einer Schülerin oder 
eines Schülers. Sie erfasst in ihrem Urteil die Sach-, 
Methoden-, Sozial- und Selbstkompetenz. Dazu gehören 
die Leistungen in den Unterrichtsbeiträgen, die Leis- 
tungen in den Klassenarbeiten und die gleichwertigen 
sonstigen Feststellungen von Schülerleistungen gemäß 
Absatz 4 und 5, wobei die Unterrichtsbeiträge den Aus-
schlag geben. Die Lehrkräfte sind verpflichtet, die Schü-
lerinnen und Schüler über Bewertung der Unterrichtsbei-
träge und deren Kriterien zu informieren und ihnen 
rechtzeitig eine Verbesserung bis zum Abschluss des 
Schulhalbjahres zu ermöglichen.
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(4) In jedem Schulhalbjahr wird in jedem Fach mindes- 
tens eine Klassenarbeit angefertigt. In den drei- und vier-
stündigen Fächern wird zusätzlich eine zweite Klassen-
arbeit angefertigt oder eine andere gleichwertige Fest-
stellung von Schülerleistungen vorgenommen. 
Abweichend von Satz 1 und 2 wird
1. im vierten Schulhalbjahr der Qualifikationsphase in 

allen Fächern eine Klassenarbeit angefertigt oder eine 
gleichwertige Feststellung von Schülerleistungen vor-
genommen;

2. im zweistündigen Fach Sport statt einer Klassenarbeit 
eine andere gleichwertige Feststellung von Schüler-
leistungen getroffen.

Im Seminar wird mindestens in einem Schulhalbjahr 
statt einer Klassenarbeit eine schriftliche Hausarbeit mit 
Präsentation angefertigt.

(5) Jede Schülerin und jeder Schüler ist verpflichtet, 
im Laufe der Qualifikationsphase in zwei verschiedenen 
Fächern, zusätzlich zu Absatz 4, je eine einer Klassenar-
beit gleichwertige Leistung zu erbringen. Das können 
sein:
1. schriftliche Hausarbeiten;
2. Projekte, darunter auch experimentelle Arbeiten im 

naturwissenschaftlichen Bereich;
3. Referate oder
4. andere Präsentationen.

Die Wahl der Fächer aus dem Angebot der Schule ist 
frei. Es besteht kein Anspruch auf ein bestimmtes Fach. 

(6) Schülerinnen und Schüler können eine besondere 
individuelle Lernleistung, die im Rahmen oder Umfang 
von zwei aufeinander folgenden Schulhalbjahren 
erbracht wird, in das Abitur einbringen. „Besondere 
Lernleistungen“ können sein:
1. eine Jahres- oder Seminararbeit,
2. die Ergebnisse eines umfassenden, auch fachüber-

greifenden Projektes oder Praktikums,
3. ein umfassender Beitrag aus einem von den Ländern 

geförderten Wettbewerb in Bereichen, die schuli-
schen Referenzfächern zugeordnet werden können. 
Eine solche „besondere Lernleistung“ ist schriftlich zu 
dokumentieren, ihre Ergebnisse stellt die Schülerin 
oder der Schüler in einem Kolloquium dar, erläutert sie 
und antwortet auf Fragen.

(7) Wer der Verpflichtung zur regelmäßigen Teil-
nahme am Unterricht in der gymnasialen Oberstufe nicht 
nachkommt, hat unverzüglich über die Gründe einen 
Nachweis zu führen. Nimmt die Schülerin oder der 
Schüler nicht am Unterricht teil und beruft sie oder er 
sich für das Fehlen auf gesundheitliche Gründe, findet 
§ 4 Abs. 2 der Landesverordnung über die schulärztli-
chen Aufgaben vom 7. März 2003 (NBI. MBWFK. 
Schl.-H. – S – S. 89), Zuständigkeiten und Ressortbe-
zeichnungen ersetzt durch Verordnung vom 12. Oktober 
2005 (GVOBI. Schl.-H. S. 487), entsprechende Anwen-
dung. Will sie oder er aus anderen Gründen nicht am 
Unterricht teilnehmen, hat sie oder er einen Antrag auf 
Beurlaubung (§ 15 SchulG) zu stellen. Entzieht sich eine 
Schülerin oder ein Schüler vorsätzlich der Leistungsfest-
stellung in einem Fach, kann die Leistung in diesem Fach 
mit 0 Punkten bewertet werden, wenn die Schülerin oder 
der Schüler sowie bei Minderjährigen deren oder dessen 
Eltern auf diese Möglichkeit aus konkretem Anlass oder 
zu Beginn eines Schuljahres hingewiesen worden sind. 
Dieser Hinweis ist zu dokumentieren.

(8) Halbjahresleistungen in Fächern, die mit 0 Punkten 
bewertet wurden, gelten als nicht erbracht. Wenn es 
sich dabei um eine in die Gesamtqualifikation zum Abitur 
einbringungspflichtige Leistung handelt, müssen Schü-
lerinnen und Schüler um eine Jahrgangsstufe zurück-
treten.

(9) Anlässlich von Leistungsermittlungen der Schüle-
rinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förder-
bedarf oder mit einer Behinderung ist Nachteilsausgleich 
zu gewähren.

Abschnitt II
Abiturprüfung

§ 8
Abiturprüfungsfächer

(1) Die Abiturprüfung besteht aus fünf Prüfungen in 
unterschiedlichen Fächern. Es werden drei schriftliche 
Prüfungen, eine mündliche Prüfung und in einem fünften 
Prüfungsfach wahlweise eine schriftliche Prüfung oder 
eine Präsentationsprüfung oder eine „besondere Lern-
leistung“ abgelegt. Kernfächer können nur erstes oder 
zweites Prüfungsfach sein. Abiturprüfungsfächer 
können alle Fächer sein, für die Abiturprüfungsanfor- 
derungen in Schleswig-Holstein bestehen.

(2) Zu Beginn des dritten Schulhalbjahres der Quali- 
fikationsphase teilt die Schülerin oder der Schüler der 
Schule mit, in welchen fünf Fächern die Abiturprüfung 
abgelegt werden soll und entscheidet über die Prüfungs-
form der fünften Prüfung. Die Schülerin oder der Schüler 
berücksichtigt bei der Wahl folgende verbindliche Vor-
gaben:
1. Erstes und zweites schriftliches Abiturprüfungsfach 

sind zwei der drei Kernfächer (Deutsch, Fremd-
sprache oder Mathematik).

2. Drittes schriftliches Abiturprüfungsfach ist das Profil 
gebende Fach.

3. Aus jedem Aufgabenfeld ist mindestens ein Fach als 
Abiturprüfungsfach zu wählen.

4. Die ausgewählten Fächer wurden durchgängig in der 
Einführungs- und Qualifikationsphase belegt.

5. Sport (einschließlich Sporttheorie) kann als Profil 
gebendes Fach drittes Prüfungsfach und in allen 
anderen Profilen viertes Prüfungsfach sein.

§ 9
Abiturprüfungskommission

(1) Für die Durchführung der Abiturprüfung wird an 
der Schule eine Abiturprüfungskommission gebildet. 
Den Vorsitz hat die Schulleiterin oder der Schulleiter. Sie 
oder er beruft vier Lehrkräfte der Schule, darunter die 
Oberstufenleiterin oder den Oberstufenleiter, als weitere 
Mitglieder. Sie oder er bestellt ein Mitglied zur Schrift-
führerin oder zum Schriftführer. Die Mitglieder müssen 
die Befähigung für die Laufbahn der Studienrätinnen 
oder Studienräte an Gymnasien haben.

(2) Den Vorsitz in der Abiturprüfungskommission kann 
eine Vertreterin oder ein Vertreter der Schulaufsichts- 
behörde übernehmen. Insoweit gehört sie oder er der 
Abiturprüfungskommission zusätzlich an.

(3) Die Abiturprüfungskommission ist beschlussfähig, 
wenn mindestens drei Mitglieder anwesend sind. Im Ver-
hinderungsfall kann die oder der Vorsitzende Ersatzmit-
glieder bestellen. Bei Abstimmungen besteht die Pflicht 
zur Stimmabgabe. Entscheidungen werden mit Mehrheit 
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getroffen. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme der 
oder des Vorsitzenden den Ausschlag. Hinsichtlich des 
Ausschlusses von Personen bei der Beratung und 
Beschlussfassung gilt § 81des Landesverwaltungsge-
setzes.

(4) Die Abiturprüfungskommission entscheidet über 
die zur Durchführung der Prüfung erforderlichen Maß-
nahmen.

(5) Gegen die Entscheidungen der Abiturprüfungs-
kommission kann die oder der Vorsitzende Einspruch 
erheben. Der Einspruch hat aufschiebende Wirkung. 
Über den Einspruch entscheidet die Schulaufsichtsbe-
hörde.

§ 10
Prüfungstermine, Meldung zur Abiturprüfung

und Rücktritt

(1) Am Ende des dritten Schulhalbjahres der Qualifi-
kationsphase melden sich die Schülerinnen und Schüler 
schriftlich zur Abiturprüfung. Den Termin zur Meldung 
legt die Abiturprüfungskommission fest. Die Schüle-
rinnen und Schüler haben die Zeugnisse aus der Quali-
fikationsphase vorzulegen und nachzuweisen, dass sie 
die Bedingungen für die Zulassung zur schriftlichen Prü-
fung erfüllen.

(2) Die Prüfungskommission beschließt die Zulas-
sung, wenn die Schülerin oder der Schüler die für den 
Block I der Gesamtqualifikation in § 20 festgesetzten 
Bedingungen erfüllt.

(3) Eine Schülerin oder ein Schüler, die oder der sich 
nicht zur Abiturprüfung meldet oder nach Absatz 1 
Satz 3 nicht an der Abiturprüfung teilnehmen kann, tritt 
um eine Jahrgangsstufe zurück, soweit sie oder er nicht 
wegen Überschreitung der im § 18 Abs. 4 SchulG 
bezeichneten Schulbesuchszeiten aus der Schule zu 
entlassen ist. Die Abiturprüfungskommission teilt die 
Entscheidung der Schülerin oder dem Schüler und 
gegebenenfalls ihren oder seinen Eltern schriftlich mit 
(§ 31SchulG).

(4) Die Abiturprüfung findet im vierten Schulhalbjahr 
der Qualifikationsphase statt. Die Schulaufsichtsbe-
hörde teilt der Schule einen Zeitplan für die zentralen 
und dezentralen Prüfungen mit. Innerhalb des Zeitplanes 
legt die oder der Vorsitzende der Abiturprüfungskom-
mission die Prüfungstage und Prüfungsgruppen fest und 
gibt sie in der Schule bekannt.

(5) Die Termine für schriftliche Prüfungen sind so zu 
legen, dass die einzelne Schülerin oder der einzelne 
Schüler nicht an drei oder vier auf einander folgenden 
Tagen die Prüfungsarbeiten zu schreiben hat.

(6) Hat die Schülerin oder der Schüler sich gemäß 
§ 8 Abs. 1 und 2 für die schriftliche Prüfung im fünften 
Prüfungsfach entschieden, wird diese im Rahmen der 
schriftlichen Prüfungen durchgeführt. Bei der Wahl 
einer Präsentationsprüfung, die mündliche oder schrift-
liche Anteile umfasst, oder der Einbringung einer 
„besonderen Lernleistung“, in der ein Kolloquium abge-
halten wird, werden diese Prüfungen so durchgeführt, 
dass die Noten mit den Ergebnissen der mündlichen 
Prüfungen bekannt gegeben werden können.

(7) In der mündlichen Abiturprüfung sollen alle Prü-
fungen eines Prüflings am selben Tag stattfinden. Prüf-
linge mit drei oder vier Prüfungen entscheiden, ob sie an 
einem oder an zwei aufeinanderfolgenden Tagen geprüft 
werden wollen.

Unterabschnitt 1:
Schriftliche Abiturprüfung in den Kernfächern

und dem Profil gebenden Fach

§ 11
Verfahren

(1) Die Schulaufsichtsbehörde stellt die Aufgaben für 
die schriftliche Prüfung in den Kernfächern zentral. In 
den anderen Fächern stellt die Fachlehrkraft des dritten 
Schulhalbjahres der Qualifikationsphase die Aufgaben 
und legt sie der Schulaufsichtsbehörde zur Genehmi-
gung vor. Hat die Schulaufsichtsbehörde gegen die vor-
geschlagenen Aufgaben Bedenken, fordert sie die 
Abiturprüfungskommission unter Darlegung der Gründe 
auf, neue Aufgaben einzureichen. Die Aufgaben müssen 
so gestellt sein, dass ihre Lösungen auf der Grundlage 
sicherer Kenntnisse vor allem die Fähigkeit zu selbst-
ständiger geistiger Arbeit erfordern. Unbeschadet einer 
Schwerpunktbildung dürfen nicht alle Aufgabenvor-
schläge den Sachgebieten des dritten und vierten Schul-
halbjahres entnommen sein. Die Aufgabenvorschläge 
dürfen keine inhaltliche Wiederholung von schriftlichen 
Leistungsnachweisen der Qualifikationsphase dar-
stellen. Die fachlichen Anforderungen richten sich nach 
den Lehrplänen für die gymnasiale Oberstufe. Schüle-
rinnen und Schülern mit sonderpädagogischem Förder-
bedarf oder mit einer Behinderung ist Nachteilsausgleich 
zu gewähren.

(2) Ist Kunst oder Musik schriftliches Prüfungsfach, 
kann mit Genehmigung der Schulaufsichtsbehörde an 
die Stelle der schriftlichen Abiturprüfung eine besondere 
Fachprüfung treten, die einen kunstpraktischen oder 
musikpraktischen und einen schriftlichen Teil enthält. Ist 
Sport als Profil gebendes Fach schriftliches Prüfungs-
fach, tritt an die Stelle der schriftlichen Abiturprüfung 
eine besondere Fachprüfung, die einen fachpraktischen 
und einen schriftlichen Teil enthält.

(3) Vor Beginn der schriftlichen Abiturprüfung werden 
die Prüflinge auf die Verfahren bei besonderen Vor-
kommnissen gemäß § 21 hingewiesen.

(4) Die Aufgaben dürfen den Prüflingen erst bei 
Beginn der betreffenden Arbeit bekannt gegeben 
werden. Jede vorzeitige Bekanntgabe einer Prüfungsauf-
gabe oder ein Hinweis darauf führt zur Ungültigkeit 
dieses Prüfungsteils.

(5) Die Prüfungsaufgaben werden jedem Prüfling 
schriftlich vorgelegt. Er bearbeitet die Aufgaben unter 
ständiger Aufsicht.

(6) Die Prüfungszeit beträgt in den Kernfächern und 
dem Profil gebenden Fach fünf Zeitstunden, in einem 
weiteren schriftlichen Prüfungsfach vier Zeitstunden. Mit 
Genehmigung der Schulaufsichtsbehörde dürfen diese 
Zeiten um höchstens eine Zeitstunde verlängert werden, 
wenn es zur Durchführung von Schülerexperimenten 
oder für gestalterische Aufgaben erforderlich ist.

(7) Die Arbeitszeit beginnt mit der Aushändigung der 
schriftlichen Aufgabe. Können die Prüflinge zwischen 
verschiedenen Aufgaben wählen, beginnt die Arbeitszeit 
nach einer Frist, die 20 Minuten nicht überschreiten darf. 
Bei Experimenten, die von Lehrkräften durchgeführt 
werden, beginnt die Arbeitszeit nach Abschluss des 
Experiments.

(8) Die Prüflinge dürfen bei den Arbeiten nur von der 
Schulaufsichtsbehörde genehmigte Hilfsmittel benutzen. 
Die Arbeiten werden auf Papier gefertigt, das die Schule 
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stellt. Der Prüfling hat die Reinschrift mit allen Entwürfen 
und Aufzeichnungen abzugeben.

§ 12
Bewertung

(1) Jede schriftliche Arbeit wird zunächst von der 
Fachlehrerin oder dem Fachlehrer des Prüfungsfaches 
(Erstgutachterin oder Erstgutachter) korrigiert, beurteilt 
und benotet. Sie oder er muss die Befähigung für die 
Laufbahn der Studienrätinnen oder Studienräte an Gym-
nasien und die Lehrbefähigung für das jeweilige Fach 
besitzen. Die zusammenfassende Beurteilung schließt 
mit einer der sechs Noten nach § 7 Abs. 2, die in Worten 
anzugeben ist. Die Notentendenz wird durch die ein-
fache Punktzahl in Klammern dahinter vermerkt.

(2) Bei gehäuften Verstößen gegen grammatische 
und orthographische Regeln oder bei schwerwiegenden 
Mängeln in der äußeren Form werden im Gesamturteil 
bis zu zwei Punkte der einfachen Wertung abgezogen. In 
Fächern, in denen Grammatik und Orthographie bereits 
in die Fachbeurteilung eingeflossen sind, führen nur 
noch schwerwiegende Mängel in der äußeren Form zu 
einem Punktabzug.

(3) Jede Arbeit wird von einer Zweitgutachterin oder 
einem Zweitgutachter eigenständig korrigiert und 
benotet. Zweitgutachterin oder Zweitgutachter ist eine 
von der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden der Abitur-
prüfungskommission bestimmte Lehrkraft, die die Befä-
higung für die Laufbahn der Studienrätinnen oder Studi-
enräte an Gymnasien und die Lehrbefähigung für das 
jeweilige Fach besitzt oder im Ausnahmefall eine andere 
fachkundige Lehrkraft. Die Schulaufsichtsbehörde muss 
eine Lehrkraft eines anderen Gymnasiums oder einer 
anderen Gemeinschaftsschule zur Zweitgutachterin 
oder zum Zweitgutachter bestimmen, wenn eine ausrei-
chend qualifizierte Lehrkraft an der eigenen Schule nicht 
zur Verfügung steht oder andere wichtige Gründe es 
nahe legen.

(4) Bei abweichender Benotung einer Arbeit durch 
Erstgutachterin oder Erstgutachter und Zweitgutachterin 
oder Zweitgutachter legt die Abiturprüfungskommission 
Note und Punktzahl fest. Sie kann eine weitere Lehrkraft 
mit der Lehrbefähigung in diesem Fach zur Beratung her-
anziehen. Kommt eine Mehrheit für eine bestimmte 
Punktzahl nicht zustande, setzt die Vorsitzende oder der 
Vorsitzende der Abiturprüfungskommission unter 
Berücksichtigung der genannten Punktzahlen und der 
vorgetragenen Argumente das Ergebnis fest.

(5) Schriftliche Prüfungsarbeiten werden der Schul-
aufsichtsbehörde auf Anforderung vorgelegt. Die Schul-
aufsichtsbehörde kann die Benotung aufheben und eine 
Neufestsetzung vornehmen.

(6) Die Klassenlehrerin oder der Klassenlehrer kann 
vor der Bekanntgabe der Benotung an die Schülerinnen 
und Schüler in die Prüfungsarbeiten und die zugehörigen 
Gutachten Einsicht nehmen.

Unterabschnitt 2:
Mündliche und weitere Abiturprüfungen

§ 13
Zulassung

Am Ende der Unterrichtszeit des vierten Schulhalb-
jahres der Qualifikationsphase entscheidet die Abitur-
prüfungskommission, ob die Schülerin oder der Schüler 

unter Einbeziehung der im vierten Schulhalbjahr 
erbrachten Leistungen an der mündlichen Abiturprüfung 
teilnehmen kann. Die Prüfungskommission spricht die 
Zulassung zur mündlichen Abiturprüfung aus, wenn die 
Voraussetzungen für das Bestehen der Abiturprüfung 
gemäß § 20 noch gegeben sind. Bei Schülerinnen und 
Schülern, die nicht zugelassen werden können, gilt die 
Abiturprüfung als nicht bestanden. Eine Nichtzulassung 
ist der Schülerin oder dem Schüler und gegebenenfalls 
den Eltern schriftlich mitzuteilen (§ 31 SchulG).

§ 14
Wahl zusätzlicher mündlicher Prüfungsfächer

(1) Die Ergebnisse der schriftlichen Prüfungsfächer 
werden den Prüflingen durch die Vorsitzende oder den 
Vorsitzenden der Abiturprüfungskommission oder durch 
ein von ihr oder ihm beauftragtes Mitglied mindestens 
eine Woche, jedoch frühestens am sechsten Unter-
richtstag vor Beginn der mündlichen Prüfung mitgeteilt. 
Der Sonnabend wird nicht als Unterrichtstag gezählt. 
Bewegliche Ferientage haben keine Verlängerung der 
Frist nach Absatz 1 zur Folge. Nach der Mitteilung haben 
die Prüflinge bis zur mündlichen Prüfung unterrichtsfrei.

(2) Nach Mitteilung der Ergebnisse der schriftlichen 
Prüfungsarbeiten und Aushändigung der Zeugnisse für 
das vierte Schulhalbjahr der Qualifikationsphase ist den 
Prüflingen Gelegenheit zu geben, sich durch die Klas-
senlehrerin oder den Klassenlehrer und die Prüferin oder 
den Prüfer beraten zu lassen, insbesondere über die 
Zuwahl mündlicher Prüfungen. Die Beratung darf sich 
nicht auf spezielle Inhalte der Prüfungsaufgaben 
beziehen.

(3) Die Schülerinnen und Schüler werden in einem 
Prüfungsfach mündlich geprüft.

(4) In den schriftlich geprüften Fächern finden münd-
liche Prüfungen nur auf Antrag des Prüflings statt. Der 
Prüfling hat den Antrag innerhalb der beiden ersten 
Unterrichtstage nach Mitteilung des Ergebnisses der 
schriftlichen Prüfung zu stellen. Die Entscheidung des 
Prüflings ist verbindlich.

§ 15
Fachausschuss

(1) Für jede mündliche Prüfung und jede Präsentati-
onsprüfung wird ein Fachausschuss gebildet. Jedem 
Fachausschuss gehören an:
1. eine Vorsitzende oder ein Vorsitzender
2. eine Prüferin oder ein Prüfer
3. eine Schriftführerin oder ein Schriftführer
4. und eine Fachbeisitzerin oder ein Fachbeisitzer.

Die oder der Vorsitzende der Abiturprüfungskommis-
sion oder die Schulleiterin oder der Schulleiter kann als 
zusätzliches Mitglied einem Fachausschuss beitreten. 
Die Schulaufsichtsbehörde kann auch Lehrkräfte eines 
anderen Gymnasiums oder einer anderen Gemein-
schaftsschule zu Mitgliedern eines Fachausschusses 
bestellen.

(2) Den Vorsitz in einem Fachausschuss hat die oder 
der Vorsitzende der Abiturprüfungskommission oder die 
Schulleiterin oder der Schulleiter oder eine von dieser 
oder diesem bestimmte Lehrkraft der Schule mit der 
Befähigung für die Laufbahn der Studienrätinnen oder 
Studienräte an Gymnasien.

(3) Prüferin oder Prüfer soll die Fachlehrerin oder der 
Fachlehrer des vierten Schulhalbjahres der Qualifikati-
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onsphase oder beim Kolloquium die das Seminar oder 
die Präsentation betreuende Lehrkraft sein. Sie oder er 
soll die Befähigung für die Laufbahn der Studienrätinnen 
oder Studienräte an Gymnasien und die Lehrbefähigung 
für das jeweilige Fach besitzen. Im Falle der Verhinde-
rung bestimmt die oder der Vorsitzende der Abiturprü-
fungskommission eine andere Lehrkraft der Schule mit 
der Lehrbefähigung für dieses Fach zur Prüferin oder 
zum Prüfer.

(4) Schriftführerin oder Schriftführer und Fachbeisit-
zerin oder Fachbeisitzer sind Lehrkräfte, die die Befähi-
gung für die Laufbahn der Studienrätinnen oder Studien-
räte an Gymnasien und die Lehrbefähigung für das 
jeweilige Fach besitzen. Im Ausnahmefall können auch 
andere fachkundige Lehrkräfte eingesetzt werden. 
Schriftführerin oder Schriftführer und Fachbeisitzerin 
oder Fachbeisitzer werden von der oder dem Vorsit-
zenden der Abiturprüfungskommission aus dem Kolle-
gium der Schule berufen. In Ausnahmefällen kann auf die 
Berufung einer Fachbeisitzerin oder eines Fachbeisit-
zers verzichtet werden.

(5) Ein Fachausschuss ist beschlussfähig, wenn alle 
Mitglieder anwesend sind. Nur die Mitglieder des Fach-
ausschusses sind stimmberechtigt; sie sind zur Stimm-
abgabe verpflichtet. § 9 Abs. 3 Satz 5 gilt entsprechend.

(6) Gegen die Entscheidungen des Fachausschusses 
kann dessen Vorsitzende oder Vorsitzender Einspruch 
erheben. Der Einspruch hat aufschiebende Wirkung. 
Über den Einspruch entscheidet die Abiturprüfungskom-
mission.

§ 16
Verfahren

(1) Die mündliche Prüfung wird als Einzelprüfung 
durchgeführt. Sie dauert in der Regel 20 Minuten. Ist 
Sport viertes Prüfungsfach, umfasst die Prüfung einen 
fachpraktischen und einen theoretischen (mündlichen) 
Teil. Der fachpraktische Teil kann zeitlich vorgezogen 
werden.

(2) Die mündliche Prüfung besteht aus zwei Auf-
gaben, die dem Prüfling zur Vorbereitung schriftlich vor-
gelegt werden. Die Aufgaben für die mündliche Prüfung 
stellt die Prüferin oder der Prüfer im Einvernehmen mit 
der oder dem Vorsitzenden des Fachausschusses. Die 
oder der Vorsitzende des Fachausschusses kann eine 
Änderung der Aufgabenstellung verlangen. Die Auf-
gaben, die unterrichtlichen Voraussetzungen und die 
sich daraus ergebenden fachlichen Anforderungen der 
Aufgaben werden den Mitgliedern des Fachaus-
schusses drei Unterrichtstage vor der mündlichen Prü-
fung ausgehändigt. Die fachlichen Anforderungen 
richten sich nach den Lehrplänen für die gymnasiale 
Oberstufe. Die mündliche Prüfung darf keine inhaltliche 
Wiederholung der schriftlichen Leistungsnachweise der 
Qualifikationsphase oder der schriftlichen Prüfung sein. 
Sie darf sich nicht auf Sachgebiete eines Schulhalb-
jahres beschränken. Schülerinnen und Schülern mit son-
derpädagogischem Förderbedarf oder mit einer Behin-
derung ist Nachteilsausgleich zu gewähren.

(3) Die Prüflinge bereiten sich unter Aufsicht einer 
Lehrkraft vor. Zur Vorbereitung darf der Prüfling nur das 
von der Schule gestellte Papier und die genehmigten 
Hilfsmittel benutzen. Die Vorbereitungszeit beträgt 30 
Minuten. Mit Genehmigung der Abiturprüfungskommis-
sion darf die Vorbereitungszeit auf höchstens eine Zeit-

stunde verlängert werden, wenn dies für experimentelle 
oder gestalterische Aufgaben notwendig ist. Bei experi-
mentellen Aufgaben übernimmt eine fachkundige Lehr-
kraft die Aufsicht und achtet auf die Einhaltung der 
Sicherheitsbestimmungen.

(4) Der Prüfling behandelt die ihm gestellten Auf-
gaben in selbst gewählter Reihenfolge zunächst in freiem 
Vortrag, bei dem er seine während der Vorbereitungszeit 
angefertigten Aufzeichnungen benutzen kann. In einem 
anschließenden Prüfungsgespräch soll er ergänzende 
oder weitergehende Kenntnisse und Fähigkeiten nach-
weisen.

(5) Die oder der Vorsitzende des Fachausschusses 
sowie im Falle des § 15 Abs. 1 Satz 3 die oder der Vor-
sitzende der Abiturprüfungskommission und die Schul-
leiterin oder der Schulleiter können in die Prüfung ein-
greifen. Sie achten darauf, dass beide Aufgaben in 
angemessenem Umfang geprüft werden. Wenn der Ver-
lauf der Prüfung es nahe legt, kann die oder der Vorsit-
zende des Fachausschusses zulassen, dass sich auch 
andere Mitglieder am Prüfungsgespräch beteiligen.

(6) Nach jeder mündlichen Prüfung berät der Fach-
ausschuss über Note und Punktwert. Die Prüferin oder 
der Prüfer schlägt zunächst eine Note vor, die protokol-
liert wird. Andere fachkundige Lehrkräfte, die bei der 
mündlichen Prüfung anwesend sind, können von der 
oder dem Vorsitzenden des Fachausschusses über ihre 
Beurteilung der mündlichen Leistung befragt werden. 
Nach der Beratung gibt jedes Mitglied, beginnend mit 
der Prüferin oder dem Prüfer, seine endgültige Bewer-
tung in Note und Punktzahl an.

(7) Das Ergebnis der mündlichen Prüfung ist der nach 
Abs. 6 Satz 4 mit Mehrheit der Mitglieder festgesetzte 
Punktwert. Kommt diese für einen bestimmten Punkt-
wert nicht zustande, setzt die oder der Vorsitzende des 
Fachausschusses unter Berücksichtigung der 
genannten Punktzahlen und der vorgetragenen Argu-
mente das Ergebnis der Prüfung fest.

(8) Im Ausnahmefall können dem Prüfling auf Vor-
schlag des Fachausschusses und mit Zustimmung der 
oder des Vorsitzenden der Abiturprüfungskommission 
oder auf deren oder dessen Vorschlag neue Aufgaben 
gestellt werden.

(9) Vertreterinnen oder Vertreter der Schulaufsichts-
behörde können an den allgemeinen Beratungen, den 
mündlichen Prüfungen und den Beratungen in den Fach-
ausschüssen teilnehmen.

(10) Bei der mündlichen Abiturprüfung können bis zu 
je zwei Vertreterinnen und Vertreter des Schulelternbei-
rats und des Schulträgers sowie bis zu zwei Schüle-
rinnen und Schüler des zweiten Schulhalbjahres der 
Qualifikationsphase anwesend sein, wenn der Prüfling 
eine schriftliche Einverständniserklärung gegeben hat. 
Mit Zustimmung der Abiturprüfungskommission oder auf 
Einladung der Schulaufsichtsbehörde können Lehrkräfte 
anderer Schulen an der mündlichen Prüfung teilnehmen. 
Die Vertreterinnen oder Vertreter des Schulelternbeirats, 
des Schulträgers und die Lehrkräfte können auch in den 
Beratungen über die Prüfungen anwesend sein.

§ 17
Präsentation

(1) Eine Präsentation ist ein medienunterstützter Vor-
trag mit anschließendem Kolloquium; auch naturwissen-
schaftliche Experimente sowie musikalische oder künst-
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lerische Darbietungen sind mögliche Bestandteile. Die 
Präsentation kann eine fachübergreifende Themenstel-
lung umfassen, muss aber den Schwerpunkt in dem von 
der Schülerin oder dem Schüler gewählten Fach haben.

(2) Die Aufgaben für die Präsentation stellt die Lehr-
kraft des dritten Schulhalbjahres der Qualifikationsphase 
im Benehmen mit der Abiturprüfungskommission. Die 
Schülerin oder der Schüler erhält die Aufgabe so, dass 
sie oder er vier Schulwochen Zeit zur Bearbeitung hat. 
Spätestens 10 Tage vor dem Kolloquium muss eine 
schriftliche Dokumentation über den geplanten Ablauf 
der Präsentation mit allen Präsentationsinhalten der Prü-
ferin oder dem Prüfer übergeben werden. Sie ist nicht 
Grundlage der Beurteilung, sondern dient der Vorberei-
tung des Kolloquiums. Das Kolloquium findet vor dem 
Fachausschuss statt.

(3) Die Präsentationsprüfung gliedert sich in: die 
selbstständige Präsentation durch die Schülerin oder 
den Schüler und das Kolloquium. Beide Teile umfassen 
je 15 Minuten. Bei der Bewertung der Präsentation ist 
eine Gesamtnote gemäß § 16 Abs. 7 festzulegen.

§ 18
Besondere Lernleistung

(1) Eine „besondere Lernleistung“ kann
1. als fünftes Abiturprüfungsfach ins Abitur eingebracht 

werden oder
2. im Rahmen eines stattfindenden Seminars einen 

Leistungsnachweis aus einer schriftlichen Hausarbeit 
mit Präsentation ersetzen.

Eine „besondere Lernleistung“ kann nur einmal einge-
bracht werden. Die Arbeit an der „besonderen Lern-
leistung“ ist auf ein Jahr begrenzt. Die Schule legt den 
Abgabetermin fest. Der Beginn der Arbeit sowie der 
Abgabetermin müssen in der schriftlichen Dokumenta-
tion vermerkt werden.

(2) Die schriftliche Dokumentation soll nicht weniger 
als 20 und nicht mehr als 30 Seiten umfassen. Die Schü-
lerin oder der Schüler fügt auf einem gesonderten Blatt 
die mit Unterschrift versehene Versicherung bei, dass 
die Arbeit ohne fremde Hilfe angefertigt worden ist und 
keine anderen als die angegebenen Hilfsmittel benutzt 
worden sind. Der Umfang der schriftlichen Dokumenta-
tion aus Wettbewerbsleistungen, die im Rahmen von 
Bundeswettbewerben erbracht werden, wird durch 
Erlass geregelt.

(3) Gruppenarbeiten sind nicht zulässig; die indivi- 
duelle „besondere Lernleistung“ kann aber aus der 
gemeinsamen Beschäftigung mehrerer Schülerinnen 
oder Schüler mit einem Problem oder Projekt erwachsen 
und in eine individuelle „besondere Lernleistung“ 
münden.

(4) Für die Bewertung der besonderen Lernleistung 
wird ein Bewertungsausschuss nach Maßgabe des § 15 
Abs. 1 bis 4 gebildet. Ihm gehören ferner die Vorsitzende 
oder der Vorsitzende der Abiturprüfungskommission und 
eine weitere Fachlehrkraft als Zweitgutachterin oder 
Zweitgutachter an, sofern dies nicht die Fachbeisitzerin 
oder der Fachbeisitzer sind. Darüber hinaus kann ihr die 
Hochschullehrkraft angehören, die die Erbringung der 
besonderen Lernleistung mit betreut hat. Sie nimmt mit 
beratender Stimme teil. In jedem Fall soll eine Hoch-
schullehrkraft, die eine „besondere Lernleistung“ mit 
betreut hat, einen Beurteilungsvorschlag formulieren, 
der in eine Bewertung nach Maßstäben der Hochschule 

mündet. Die Bestimmungen des § 12 gelten sinngemäß. 
Der Bewertungsausschuss stellt auch fest, ob die 
„besondere Lernleistung“ oder wesentliche Teile von ihr 
nicht bereits anderweitig im Rahmen der Schule ange-
rechnet worden sind.

(5) Das Kolloquium vor dem Bewertungsausschuss 
findet zwei bis fünf Wochen nach Abgabe der Dokumen-
tation statt, spätestens aber bis zur Bekanntgabe der 
Noten der schriftlichen Abiturprüfung. Es dauert 30 
Minuten.

(6) Die Bewertung der „besonderen Lernleistung“ 
ergibt sich aus der schriftlichen Dokumentation und 
gegebenenfalls dem Produkt und der Präsentation im 
Kolloquium. Der Ausschuss bezieht den Beurteilungs-
beitrag der Hochschullehrkraft bei der Notenfindung ein. 
Die Bewertung der schriftlichen Dokumentation wird 
dem Prüfling spätestens eine Woche vor dem Kollo-
quium mitgeteilt Die Teilnoten werden protokolliert, die 
Gesamtnote wird in freier Notenfindung ermittelt.

(7) Die Note der besonderen Lernleistung wird der 
Schülerin oder dem Schüler unmittelbar nach der Bera-
tung der Bewertungskommission im Anschluss an das 
Kolloquium mitgeteilt. Stellt die Bewertungskommission 
fest, dass die „besondere Lernleistung“ nicht selbst-
ständig angefertigt wurde, wird gemäß § 21 Abs. 3 ver-
fahren.

Unterabschnitt 3:
Ergebnis der Abiturprüfung

§ 19
Bestehen und Nichtbestehen

(1) Die Abiturprüfung hat bestanden, wer die Voraus-
setzungen des § 20 erfüllt. Vor der Entscheidung über 
Bestehen oder Nichtbestehen wird der Prüfling, sofern 
er dies wünscht, von der Abiturprüfungskommission 
angehört.

(2) Vor Abschluss der Sitzung der Abiturprüfungs-
kommission darf den Prüflingen weder das Gesamter-
gebnis noch ein Teilergebnis der mündlichen Prüfung 
mitgeteilt werden. Die Beschlussfassung und Mitteilung 
kann jedoch vorgezogen werden, wenn sich im Verlauf 
der Prüfungen herausstellt, dass ein Prüfling nicht mehr 
bestehen kann.

(3) Die oder der Vorsitzende der Abiturprüfungskom-
mission teilt den Prüflingen das Ergebnis der Abiturprü-
fung mit. Eine bestandene Abiturprüfung kann nicht wie-
derholt werden. Prüflinge, die die Prüfung nicht 
bestanden haben, erhalten zusätzlich eine schriftliche 
Mitteilung, gegebenenfalls auch die Eltern (§ 31 
SchulG).

(4) Wer die Prüfung bestanden hat, erhält ein Abitur-
zeugnis nach dem Muster der Anlage 1. Die Durch-
schnittsnote ist nach Anlage 2 zu bilden. In Abschnitt I 
des Abiturzeugnisses sind die Bewertungen aller pflicht-
gemäß zu belegenden Fächer einzutragen, auf Wunsch 
der Schülerin oder des Schülers die Ergebnisse weiterer 
belegter Fächer außerhalb der Unterrichtspflicht. Die 
Bewertungen von Fächern, die nicht in die Gesamtqua-
lifikation eingehen, sind in Klammern zu setzen. Falls 
Lateinkenntnisse oder Griechischkenntnisse erworben 
wurden, ist das im Abiturzeugnis zu vermerken. Die 
Bedingungen für die Zuerkennung dieses Vermerks 
richten sich nach den Lehrplänen für die Fächer Latein 
und Griechisch.

Anl.
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(5) Schülerinnen und Schüler, die nach nicht bestan-
dener Abiturprüfung die Schule verlassen, erhalten ein 
Abgangszeugnis nach dem Muster der Anlage 3. Eine 
Schülerin oder ein Schüler, die oder der nach erstmals 
nicht bestandener Abiturprüfung die Schule weiter besu-
chen will, tritt um eine Jahrgangsstufe zurück. Die nicht 
bestandene Abiturprüfung kann einmal wiederholt 
werden. Die erneute Meldung zur Abiturprüfung muss 
zwei Schulhalbjahre nach der Meldung zur Abiturprü-
fung, die nicht bestanden wurde, erfolgen. Maßgebend 
für den Nachweis bei der Meldung zur Wiederholungs-
prüfung sind die Leistungen des wiederholten dritten und 
vierten Schulhalbjahres.

§ 20
Ermittlung der Gesamtqualifikation

(1) Die Gesamtqualifikation ergibt sich aus der Addi-
tion der Punktsummen
1. bestimmter Halbjahresleistungen in den Fächern 

(Block I) und
2. der Abiturprüfung (Block II).

(2) In Block I gehen 40 in den vier Schulhalbjahren 
erzielte Einzelergebnisse in einfacher Wertung aus der 
Qualifikationsphase ein. Insgesamt müssen mindestens 
200 Punkte und dabei 32-mal mindestens jeweils fünf 
Punkte in einfacher Wertung erreicht worden sein. Dabei 
dürfen nicht mehr als vier Leistungen unter fünf Punkten 
aus einem Aufgabenfeld stammen. Keine der Leistungen 
darf 0 Punkte betragen. Eine „besondere Lernleistung“ 
aus der Qualifikationsphase kann mit bis zu 15 Punkten 
in einfacher Wertung eingehen.

(3) In Block I einzubringen sind mindestens die Ergeb-
nisse der Qualifikationsphase aus vier Schulhalbjahren
1. in den Abiturfächern
2. in dem Kernfach, das nicht als Abiturfach gewählt ist
darüber hinaus ist sicher zu stellen, dass darunter sich 
befinden
1. fünf Ergebnisse aus Naturwissenschaften, von denen 

eins durch ein Ergebnis aus dem Fach Informatik 
ersetzt werden kann

2. vier Ergebnisse aus den Profil ergänzenden Fächern
3. zwei Ergebnisse aus dem ästhetischen Bereich 

(Kunst oder Musik oder Darstellendes Spiel)
4. zwei Ergebnisse der Fremdsprache, die nicht Kern-

fach ist
5. zwei Ergebnisse Geschichte
6. drei Ergebnisse aus der Fächergruppe Geographie 

und Wirtschaft/Politik
7. zwei Ergebnisse Religion oder Philosophie.

(4) Um auf die Gesamtzahl von 40 Ergebnissen in 
Block I zu kommen, kann sich die Schülerin oder der 
Schüler weitere Leistungen aus dem ersten bis vierten 
Schulhalbjahr der Qualifikationsphase frei auswählen. 
Darunter können maximal drei Ergebnisse aus dem Fach 
Sport einfließen. Sollen die Ergebnisse der in der Einfüh-
rungsphase neu begonnenen Fremdsprache einge-
bracht werden, müssen die Leistungen aus dem dritten 
und oder vierten Schulhalbjahr stammen.

(5) Die Schülerinnen und Schüler teilen am Ende des 
vierten Schulhalbjahres der Qualifikationsphase schrift-
lich mit, welche Halbjahresleistungen in Block I der Ge-
samtqualifikation eingehen sollen.

(6) In Block II gehen die Prüfungsleistungen der fünf 
Prüfungsfächer gemäß § 8 in vierfacher Wertung ein. 
Insgesamt müssen mindestens 100 Punkte und in 

mindes-tens drei Prüfungsfächern jeweils mindestens 
5 Punkte in einfacher Wertung erzielt worden sein. Wird 
eine Schülerin oder ein Schüler in einem Prüfungsfach 
schriftlich und mündlich geprüft, wird insgesamt die 
Punktzahl der schriftlichen Leistung doppelt, die der 
mündlichen Leistung einfach gezählt.

(7) Ein Punktausgleich zwischen den zwei Blöcken 
erfolgt nicht. Ein Ergebnis kann nur einmal eingebracht 
werden. Wenn eine der vorgeschriebenen Mindest-
punktzahlen nicht erreicht ist, ist die Prüfung auch dann 
nicht bestanden, wenn keine mangelhaften Einzelleis- 
tungen vorliegen.

(8) Im Block I können maximal 600 Punkte erreicht 
werden, im Block II 300. Aus den in Block I und II 
erreichten addierten Punktzahlen wird die Abiturdurch-
schnittsnote nach der Umrechnungstabelle in Anlage 2 
errechnet. Die Berechnung der Punktzahl in Block I und 
II erfolgt nach den Berechnungsformeln in Anlage 4.

Unterabschnitt 4:
Gemeinsame Bestimmungen

§ 21
Besondere Vorkommnisse

(1) Erkrankt ein Prüfling unmittelbar vor oder während 
der Abiturprüfung, kann er auf Beschluss der Abiturprü-
fungskommission bei unverzüglicher Vorlage einer ärzt-
lichen Bescheinigung die gesamte Prüfung oder den 
noch fehlenden Teil nachholen. Falls sich ein Prüfling 
wegen Krankheit unfähig zur Prüfung fühlt, kann er dies 
noch vor jedem Prüfungsteil, jedoch nicht mehr nach 
Bekanntgabe der zu bearbeitenden Aufgaben geltend 
machen. Eine ärztliche Bescheinigung ist unverzüglich 
vorzulegen. Die oder der Vorsitzende der Abiturprü-
fungskommission kann in Zweifelsfällen vom Prüfling die 
Vorlage eines amtsärztlichen Zeugnisses fordern.

(2) Die Abiturprüfung gilt als nicht bestanden, wenn 
ein Prüfling
1. nach Beginn der schriftlichen Prüfung aus Gründen 

zurücktritt, die er selbst zu vertreten hat;
2. Teile der schriftlichen oder mündlichen Prüfung aus 

Gründen, die er selbst zu vertreten hat, versäumt;
3. die Aufgaben unbearbeitet zurückgibt;
4. von der Prüfung nach Absatz 3 oder 4 ausge-

schlossen wird.
(3) Die Abiturprüfungskommission kann für eine 

Schülerin oder einen Schüler, die oder der täuscht, zu 
täuschen versucht oder bei einem Täuschungsversuch 
hilft, eine Wiederholung des betreffenden Prüfungsteils 
anordnen oder sie oder ihn von der weiteren Teilnahme 
an der Prüfung ausschließen. Der Prüfling setzt die Prü-
fung bis zur Entscheidung der Abiturprüfungskommis-
sion fort.

(4) Behindert ein Prüfling durch sein Verhalten die 
Prüfung so schwerwiegend, dass es nicht möglich ist, 
seine Prüfung oder die anderer Prüflinge ordnungs-
gemäß durchzuführen, kann er durch die Abiturprüfungs-
kommission von der weiteren Teilnahme an der Prüfung 
ausgeschlossen werden.

§ 22
Niederschriften

(1) Über die Sitzungen der Abiturprüfungskommission 
und der Fachausschüsse einschließlich der fachprakti-
schen Prüfung im Fach Sport sowie über den Verlauf der 

Anl.

Anl.
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schriftlichen und mündlichen Abiturprüfungen sind Nie-
derschriften zu fertigen.

(2) Den Niederschriften der mündlichen Prüfungen, 
Präsentationen und Kolloquien vor den Fachaus-
schüssen muss neben dem Verlauf auch die Ermittlung 
des Ergebnisses nach § 16 Abs. 6 und 7 zu entnehmen 
sein.

(3) Die Niederschriften sind von den jeweiligen Vorsit-
zenden und Schriftführerinnen und Schriftführern, bei 
schriftlichen Prüfungen von den Aufsicht führenden 
Lehrkräften zu unterzeichnen.

§ 23
Erwerb der Fachhochschulreife (schulischer Teil)

(1) Schülerinnen und Schüler der gymnasialen Ober-
stufe können am Ende des zweiten Schulhalbjahres der 
Qualifikationsphase die Fachhochschulreife (schuli-
scher Teil) erwerben. Wenn sie die Schule ohne Errei-
chen der Allgemeinen Hochschulreife verlassen, wird 
ihnen auf Antrag hierüber ein Zeugnis nach dem Muster 
der Anlage 5 ausgestellt. Bei einer Wiederholung des 
Schuljahres gelten die Ergebnisse des ersten Durch-
gangs als nicht erbracht. Zum Erreichen der Fachhoch-
schulreife (schulischer Teil) kann die Höchstdauer des 
Besuchs der Oberstufe beansprucht werden.

(2) Voraussetzung für den Erwerb der Fachhoch-
schulreife (schulischer Teil) ist, dass die Schülerin oder 
der Schüler
1. Unterricht in zwei zeitlich aufeinander folgenden 

Schulhalbjahren der Qualifikationsphase belegt hat.
2. in 19 Halbjahresleistungen mindestens 95 Punkte 

erzielt hat, in 12 mindestens jeweils fünf Punkte in ein-
facher Wertung und nicht mehr als zwei Leistungen 
unter fünf Punkten aus einem Aufgabenfeld stammen.

3. bei den Ergebnissen, die aus dem Unterricht auf 
erhöhtem Anforderungsniveau stammen, mindestens 
zwei Schulhalbjahresergebnisse mit je fünf Punkten in 
einfacher Wertung erreicht hat.

(3) Unter den nach Absatz 2 anzurechnenden Halb-
jahresleistungen müssen jeweils zwei enthalten sein aus:
1. Deutsch,
2. einer fortgeführten Fremdsprache,
3. Geschichte
4. Wirtschaft/Politik oder Geographie,
5. Mathematik
6. einer Naturwissenschaft
7. dem Profil gebenden Fach
und eine Halbjahresleistung aus:
1. Religion oder Philosophie
2. dem ästhetischen Bereich (Kunst oder Musik oder 

Darstellendes Spiel).
In einem Fach können höchstens zwei Leistungen 

angerechnet werden. Leistungen, die mit null Punkten 
bewertet worden sind, können nicht angerechnet 
werden. Von themengleichem Unterricht kann nur eine 
Leistung angerechnet werden.

(4) Aus der Bewertung der nach den Absätzen 2 und 
3 anzurechnenden Leistungen wird eine Gesamtpunkt-
zahl und nach Anlage 6 eine Durchschnittsnote ermittelt.

(5) Schülerinnen oder Schüler, die am Ende des 
zweiten Schulhalbjahres der Qualifikationsphase die in 
Absatz 2 genannten Bedingungen nicht erfüllen und 
nicht um eine Jahrgangsstufe zurücktreten müssen, 
können am Ende des dritten Schulhalbjahres die Fach-
hochschulreife erwerben, wenn sie diese Bedingungen, 

einschließlich der Unterrichtsverpflichtungen in den 
Fächern der drei Aufgabenfelder, allein mit den Leis- 
tungen des zweiten und dritten Schulhalbjahres erfüllen. 
Dies gilt unter den gleichen Voraussetzungen für Schü-
lerinnen und Schüler am Ende des vierten Schulhalb-
jahres entsprechend hinsichtlich der im dritten und 
vierten Schulhalbjahr erbrachten Leistungen. Statt der in 
Absatz 3 Satz 1 Nr. 2 genannten Fremdsprache kann 
auch die in der Einführungsphase neu begonnene 
Fremdsprache eingebracht werden; die Leistungen 
müssen dann jedoch aus dem dritten und vierten Schul-
halbjahr stammen.

(6) Auch für Schülerinnen und Schüler, die nach 
Absatz 5 den Erwerb der Fachhochschulreife anstreben, 
bleiben die Unterrichtverpflichtungen nach den §§ 6 und 
7 unberührt.

(7) Für Schülerinnen und Schüler, die um eine Jahr-
gangsstufe zurücktreten, ohne die Bedingungen für den 
Erwerb der Fachhochschulreife erfüllt zu haben, dürfen 
nur Fächer zur Feststellung der Fachhochschulreife her-
angezogen werden, die ausschließlich in zwei aufein-
ander folgenden Schulhalbjahren besucht wurden. Bei 
Rücktritt am Ende des ersten Jahres der Qualifikations-
phase setzt der Erwerb der Fachhochschulreife die Wie-
derholung des ganzen Schuljahres voraus, bei späterem 
Rücktritt ist ihr Erwerb bereits nach einem wiederholten 
Schulhalbjahr möglich.

(8) Die Gesamtpunktzahl, die sich aus der Bewertung 
der Ergebnisse der Qualifikationsphase nach Absatz 2 
ergibt, wird entsprechend der Anlage 6 in die Durch-
schnittsnote N umgerechnet; mindestens 95, höchstens 
285 Punkte sind zu erzielen. Eine Punktzahl über 260 
ergibt die Durchschnittsnote 1,0. Die Durchschnittsnote 
wird auf eine Stelle nach dem Komma errechnet; es wird 
nicht gerundet.

(9) Falls Lateinkenntnisse oder Griechischkenntnisse 
erworben wurden, ist das im Zeugnis zu vermerken. Die 
Bedingungen für die Zuerkennung dieses Vermerks rich-
ten sich nach den Lehrplänen für die Fächer Latein und 
Griechisch.

§ 24
Anlagen

Die Anlagen 1 bis 6 sind Bestandteil dieser Verord-
nung.

Abschnitt III:
Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 25
Übergangs- und Schlussbestimmungen

(1) Diese Landesverordnung tritt am 1. August 2008 in 
Kraft. Sie tritt mit Ablauf des 31. Juli 2013 außer Kraft.

(2) Mit Ablauf des 31. Juli 2008 treten
1. die Landesverordnung über die Gestaltung der Ober-

stufe der Gymnasien und Gesamtschulen in 
Schleswig-Holstein vom 21. Dezember 1998 (NBI. 
MBWFK. Schl.-H. 1999 S. 8), geändert durch die 
Verordnung vom 23. April 2002 (NBI. MBWFK. 
Schl.-H. S. 311), und

2. die Landesverordnung über die Abiturprüfung für die 
gymnasiale Oberstufe vom 14. Dezember 1999 (NBl. 
MBWFK. 2000 S. 10), zuletzt geändert durch Verord-
nung vom 14. Dezember 2005 (NBl. MBF. 2006 S. 9),

außer Kraft.

Anl.

Anl.

Anl.

Anl.
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Abweichend hiervon finden die in Satz 1 genannten 
Verordnungen bis zum Abschluss des Bildungsganges 
Anwendung für die Schülerinnen und Schüler, die sich 
im Schuljahr 2008/2009 in der Jahrgangsstufe 12 und 
13 befinden. Treten Schülerinnen und Schüler der Jahr-
gangsstufe 12 des Schuljahres 2008/2009 in diesem 
oder im nachfolgenden Schuljahr gemäß § 2 Abs. 7 in die 
Jahrgangsstufe 11 oder 12 zurück, findet Satz 2 keine 
Anwendung.

(3) Diese Verordnung ist bis zum Ablauf des 31. Juli 
2010 auch auf Gesamtschulen mit der Maßgabe anzu-
wenden, dass

1. die Jahrgangsstufen 11 bis 13 die gymnasiale Ober-
stufe bilden und

2. Schülerinnen und Schüler mit der Versetzung in die 
Oberstufe zum Besuch der gymnasialen Oberstufe 
berechtigt sind.

§ 4 Abs. 1 Satz 3 findet bis 31. Juli 2010 auch auf 
Gesamtschulen Anwendung.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 2. Oktober 2007

Peter  Har r y  Cars tensen Ute  Erds iek -Rave
Ministerpräsident Ministerin

für Bildung und Frauen
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Landesverordnung
über das Berufliche Gymnasium (BGVO)

Vom 2. Oktober 2007

Aufgrund des § 126 Abs. 1 des Schulgesetzes 
(SchulG) vom 24. Januar 2007 (GVOBl. Schl.-H. S. 39, 
ber. S. 276) verordnet die Landesregierung § 5 Abs. 2, 
§ 6 Abs. 1, § 10 Abs. 4 und § 14; aufgrund des § 16 
Abs. 1 Satz 2 und des § 126 Abs. 3 SchulG verordnet 
das Ministerium für Bildung und Frauen die §§ 1 bis 5 
Abs. 1, § 6 Abs. 2 bis § 9, § 10 Abs. 1 bis 3, 5 und 6, die 
§§ 11 bis 13 sowie § 14:

Inhaltsübersicht
§ 1 Fachrichtungen
§ 2 Aufnahmevoraussetzungen
§ 3 Dauer und Gestaltung
§ 4 Fächer 
§ 5 Fächer auf erhöhtem Anforderungsniveau
§ 6 Einführungszeit
§ 7 Qualifikationsphase
§ 8 Stundentafeln
§ 9 Abiturprüfungsfächer
§ 10 Leistungsbewertung
§ 11 Abgangszeugnis
§ 12 Abiturzeugnis
§ 13 Erwerb der Fachhochschulreife (schulischer Teil)
§ 14 Inkrafttreten und Übergangsregelungen

§ 1
Fachrichtungen

Das Berufliche Gymnasium gliedert sich nach Maß-
gabe des § 92 SchulG in die Fachrichtungen
1. Agrarwirtschaft,
2. Ernährung,
3. Gesundheit und Soziales,
4. Technik,
5. Wirtschaft.

§ 2
Aufnahmevoraussetzung

(1) In das Berufliche Gymnasium werden Bewerbe-
rinnen und Bewerber mit einem Realschulabschluss 
oder einem diesem gleichwertigen Schulabschluss auf-
genommen, soweit dieser 
1. nach den Bestimmungen der jeweils besuchten 

Schulart zum Übergang in die gymnasiale Oberstufe 
berechtigt,

2. in einem Bildungsgang der berufsbildenden Schul-
arten mit einem Notendurchschnitt von mindestens 
2,4 erworben wurde, 

3. mit einer Nichtschülerprüfung mit einem Notendurch-
schnitt von mindestens 2,4 erworben wurde. 

Ein Anspruch auf Aufnahme in ein bestimmtes Berufli-
ches Gymnasium oder eine Fachrichtung besteht nicht. 
Aufgenommen wird auch, wer wegen des Wechsels der 
Wohnung aus einem anderen Beruflichen Gymnasium 
wechseln möchte.

(2) Darüber hinaus können Bewerberinnen und 
Bewerber mit dem Realschulabschluss oder einem 
diesem gleichwertigen Schulabschluss, die die Voraus-
setzungen nach Absatz 1 nicht erfüllen, mit einem Noten-
durchschnitt der Fächer der Stundentafel von besser als 
3,0 aufgenommen werden.

(3) Der nach Absatz 2 ermittelte Notendurchschnitt 
wird bei Bewerberinnen und Bewerbern
1. mit abgeschlossener Berufsausbildung in einem aner-

kannten Ausbildungsberuf nach dem Berufsbildungs-
gesetz vom 23. März 2005 (BGBl I S. 931), zuletzt 
geändert durch Artikel 232 der Verordnung vom 
31. Oktober 2006 (BGBl I S. 2407), oder der Hand-
werksordnung in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 24. September 1998 (BGBl I S. 3074, ber. 2006 
S. 2095), zuletzt geändert durch Artikel 146 der Ver-
ordnung vom 31. Oktober 2006 (BGBl I S. 2407), 
oder dem Seemannsgesetz vom 26. Juli 1957 
(BGBl I S. 713), zuletzt geändert durch Artikel 324 
der Verordnung vom 31. Oktober 2006 (BGBl I 
S. 2407), und Berufsschulabschlusszeugnis oder 
mit abgeschlossener Berufsausbildung nach Bundes- 
oder Landesrecht um 0,5 verbessert; der Bonus von 
0,5 wird nicht gewährt, wenn erst durch die Berufs-
ausbildung der Mittlere Schulabschluss erworben 
wurde;

2. mit Nachweisen über eine erfolgreiche Fort- oder 
Weiterbildung in den Fächern der Stundentafel der 
Schulart, in der der Realschulabschluss oder ein 
diesem gleichwertiger Schulabschluss erworben 
wurde, um 0,3 verbessert.

(4) Über die Aufnahme entscheidet die Schulleiterin 
oder der Schulleiter im Rahmen des § 24 Abs. 4 Satz 1 
SchulG in Verbindung mit § 63 Abs. 1 Nr. 18 SchulG.

§ 3
Dauer und Gestaltung

(1) Das Berufliche Gymnasium gliedert sich in eine 
einjährige Einführungszeit (11. Jahrgangsstufe) und eine 
zweijährige Qualifikationsphase (12. und 13. Jahrgangs-
stufe). Es schließt mit der Abiturprüfung ab.

(2) Der Unterricht wird in Pflicht-, Wahlpflicht- und 
Wahlfächern erteilt. Die Fächer werden auf zwei Anfor-
derungsniveaus unterrichtet:
1. auf grundlegendem Anforderungsniveau,
2. auf erhöhtem Anforderungsniveau.

(3) Ein Anspruch auf ein bestimmtes Fächerangebot 
der Schule und auf Zulassung zu einem bestimmten 
Fach besteht nicht.

§ 4
Fächer

(1) Die Pflicht-, Wahlpflicht- und Wahlfächer gehören 
zu den Aufgabenfeldern
1. sprachlich-literarisch-künstlerisch,
2. gesellschaftswissenschaftlich,
3. mathematisch-naturwissenschaftlich-technisch.
Außerdem wird das Fach Sport angeboten.

(2) Das sprachlich-literarisch-künstlerische Aufga-
benfeld umfasst die Fächer Deutsch, Fremdsprachen, 
Darstellendes Spiel, Kunst, Musik, Literatur.

Das gesellschaftswissenschaftliche Aufgabenfeld 
umfasst die Fächer Religion und Philosophie sowie
a) in den Fachrichtungen Agrarwirtschaft, Ernährung 

sowie Technik die Fächer Gemeinschaftskunde, Wirt-
schaftslehre,
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b) in der Fachrichtung Gesundheit und Soziales die 
Fächer Gemeinschaftskunde, Erziehungswissen-
schaften, Wirtschaftslehre,

c) in der Fachrichtung Wirtschaft die Fächer Gemein-
schaftskunde, Volkswirtschaftslehre, Betriebswirt-
schaftslehre mit Rechnungswesen, Betriebswirt-
schaftslehre, Rechtslehre, Wirtschaftsgeographie.

Das mathematisch-naturwissenschaftlich-technische 
Aufgabenfeld umfasst die Fächer Mathematik, Biologie, 
Chemie, Physik und Berufliche Informatik sowie in der 
Fachrichtung
a) Agrarwirtschaft das Fach Agrarbiologie,
b) Ernährung das Fach Ernährung,
c) Gesundheit und Soziales das Fach Gesundheit,
d) Technik die Fächer Technik, Bautechnik, Elektro-

technik, Maschinenbautechnik, Datenverarbeitungs-
technik.

(3) Das Fach Gemeinschaftskunde umfasst 
Geschichte mit festen Anteilen.

§ 5
Fächer auf erhöhtem Anforderungsniveau

(1) Durch die Fachrichtung wird das erste Fach auf 
erhöhtem Anforderungsniveau bestimmt. In einzelnen 
Fachrichtungen kann eine Auswahlmöglichkeit 
bestehen. Das berufsbezogene Fach auf erhöhtem 
Anforderungsniveau ist in der Fachrichtung
1. Agrarwirtschaft das Fach Agrarbiologie,
2. Ernährung das Fach Ernährung,
3. Gesundheit und Soziales das Fach Erziehungswis-

senschaften oder Gesundheit,
4. Technik das Fach Bautechnik oder Datenverarbei-

tungstechnik oder Elektrotechnik oder Maschinen-
bautechnik oder Technik,

5. Wirtschaft das Fach Betriebswirtschaftslehre mit 
Rechnungswesen oder Volkswirtschaftslehre.

Das zweite Fach auf erhöhtem Anforderungsniveau 
wählt die Schülerin oder der Schüler aus dem Angebot 
der Schule bis zum Ende des ersten Schulhalbjahres der 
Einführungszeit aus den Kernfächern Deutsch, einer fort-
geführten Fremdsprache oder Mathematik.

(2) Ein Wechsel des zweiten Faches auf erhöhtem 
Anforderungsniveau ist bis zum Ende des ersten Schul-
halbjahres der Qualifikationsphase auf Antrag der Schü-
lerin oder des Schülers nur möglich, wenn sie oder er am 
Ende des ersten Schulhalbjahres um eine Jahrgangs-
stufe zurücktritt; § 18 Abs. 4 SchulG gilt entsprechend. 
Muss eine Schülerin oder ein Schüler aus Gründen, die 
sie oder er nicht zu vertreten hat, ein Fach auf erhöhtem 
Anforderungsniveau später wechseln, werden die bisher 
in dem Fach auf grundlegendem Anforderungsniveau 
erzielten Leistungen als solche in dem Fach auf 
erhöhtem Anforderungsniveau angerechnet. Die zuvor in 
dem Fach auf erhöhtem Anforderungsniveau erzielten 
Leistungen werden als solche in dem Fach auf grundle-
gendem Anforderungsniveau angerechnet.

§ 6
Einführungszeit

(1) Eine Schülerin oder ein Schüler muss die Einfüh-
rungszeit wiederholen, wenn sie oder er den Anforde-
rungen der Qualifikationsphase voraussichtlich nicht 
gewachsen sein wird. Das ist in der Regel der Fall, wenn 
sie oder er in einem zu belegenden Fach eine ungenü-
gende oder mehr als eine mangelhafte Leistung erbracht 

hat. Wird die Einführungszeit wiederholt, sind für die Auf-
nahme in die Qualifikationsphase allein die im Wiederho-
lungsjahr erbrachten Leistungen ausschlaggebend. Eine 
Schülerin oder ein Schüler kann auf Antrag, im Falle der 
Minderjährigkeit auf Antrag der Eltern, die Einführungs-
zeit einmal wiederholen; Satz 3 gilt entsprechend.

(2) Die Einführungszeit kann insgesamt nur einmal 
wiederholt werden. Schülerinnen und Schüler, die im 
Wiederholungsjahr nicht die Voraussetzungen nach 
Absatz 1 Satz 2 für den Eintritt in die Jahrgangsstufe 12 
erfüllen, sind zu entlassen.

§ 7
Qualifikationsphase

In der Qualifikationsphase wird der Unterricht schul-
halbjahresbezogen gegliedert und thematisch bestimmt. 
Nach Maßgabe der Lehrpläne kann der Unterricht in ein-
zelnen Fächern für beide Jahrgangsstufen gemeinsam 
erteilt werden.

§ 8
Stundentafeln

(1) Die Stundentafeln regeln die in der jeweiligen 
Fachrichtung geltenden Belegpflichten und Wahlmög-
lichkeiten.

(2) Die Schule kann über das durch die Stundentafel 
vorgegebene Fächerangebot hinaus Wahlfächer 
anbieten. Neue Fächer bedürfen der Genehmigung der 
obersten Schulaufsichtsbehörde.

§ 9
Abiturprüfungsfächer

(1) Die Abiturprüfung umfasst vier schriftliche Fächer 
und ein mündliches Fach. Die vier schriftlichen Prüfungs-
fächer sind
1. das erste Fach auf erhöhtem Anforderungsniveau und
2. die Fächer Deutsch, eine Fremdsprache und Mathe-

matik.
Mit dem fünften Abiturprüfungsfach ist sicherzustellen, 
dass alle drei Aufgabenfelder nach § 4 Abs. 1 abgedeckt 
sind.

(2) Die Schülerin oder der Schüler legt zu Beginn des 
dritten Schulhalbjahres der Qualifikationsphase die 
Fächer auf grundlegendem Anforderungsniveau fest, die 
ihr oder sein drittes und viertes schriftliches sowie münd-
liches Abiturprüfungsfach sein sollen. 

(3) Als Abiturprüfungsfach darf nur ein Fach gewählt 
werden, das in allen Jahrgangsstufen durchgehend und 
in der Qualifikationsphase mindestens zweistündig 
unterrichtet worden ist. Abweichend von Satz 1 kann das 
Fach Sport nicht als Prüfungsfach gewählt werden.

(4) Eine besondere Lernleistung nach § 29 Prüfungs-
verordnung berufsbildende Schulen (BS-PrüVO) vom 
2. Oktober 2007 (NBl.MBF. Schl.-H. S. 318)  kann an 
Stelle eines schriftlichen Faches auf grundlegendem 
Anforderungsniveau oder des mündlichen Faches in das 
Abitur eingebracht werden. Absatz 1 Satz 2 gilt entspre-
chend.

§ 10
Leistungsbewertung

(1) Die in jedem Fach erbrachten Leistungen werden 
mit den Noten sehr gut bis ungenügend bewertet. Für die 
Umrechnung der Noten-Skala in ein Punktesystem gilt 
folgender Schlüssel je nach Tendenz:
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Note sehr gut entspricht 15/14/13 Punkten,
Note gut entspricht 12/11/10 Punkten,
Note befriedigend entspricht 9/8/7 Punkten,
Note ausreichend entspricht 6/5/4 Punkten,
Note mangelhaft entspricht 3/2/1 Punkt/en,
Note ungenügend entspricht 0 Punkten.

(2) In jedem mehrstündigen Fach außer Sport sollen 
in den beiden Schulhalbjahren der Einführungszeit und 
im ersten bis dritten Schulhalbjahr der Qualifikations-
phase jeweils zwei, im vierten Schulhalbjahr der Qualifi-
kationsphase neben den Abiturarbeiten mindestens je 
eine schriftliche Arbeit unter Aufsicht angefertigt 
werden. Im dritten Schulhalbjahr der Qualifikations-
phase entsprechen die zweiten schriftlichen Arbeiten 
dem Umfang und dem Anforderungsniveau der Abitur-
prüfungsarbeiten. Während der Schulbesuchszeit treten 
in mindestens einem Fall an die Stelle von drei schriftli-
chen Arbeiten verschiedener Fächer die bewerteten 
Leistungen einer Projektarbeit, sofern an dieser mindes- 
tens drei Fächer beteiligt sind; über bis zu zwei weitere 
Fälle entscheidet die Schule. Das Nähere regeln die Lehr-
pläne. Die Projektarbeit wird durch die Fachlehrkräfte 
beurteilt; § 15 Abs. 2 BS-PrüVO gilt entsprechend.

(3) Die Punktzahl für die Leistungen in einem Fach 
wird nach fachlicher und pädagogischer Abwägung aus 
den Leistungen in den schriftlichen Arbeiten unter Auf-
sicht und den Unterrichtsbeiträgen nach den Vorgaben 
im jeweiligen Lehrplan gebildet.

(4) In den Jahrgangsstufen 12 und 13 führt jede 
Benotung der Leistungen in einem Fach mit 0 Punkten im 
Zeugnis dazu, dass dieses Fach als nicht belegt gilt. 
Handelt es sich dabei um ein belegpflichtiges Fach, 
muss ein Rücktritt um eine Jahrgangsstufe erfolgen. Ein 
Rücktritt um eine Jahrgangsstufe ist auch notwendig, 
wenn die Bedingungen für die Zulassung zur Abiturprü-
fung nach § 25 BS-PrüVO aus anderen Gründen nicht 
mehr erfüllt werden können. Für eine Schülerin oder 
einen Schüler, die oder der zurücktritt, gelten die Fächer 
des ersten Durchganges als nicht belegt.

(5) Eine Schülerin oder ein Schüler kann nach 
Abschluss jedes Schulhalbjahres der Qualifikations-
phase auf Antrag, im Falle der Minderjährigkeit auf 
Antrag der Eltern, um eine Jahrgangsstufe zurücktreten. 
§ 6 Abs. 1 Satz 3 gilt entsprechend.

(6) Ein Rücktritt nach Absatz 4 und 5 ist nur möglich, 
soweit nicht die in § 18 Abs. 4 SchulG genannten Zeiten 
überschritten werden.

§ 11
Abgangszeugnis

Verlässt eine Schülerin oder ein Schüler während oder 
nach der Qualifikationsphase die Schule ohne 
Abschluss, erhält sie oder er ein Abgangszeugnis, das 
die in der Qualifikationsphase erreichten Noten und 
Punkte enthält.

§ 12
Abiturzeugnis

In Abschnitt I des Abiturzeugnisses sind die Bewer-
tungen aller pflichtmäßig zu belegenden Fächer einzu-
tragen. Auf Wunsch der Schülerin oder des Schülers 
werden die Ergebnisse weiterer belegter Fächer außer-
halb der Belegpflicht eingetragen. Die Bewertungen von 
Fächern auf grundlegendem Anforderungsniveau, die 
nicht in die Gesamtqualifikation eingehen, sind in Klam-
mern zu setzen.

§ 13
Erwerb der Fachhochschulreife (schulischer Teil)

(1) Schülerinnen und Schüler des Beruflichen Gym-
nasiums erwerben am Ende der Jahrgangsstufe 12 die 
Fachhochschulreife (schulischer Teil); wer die Schule 
ohne Erreichen der Allgemeinen Hochschulreife ver-
lässt, erhält auf Antrag hierüber ein Zeugnis.

(2) Voraussetzung für den Erwerb der Fachhoch-
schulreife (schulischer Teil) ist, dass die Schülerin oder 
der Schüler aus der Qualifikationsphase
1. in den zwei Fächern auf erhöhtem Anforderungsni-

veau mindestens zwei Schulhalbjahresergebnisse mit 
je 5 Punkten in einfacher Wertung und insgesamt min-
destens 40 Punkte der zweifachen Wertung erreicht 
hat und

2. in elf weiteren Schulhalbjahresergebnissen mindes- 
tens sieben Schulhalbjahresergebnisse mit mindes- 
tens je 5 Punkten und insgesamt mindestens 55 
Punkte der einfachen Wertung erreicht hat.

In den nach den Nummern 1 und 2 anzurechnenden 
Ergebnissen müssen je zwei Schulhalbjahresergebnisse 
der Fächer Deutsch, Gemeinschaftskunde und Mathe-
matik sowie in einer Fremdsprache und einer Naturwis-
senschaft enthalten sein.

(3) Schülerinnen und Schüler, die am Ende der Jahr-
gangsstufe 12 die in Absatz 2 genannten Bedingungen 
nicht erfüllen, können am Ende des dritten Schulhalb-
jahres der Qualifikationsphase die Fachhochschulreife 
erwerben, wenn sie diese Bedingungen allein mit den 
Fächern des zweiten und dritten Schulhalbjahres der 
Qualifikationsphase erfüllen.

(4) Schülerinnen und Schüler, die auch am Ende des 
dritten Schulhalbjahres der Qualifikationsphase die 
Bedingungen nach Absatz 2 nicht erfüllen, können am 
Ende der Jahrgangsstufe 13 die Fachhochschulreife 
erwerben, wenn sie diese Bedingungen allein mit den 
Fächern des dritten und vierten Schulhalbjahres der 
Qualifikationsphase erfüllen.

(5) Für Schülerinnen und Schüler, die um eine Jahr-
gangsstufe zurücktreten, ohne die Bedingungen für den 
Erwerb der Fachhochschulreife erfüllt zu haben, dürfen 
zur Feststellung der Fachhochschulreife nur Leistungen 
aus zwei aufeinanderfolgenden Schulhalbjahren heran-
gezogen werden.

(6) Es wird eine Gesamtpunktzahl ermittelt, die sich 
aus den Schulhalbjahresergebnissen nach Absatz 2 
ergibt (mindestens 95, höchstens 285 Punkte). Die 
Gesamtpunktzahl wird in eine Durchschnittsnote nach 
Anlage 1 umgerechnet. Die Anlage ist Bestandteil der 
Verordnung.

§ 14
Inkrafttreten und Übergangsregelungen

(1) Diese Verordnung tritt am 1. August 2008 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Fachgymnasiumsverordnung vom 
16. September 1999 (NBl. MBWFK. Schl.-H. S. 398), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 27. Juli 2005 
(NBl. MBF. Schl.-H. S. 198), Zuständigkeiten und Res-
sortbezeichnungen ersetzt durch Verordnung vom 
12. Oktober 2005 (GVOBl Schl.-H. S. 487), außer Kraft.

(2) Für Schülerinnen und Schüler, die im Schuljahr 
2007/08 das Berufliche Gymnasium besuchen, gelten 
die Bestimmungen der nach Absatz 1 außer Kraft getre-
tenen Verordnung fort. Dies gilt nicht für Schülerinnen 

Anl.
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und Schüler, die im Schuljahr 2008/09 die Jahrgangs-
stufe 11 wiederholen.

(3) Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 31. Juli 2013 
außer Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 2. Oktober 2007

Pete r  Har ry  Cars tensen Ute  Erds iek -Rave
Ministerpräsident Ministerin

für Bildung und Frauen
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Landesverordnung
über die Abschlussprüfung an berufsbildendenSchulen

(Prüfungsverordnung berufsbildende Schulen –  BS-PrüVO)

Vom  2. Oktober 2007

Aufgrund des § 126 Abs. 1 des Schulgesetzes 
(SchulG) vom 24. Januar 2007 (GVOBl. Schl.-H. S. 39, 
ber. S. 276) verordnet die Landesregierung § 21 Abs. 1, 
§ 25 Abs. 4 und § 41; aufgrund des § 16 Abs. 1 Satz 2, 
§ 126 Abs. 3 und des § 140 Abs. 2 SchulG verordnet 
das Ministerium für Bildung und Frauen die §§ 1 bis 20, 
§ 21 Abs. 2 bis § 25 Abs. 3 sowie die §§ 26 bis 41:

Inhaltsübersicht
Abschnitt I

Allgemeine Bestimmungen
§ 1  – Geltungsbereich und Nachteilsausgleich
§ 2 – Gliederung der Prüfung
§ 3 – Prüfungsausschuss
§ 4 – Fachausschüsse
§ 5 – Beschlussfähigkeit und Abstimmungsverfahren
§ 6 – Einspruchsrecht der oder des Vorsitzenden

des Prüfungsausschusses
§ 7 – Durchführung der schriftlichen Prüfung
§ 8 – Praktische Prüfung
§ 9 – Teilnahme von Gästen
§ 10 – Verfahren bei Rücktritt, Krankheit, Täuschung

und Störungen

Abschnitt II
Bestimmungen für die Abschlussprüfungen
an Berufsfachschulen, Fachoberschulen,

Berufsoberschulen, Fachschulen und für den
Erwerb der Fachhochschulreife im Bildungsgang

der Berufsschule
§ 11 – Haus- und Facharbeiten
§ 12 – Erklärungen des Prüflings
§ 13 – Prüfungstermine
§ 14 – Erste Prüfungskonferenz
§ 15 – Beurteilung der schriftlichen Prüfungsarbeiten
§ 16 – Zweite Prüfungskonferenz
§ 17 – Bekanntgabe der Ergebnisse
§ 18 – Mündliche Prüfung
§ 19 – Dritte Prüfungskonferenz
§ 20 – Durchschnittsnote
§ 21 – Wiederholungs- und Nachprüfung
§ 22 – Prüfungen zum Erwerb weiterer Bildungs-

abschlüsse
§ 23 – Niederschriften

Abschnitt III
Bestimmungen für die Abschlussprüfungen

an Beruflichen Gymnasien
§ 24 – Prüfungstermine
§ 25 – Zulassung zur Abiturprüfung
§ 26 – Dauer und Beurteilung der schriftlichen 

Prüfungsarbeiten
§ 27 – Bekanntgabe der Ergebnisse
§ 28 – Mündliche Prüfung
§ 29 – Besondere Lernleistung
§ 30 – Prüfungskonferenz
§ 31 – Ergebnisse der Abiturprüfung
§ 32 – Feststellung der Gesamtqualifikation
§ 33 – Wiederholungsprüfung
§ 34 – Niederschriften

Abschnitt IV
Bestimmungen für Nichtschülerinnen

und Nichtschüler

§ 35 – Voraussetzungen für die Zulassung
§ 36 – Zulassung
§ 37 – Zulassung von Fernunterrichtsteilnehmerinnen

und -teilnehmern
§ 38 – Prüfungsfächer
§ 39 – Prüfungsergebnis

Abschnitt V
Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 40 – Anlagen
§ 41 – Inkrafttreten und Übergangsregelung

Abschnitt I
Allgemeine Bestimmungen

§ 1
Geltungsbereich und Nachteilsausgleich

(1) Diese Prüfungsverordnung gilt für die 
Abschlussprüfungen an den Berufsfachschulen, Fach-
oberschulen, Berufsoberschulen, Beruflichen Gymna-
sien, Fachschulen und für den Erwerb der Fachhoch-
schulreife im Bildungsgang der Berufsschule; sie gilt 
nicht für Schulen nach § 126 Abs. 6 SchulG.

(2) Weitergehende Regelungen für die einzelnen 
berufsbildenden Schularten und ihre Fachrichtungen 
bleiben unberührt.

(3) Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogi-
schem Förderbedarf oder mit einer Behinderung ist 
Nachteilsausgleich zu gewähren. 

§ 2
Gliederung der Prüfung

Die Prüfung besteht aus einem schriftlichen und einem 
mündlichen Teil und, soweit in der Schulartenverord-
nung vorgesehen, auch aus einem praktischen Teil 
sowie einer Haus- oder Facharbeit. Ein Fach im Sinne 
dieser Prüfungsverordnung kann auch ein Lernbereich 
sein.

§ 3
Prüfungsausschuss

(1) Für die Durchführung der Prüfungen wird für jeden 
Bildungsgang ein Prüfungsausschuss gebildet. Dies gilt 
für vorgezogene Prüfungsteile entsprechend. Dem Prü-
fungsausschuss gehören an
1. als Vorsitzende oder Vorsitzender eine Vertreterin 

oder ein Vertreter der obersten Schulaufsichtsbe-
hörde oder eine von dieser bestimmte Person,

2. als stellvertretende Vorsitzende oder stellvertretender 
Vorsitzender die Schulleiterin oder der Schulleiter 
oder deren oder dessen Stellvertreterin oder Stellver-
treter oder eine durch die Vorsitzende oder den Vor-
sitzenden benannte Person,

3. zwei bis vier durch die Vorsitzende oder den Vorsit-
zenden bestimmte Lehrkräfte, die im Schuljahr der 
Prüfung in dem Bildungsgang unterrichtet haben.
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Die oder der Vorsitzende bestimmt ein Mitglied des Prü-
fungsausschusses zur Schriftführerin oder zum Schrift-
führer.

(2) Der Prüfungsausschuss entscheidet über die zur 
Durchführung der Prüfung erforderlichen Maßnahmen. 
Dringende Maßnahmen, die keinen Aufschub dulden 
und zu den Aufgaben des Prüfungsausschusses 
gehören, trifft die oder der Vorsitzende. Die getroffenen 
Maßnahmen sind bei der nächsten Sitzung des Prü-
fungsausschusses bekannt zu geben.

(3) Zu den Prüfungen für den Erwerb der Befähi-
gungszeugnisse für den nautischen und technischen 
Dienst sowie zum Erwerb von Seefunkzeugnissen ist 
eine Vertreterin oder ein Vertreter des zuständigen Bun-
desministeriums oder einer von ihm beauftragten Stelle 
als Gast einzuladen. Die Vertreterin oder der Vertreter 
hat das Recht, alle Prüfungsarbeiten einzusehen und in 
der mündlich/praktischen Prüfung Fragen anzuregen. 
Sie oder er hat kein Stimmrecht, ist jedoch auf Verlangen 
vor allen Entscheidungen zu hören.

(4) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses müssen 
die Befähigung für die Laufbahn der Studienrätinnen und 
Studienräte an berufsbildenden Schulen oder an Gym-
nasien haben. Für einzelne Fächer der Berufsfachschule 
und Fachschule sind Ausnahmen hiervon möglich.

§ 4
Fachausschüsse

(1) Für die mündliche und die praktische Prüfung 
können Fachausschüsse durch den Prüfungsausschuss 
gebildet werden. Dem Fachausschuss gehören an
1. als Vorsitzende oder als Vorsitzender die oder der 

Vorsitzende des Prüfungsausschusses oder die oder 
der stellvertretende Vorsitzende oder eine andere vom 
Prüfungsausschuss bestimmte Lehrkraft der Schule,

2. als prüfende Lehrkraft diejenige, die im Schul- oder 
Schulhalbjahr der Prüfung das zu prüfende Fach 
unterrichtet hat; haben mehrere Lehrkräfte in der 
Klasse ein Fach unterrichtet, werden diejenigen Lehr-
kräfte Prüferinnen oder Prüfer, die das Fach überwie-
gend unterrichtet haben,

3. in der Regel eine Fachbeisitzerin oder ein Fachbei-
sitzer,

4. als Schriftführerin oder Schriftführer jeweils ein fach-
kundiges Mitglied des Prüfungsausschusses oder 
eine fachkundige Lehrkraft. Verfügt die Schule über 
keine weitere fachkundige Lehrkraft, kann die oder 
der Vorsitzende des Prüfungsausschusses eine fach-
kundige Lehrkraft einer anderen Schule berufen.

Bei Gruppenprüfungen kann eine weitere Schriftfüh-
rerin oder ein weiterer Schriftführer berufen werden, 
soweit dies der Prüfungsausschuss für erforderlich hält. 
Die Mitglieder nach Satz 2 Nr. 3 und 4 sowie Satz 3 
werden von der oder dem Vorsitzenden des Prüfungs-
ausschusses berufen. In besonderen Fällen können von 
der obersten Schulaufsicht zusätzlich bis zu zwei Personen 
als Sachverständige in den Fachausschuss berufen 
werden. Die oder der Vorsitzende des Prüfungsaus-
schusses oder die Schulleiterin oder der Schulleiter kann 
dem Fachausschuss als zusätzliches Mitglied beitreten.

(2) § 3 Abs. 4 gilt entsprechend.

§ 5
Beschlussfähigkeit und Abstimmungsverfahren

(1) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn 
mindestens drei Mitglieder anwesend sind. Der Fach-

ausschuss ist beschlussfähig, wenn alle Mitglieder 
anwesend sind.

(2) Die Ausschüsse entscheiden mit einfacher Mehr-
heit. Bei Abstimmungen besteht die Pflicht zur Stimmab-
gabe. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme der 
oder des Vorsitzenden.

(3) Zur Vorbereitung des Prüfungsverfahrens können 
für den Prüfungsausschuss durch die beurteilenden 
Lehrkräfte Noten mit einer Tendenz versehen werden.

§ 6
Einspruchsrecht der oder des Vorsitzenden

des Prüfungsausschusses
Gegen die Entscheidungen des Prüfungsausschusses 

und der Fachausschüsse steht der oder dem Vorsit-
zenden des Prüfungsausschusses das Recht des Ein-
spruchs zu. Der Einspruch hat aufschiebende Wirkung. 
Über den Einspruch entscheidet die oberste Schulauf-
sichtsbehörde. Ist die oder der Vorsitzende Schulauf-
sichtsbeamtin oder Schulaufsichtsbeamter, darf sie oder 
er bei der Entscheidung nicht mitwirken. 

§ 7
Durchführung der schriftlichen Prüfung

(1) Für die schriftliche Abiturprüfung in den Kernfä-
chern am Beruflichen Gymnasium nach § 5 der Verord-
nung über das Berufliche Gymnasium (BGVO) vom 
2. Oktober 2007 (NBl. MBF. Schl.-H. S. 314) und für die 
schriftliche Abschlussprüfung in den Fremdsprachen an 
der Berufsfachschule nach § 1 Abs. 3 der Berufsfach-
schulverordnung vom 22. Juni 2007 (NBl. MBF. Schl.-H. 
S. 155), Fachrichtung Wirtschaft, werden Aufgaben 
zentral durch das für Bildung zuständige Ministerium 
erstellt. Für weitere Fächer der schriftlichen Abiturprü-
fung am Beruflichen Gymnasium und für die schriftliche 
Abschlussprüfung an weiteren berufsbildenden Schul-
arten kann das für Bildung zuständige Ministerium Auf-
gaben zentral erstellen. Bei dezentraler Aufgabenerstel-
lung bedürfen die Aufgaben für die Schularten 
Berufsoberschule und Berufliches Gymnasium der 
Genehmigung der Schulaufsicht; die Schulaufsicht kann 
die Aufgaben selbst stellen, wenn dies aus zeitlichen 
Gründen geboten ist.

(2) Die schriftliche Prüfung findet unter der Aufsicht 
von Lehrkräften der Schule statt.

(3) Vor Beginn der schriftlichen Prüfung sind die Prüf-
linge auf die Folgen von Unregelmäßigkeiten nach § 10 
besonders hinzuweisen.

(4) Die Prüfungsaufgaben dürfen den Prüflingen erst 
bei Beginn der betreffenden Arbeit bekannt gegeben 
werden. Jede vorzeitige Bekanntgabe oder Kenntnis 
einer Prüfungsaufgabe führt zur Ungültigkeit dieses Prü-
fungsteils.

(5) Die Prüfungsaufgaben müssen so gestellt werden, 
dass ihre Lösung auf der Grundlage sicherer Kenntnisse 
vor allem die Fähigkeit zu selbstständiger geistiger Arbeit 
fordert. Unbeschadet einer Schwerpunktbildung dürfen 
nicht alle Prüfungsaufgaben einem Sachgebiet oder den 
Sachgebieten eines Schulhalbjahres entnommen sein. 
Im Beruflichen Gymnasium müssen sie auch Sachge-
biete der 12. Jahrgangsstufe berücksichtigen und dürfen 
keine inhaltliche Wiederholung von schriftlichen Leis- 
tungsnachweisen in der Qualifikationsphase darstellen. 
Die fachlichen Anforderungen der Prüfungsaufgaben 
richten sich nach den für die Schulart und Fachrichtung 
zu beachtenden Lerninhalten.
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(6) Die Bearbeitungszeit beginnt mit der Aushändi-
gung der schriftlichen Aufgabe. Kann der Prüfling zwi-
schen verschiedenen Themen wählen, beginnt die Bear-
beitungszeit nach einer Frist, die 20 Minuten nicht 
überschreiten darf. Bei Lehrerexperimenten beginnt die 
Bearbeitungszeit nach Abschluss des Experiments.

(7) Bei den Arbeiten dürfen nur genehmigte Hilfsmittel 
benutzt werden. Das Papier stellt die Schule. Die Rein-
schriften sind von den Prüflingen mit Namen, Datum der 
Anfertigung der Arbeit, Klasse, Fach sowie Seitenzahlen 
zu versehen und mit allen Entwürfen und Aufzeich-
nungen abzugeben.

(8) Während der Anfertigung der Arbeit darf jeweils 
nur ein Prüfling den Prüfungsraum verlassen. Nach 
Ablauf der für die Bearbeitung bestimmten Zeit ist die 
Arbeit abzugeben, auch wenn sie unvollständig ist.

§ 8
Praktische Prüfung

Soweit ein praktischer Prüfungsteil vorgesehen ist, 
wird er vor dem Prüfungs- oder vor dem Fachausschuss 
abgelegt. § 18 Abs. 6 gilt entsprechend.

§ 9
Teilnahme von Gästen

(1) Vertreterinnen und Vertreter der obersten Schul-
aufsichtsbehörde können an den allgemeinen Bera-
tungen, den mündlichen Prüfungen und den Beratungen 
darüber teilnehmen.

(2) Mit Einverständnis des Prüflings oder der Prüflinge 
können bis zu je zwei Vertreterinnen oder Vertreter des 
Schulelternbeirats und der Schülerinnen und Schüler 
des nachfolgenden Schuljahrganges der Schule sowie 
weitere fachkundige Gäste bei den mündlichen Prü-
fungen, im Fach Religion zusätzlich eine Beauftragte 
oder ein Beauftragter der jeweiligen Kirche anwesend 
sein, insgesamt jedoch nicht mehr als drei Personen.

§ 10
Verfahren bei Rücktritt, Krankheit, Täuschung

und Störungen
(1) Tritt ein Prüfling nach Beginn der Prüfung zurück, 

gilt die Prüfung als nicht bestanden. Reichen die 
erbrachten Prüfungsleistungen zum Zeitpunkt des Rück-
tritts für das Bestehen der Abschlussprüfung aus, 
ist dieser nicht mehr möglich.

(2) Erkrankt ein Prüfling unmittelbar vor oder während 
der Prüfung, kann die gesamte Prüfung oder der noch 
fehlende Teil nachgeholt werden. Eine Erkrankung kann 
noch vor jedem Prüfungsteil, jedoch nicht mehr nach 
Bekanntgabe der zu bearbeitenden Aufgabe geltend 
gemacht werden. Eine ärztliche Bescheinigung ist unver-
züglich vorzulegen. Die oder der Vorsitzende des Prü-
fungsausschusses kann in Zweifelsfällen die Vorlage 
eines amtsärztlichen Zeugnisses anfordern.

(3) Prüfungsteile, die wegen Krankheit versäumt 
wurden, werden zu einem Termin nachgeholt, den die 
oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 
bestimmt. Bereits abgelegte Teile der Prüfung werden 
bewertet.

(4) Versäumt ein Prüfling Teile der schriftlichen oder 
der mündlichen Prüfung aus Gründen, die er vorsätzlich 
herbeigeführt hat oder gibt er die Aufgabe unbearbeitet 
zurück, werden diese Prüfungsteile mit „ungenügend“ 
bewertet.

(5) Der Prüfungsausschuss kann für einen Prüfling, 
der täuscht oder zu täuschen versucht oder bei einem 
Täuschungsversuch hilft, entweder eine Wiederholung 
des betreffenden Prüfungsteils anordnen oder ihn von 
einer weiteren Teilnahme an der Prüfung ausschließen. 
Der Prüfling setzt die Prüfung bis zur Entscheidung fort. 
Bei Minderjährigen sind die Eltern unverzüglich zu 
benachrichtigen. Bei einem endgültigen Ausschluss von 
der Prüfung gilt die Prüfung als nicht bestanden.

(6) Behindert ein Prüfling durch Fehlverhalten die Prü-
fung so schwerwiegend, dass die eigene Prüfung oder 
die anderer nicht ordnungsgemäß durchgeführt werden 
kann, ist der Prüfungsausschuss berechtigt, den stö-
renden Prüfling von der weiteren Teilnahme an der Prü-
fung auszuschließen. Die durch den Ausschluss entfal-
lenden Prüfungssteile werden mit „ungenügend” 
bewertet.

Abschnitt II
Bestimmungen für die Abschlussprüfungen
an Berufsfachschulen, Fachoberschulen,
Berufsoberschulen, Fachschulen und für

den Erwerb der Fachhochschulreife im Bildungsgang 
der Berufsschule

§ 11
Haus- und Facharbeiten

(1) Ist eine Haus- oder Facharbeit Bestandteil der 
Abschlussprüfung oder ein besonderer Prüfungsteil des 
Bildungsganges, erhält der Prüfling das Thema der 
Haus- oder Facharbeit in der Regel zu Beginn des letzten 
Schulhalbjahres. Nach Abstimmung mit der prüfenden 
Lehrkraft und Genehmigung durch die Schulleiterin oder 
den Schulleiter kann die Haus- oder Facharbeit auch als 
vorgezogene Prüfungsleistung angefertigt werden.

(2) Die Haus- oder Facharbeit orientiert sich am Ziel 
des jeweiligen Bildungsganges, kann fächerübergrei-
fend angelegt sein und kann durch eine Präsentation 
ergänzt werden. Die Arbeit soll zeigen, dass der Prüfling 
an einem begrenzten Thema erlernte Arbeitsmethoden 
und Lösungsstrategien auf eine Aufgabenstellung 
selbstständig und sachgerecht anwenden kann.

(3) Die Bearbeitungsdauer soll 60 Arbeitstage und die 
Arbeit soll einen Umfang von 20 bis 30 Seiten in einem 
normalen Schrifttyp 12 pt mit 1 ½ -Zeilenabstand und 
2 cm Seitenrändern auf Din A 4-Bögen nicht über-
schreiten. Der Abgabetermin wird dem Prüfling von der 
Schulleiterin oder vom Schulleiter schriftlich mitgeteilt 
und soll spätestens 14 Tage vor der schriftlichen Prüfung 
liegen.

(4) Der Arbeit ist eine schriftliche Versicherung beizu-
fügen, dass sie selbstständig angefertigt wurde und alle 
Stellen, die wortgleich oder sinngemäß anderen Werken 
entnommen sind, durch Angabe der Quellen kenntlich 
gemacht sind.

(5) Die Fachlehrkraft beurteilt die Haus- oder Fachar-
beit. § 15 Abs. 2 gilt entsprechend.

§ 12
Erklärungen des Prüflings

Der Prüfling hat innerhalb der von der Schulleiterin 
oder dem Schulleiter festgesetzten Frist die schriftlichen 
Prüfungsfächer anzugeben, wenn er zwischen mehreren 
Fächern wählen kann, und zu erklären, ob er an einer 
Zusatzprüfung teilnehmen will, wenn diese gleichzeitig 
abgelegt werden kann.
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§ 13
Prüfungstermine

(1) Die Prüfungen finden jeweils am Ende des Bil-
dungsganges der Schulart statt. Davon abweichend 
können Prüfungsteile vorgezogen werden, wenn ein 
Fach Prüfungsfach ist und nachfolgend nicht mehr unter-
richtet wird. Ein Vorziehen aller Prüfungsteile ist unzu-
lässig. § 11 Abs. 1 Satz 2 bleibt unberührt.

(2) Die Prüfungstermine für die schriftliche Prüfung, 
die praktische Prüfung und den Beginn der mündlichen 
Prüfung setzt die Schulleiterin oder der Schulleiter im 
Einvernehmen mit der obersten Schulaufsichtsbehörde 
oder in einem von dieser vorgegebenen Zeitraum fest 
und gibt sie durch Aushang bekannt. Die schriftlichen 
Prüfungstermine sind so zu legen, dass der einzelne 
Prüfling die schriftlichen Prüfungsarbeiten nicht an drei 
aufeinander folgenden Tagen zu schreiben hat.

(3) Nach Abschluss der jeweiligen schriftlichen Prü-
fungen und, soweit vorgesehen, der praktischen Prüfung 
sowie nach Ablauf der Frist nach § 17 Abs. 4 legt der 
Prüfungsausschuss in einer Prüfungskonferenz die Ter-
mine für die einzelnen mündlichen Prüfungen fest und 
macht sie durch Aushang bekannt.

§ 14
Erste Prüfungskonferenz

(1) Der Prüfungsausschuss beschließt spätestens 
eine Woche vor der schriftlichen Prüfung auf Vorschlag 
der unterrichtenden Lehrkräfte die Vornoten des Prüf-
lings in den schriftlichen Prüfungsfächern.

(2) Sind Praxiswochen Bestandteil des besuchten Bil-
dungsganges und sind diese zum Zeitpunkt der Prüfung 
zeitlich noch nicht vollständig erfüllt, kann der Prüfungs-
ausschuss beschließen, dass diese nach Ablegen der 
Abschlussprüfung nachgeholt werden. Der Abschluss 
des Bildungsganges wird erst erreicht, wenn die gefor-
derten Praxiswochen nach den dazu ergangenen Vor-
gaben erfolgreich abgeschlossen sind.

§ 15
Beurteilung der schriftlichen Prüfungsarbeiten

(1) Jede schriftliche Arbeit wird von der Fachlehrkraft 
korrigiert, beurteilt und benotet, die im Schulhalbjahr der 
Prüfung in der Klasse unterrichtet. Im Falle einer Verhin-
derung beauftragt die Schulleiterin oder der Schulleiter 
eine andere fachkundige Lehrkraft.

(2) Wird eine Arbeit mit „mangelhaft“ oder „ungenü-
gend“ benotet, hat eine weitere fachkundige Lehrkraft 
die Arbeit zu bewerten. Sie ist berechtigt, die anderen 
Arbeiten einzusehen. Stimmen die Benotungen nicht 
überein, entscheidet die Schulleiterin oder der Schul-
leiter unter Heranziehung einer weiteren fachkundigen 
Lehrkraft.

(3) In den jeweiligen Lehrplänen getroffene Rege-
lungen zu Leistungsanforderungen sind bei der Leis- 
tungsbewertung zu berücksichtigen.

§ 16
Zweite Prüfungskonferenz

Der Prüfungsausschuss beschließt auf Vorschlag der 
unterrichtenden Lehrkräfte die Vornoten der Prüflinge in 
den Fächern, die nicht schriftliche Prüfungsfächer sind 
oder in denen eine praktische Prüfung abzulegen ist. Der 
Prüfungsausschuss beschließt auf Vorschlag der unter-
richtenden Lehrkräfte aufgrund aller Vornoten und der 

Noten für die schriftlichen Prüfungsarbeiten, welche 
Fächer für die mündliche Prüfung festgelegt werden. 
Dabei ist Folgendes zu beachten:
1. Wird die Vornote durch die Note der schriftlichen 

Arbeit bestätigt, erfolgt keine mündliche Prüfung.
2. Weichen Vornote und Note der schriftlichen Arbeit 

voneinander ab, kann der Prüfungsausschuss die 
Endnote bestimmen. In Zweifelsfällen ist eine münd-
liche Prüfung durchzuführen. 

3. Der Prüfling kann mündliche Prüfungen in allen Prü-
fungsfächern beantragen mit Ausnahme der Fächer, 
in denen die Vornote mit der Note der schriftlichen 
Arbeit übereinstimmt oder die Vornote mit der letzten 
Zeugnisnote in den nicht schriftlich geprüften Fächern 
übereinstimmt.

§ 17
Bekanntgabe der Ergebnisse

(1) Jedem Prüfling werden eine Woche vor Beginn 
der mündlichen Prüfung folgende Entscheidungen durch 
die Schulleiterin oder den Schulleiter oder ein anderes 
Mitglied des Prüfungsausschusses bekannt gegeben:
1. die Vornoten der schriftlich geprüften Fächer,
2. die Ergebnisse der schriftlichen, soweit vorgesehen, 

der praktischen Prüfung und die Ergebnisse der vor-
gezogenen Prüfungsteile, soweit die Bekanntgabe 
noch nicht erfolgt ist,

3. die Vornoten der nicht schriftlich geprüften Fächer,
4. die Note der Haus- oder Facharbeit, soweit vorge-

schrieben,
5. die Fächer, in denen eine mündliche Prüfung auf 

Beschluss des Prüfungsausschusses stattfindet, und
6. ob sie oder er die Prüfung schon jetzt nicht bestanden 

hat.
(2) Nach Bekanntgabe der Ergebnisse ist bis zur 

mündlichen Prüfung für die Prüflinge unterrichtsfrei.
(3) Nach Bekanntgabe der Ergebnisse können sich 

die Prüflinge hinsichtlich der Wahl mündlicher Prüfungs-
fächer beraten lassen. Für die mündliche Prüfung kann 
der Prüfling Bereiche angeben, mit denen sie oder er 
sich besonders beschäftigt hat.

(4) Innerhalb von zwei Tagen nach Bekanntgabe der 
Ergebnisse gibt der Prüfling gegenüber dem Prüfungs-
ausschuss eine verbindliche schriftliche Erklärung ab, 
welche Fächer er für die mündliche Prüfung hinzu wählt. 
Die Erklärung ist für den Prüfling bindend. Der Prüfungs-
ausschuss entscheidet spätestens vor Beginn der münd-
lichen Prüfung darüber, ob der Prüfling in den von ihm 
gewählten Fächern geprüft wird, und teilt ihm die Ent-
scheidung mit.

(5) Bei einem vorgezogenen Prüfungsteil erfolgt die 
Bekanntgabe der Prüfungsergebnisse spätestens sechs 
Wochen nach Ablegung des Prüfungsteils.

§ 18
Mündliche Prüfung

(1) Die mündliche Prüfung wird vor dem Prüfungsaus-
schuss oder den Fachausschüssen abgelegt.

(2) Die mündliche Prüfung wird als Einzel- oder Grup-
penprüfung durchgeführt. Die Form der Prüfung legt der 
Prüfungsausschuss fest. Eine Einzelprüfung dauert in 
der Regel 20 Minuten, eine Gruppenprüfung entspre-
chend länger, wobei die Zeit gleichmäßig auf die Prüf-
linge zu verteilen ist. An einer Gruppenprüfung nehmen 
maximal vier Prüflinge teil. Eine Gruppenprüfung ist so 
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durchzuführen, dass die Leistung des einzelnen Prüf-
lings bewertet werden kann.

(3) Mündliche Prüfungsfächer können, unbeschadet 
§ 17 Abs. 4, alle Fächer sein, in denen der Prüfling unter-
richtet wurde.

(4) Für die mündliche Prüfung stellt die Prüferin oder 
der Prüfer dem Prüfling in der Regel zwei Aufgaben in 
schriftlicher Form; § 7 Abs. 5 Satz 1, 2 und 4 gilt ent-
sprechend. Die Mitglieder des Fachausschusses 
erhalten sie mindestens einen Schultag vor der mündli-
chen Prüfung ausgehändigt. Die oder der Vorsitzende 
des Prüfungsausschusses und die oder der Vorsitzende 
des Fachausschusses können eine Änderung der Auf-
gabenstellung verlangen. Die mündliche Prüfung darf 
keine inhaltliche Wiederholung der schriftlichen Prüfung 
sein. Vor Beginn der mündlichen Prüfung informiert die 
Prüferin oder der Prüfer den Fachausschuss über die 
unterrichtlichen Voraussetzungen und die sich daraus 
ergebenden fachlichen Anforderungen der Aufgaben-
stellung.

(5) Bei experimentellen Aufgaben übernimmt eine 
Lehrkraft die Aufsicht und achtet auf die Einhaltung der 
Sicherheitsbestimmungen.

(6) Der Prüfling bereitet sich unter Aufsicht einer Lehr-
kraft und Benutzung der vom Prüfungsausschuss geneh-
migten Hilfsmittel vor. Die Vorbereitungszeit für 
Abschlussprüfungen beträgt in der Regel 20, an der 
Berufsoberschule 30 Minuten. Mit Genehmigung des 
Prüfungsausschusses darf die Vorbereitungszeit auf 
höchstens eine Zeitstunde verlängert werden, wenn dies 
für experimentelle Aufgaben notwendig ist.

(7) Der Prüfling soll das Thema zunächst in freiem Vor-
trag behandeln. Im anschließenden Gespräch mit der 
Prüferin oder dem Prüfer sollen fachliche Zusammen-
hänge verdeutlicht werden. Der weitere Teil der Prüfung 
soll sich auf andere Bereiche des Faches erstrecken. 
Die oder der Vorsitzende kann ergänzende oder zusätz-
liche Fragen stellen und zulassen. Die Prüfung ist zu 
beenden, sobald eine klare Beurteilung möglich ist, 
jedoch nicht vor Ablauf von 10 Minuten nach Beginn des 
Prüfungsgesprächs.

(8) Nach jeder mündlichen Prüfung berät der Fach-
ausschuss über die Note, die von der Prüferin oder dem 
Prüfer vorgeschlagen wird. Andere fachkundige Lehr-
kräfte, die bei der mündlichen Prüfung anwesend sind, 
können von der oder dem Vorsitzenden des Fachaus-
schusses über ihre Beurteilung der mündlichen Leistung 
befragt werden. Nach der Beratung gibt jedes Mitglied, 
beginnend mit der Prüferin oder dem Prüfer, seine end-
gültige Bewertung an.

§ 19
Dritte Prüfungskonferenz

(1) Nach Abschluss der mündlichen Prüfung und, 
soweit vorgeschrieben, der praktischen Prüfung ent-
scheidet der Prüfungsausschuss in der Dritten Prüfungs-
konferenz über das Ergebnis der gesamten Prüfung 
nach folgenden Grundsätzen:
1. Der Prüfungsausschuss entscheidet über die End-

note in jedem Prüfungsfach. 
2. In Fächern, in denen weder schriftlich noch mündlich 

geprüft wurde, ist die Vornote die Endnote.
3. In Fächern, in denen eine Abschlussprüfung statt-

findet, geht die Vornote mit drei Fünftel, die Prüfungs-

note mit zwei Fünftel in die Endnote ein. Die Prüfungs-
note setzt sich zu gleichen Teilen aus den Noten der 
jeweiligen Prüfungsteile zusammen.

4. Die Endnoten sind unter pädagogischer Würdigung 
des gesamten Leistungsbildes festzustellen. Dabei 
sind die Gesamtpersönlichkeit des Prüflings, die Lern-
entwicklung im letzten Schulleistungsjahr und außer-
gewöhnliche Umstände zu berücksichtigen.

(2) Vor der Entscheidung über das Nichtbestehen 
wird der Prüfling von dem Prüfungsausschuss angehört, 
sofern er dies wünscht.

(3) Der Prüfling hat die Prüfung bestanden, wenn die 
Endnoten in den Fächern, die in der für den jeweiligen 
Bildungsgang geltenden Stundentafel ausgewiesen 
sind, mindestens „ausreichend“ lauten. Der Prüfling hat, 
ausgenommen in den Fällen des Absatzes 4 oder soweit 
in besonderen Prüfungsvorschriften keine abwei-
chenden Bestimmungen enthalten sind, die Prüfung 
auch bestanden, wenn
1. eine „mangelhaft“ lautende Endnote in einem schrift-

lichen Prüfungsfach durch eine mindestens „befriedi-
gend“ lautende Endnote in einem anderen schriftli-
chen Prüfungsfach oder durch zwei mindestens 
„befriedigend“ lautende Endnoten in anderen Prü-
fungsfächern ausgeglichen wird oder

2. eine „mangelhaft” lautende Endnote in einem Fach, 
das nicht schriftlich geprüft worden ist, durch eine 
mindestens „befriedigend“ lautende Endnote eines 
anderen Faches ausgeglichen wird; das zum Aus-
gleich herangezogene Fach muss nach der Stunden-
tafel mindestens die gleiche Wochenstundenzahl 
oder Gesamtstundenzahl wie das auszugleichende 
Fach haben; soweit erforderlich, können zum Aus-
gleich einer Endnote mehrere Fächer herangezogen 
werden, die zusammen die gleiche Wochenstunden-
zahl oder Gesamtstundenzahl wie das auszuglei-
chende Fach haben.

(4) Der Prüfling hat die Prüfung nicht bestanden, 
wenn
1. die Endnote in einem Fach „ungenügend“ oder in 

mehr als einem Fach „mangelhaft“ oder
2. die Endnote in einem für das Bestehen der Prüfung 

besonders ausgewiesenen Fach „mangelhaft“ lautet, 
soweit dies in der jeweiligen Schulartenverordnung 
geregelt ist.

(5) Nach Abschluss der Beratung teilt die oder der 
Vorsitzende des Prüfungsausschusses den Prüflingen 
das Ergebnis der Prüfung mit. Prüflinge, die die Prüfung 
nicht bestanden haben, erhalten zusätzlich eine schrift-
liche Mitteilung.

§ 20
Durchschnittsnote

In Abschlusszeugnissen der Berufsfachschule, 
Berufsschule, Fachschule und Fachoberschule, mit 
denen die Fachhochschulreife erworben wird, sowie in 
Abschlusszeugnissen der Berufsoberschule wird eine 
Durchschnittsnote ausgewiesen. Die Durchschnittsnote 
errechnet sich aus dem arithmetischen Mittel der Noten 
der Fächer des Abschlusszeugnisses gegebenenfalls 
einschließlich der Fächer der Zusatzprüfung, wobei die 
Fächer Religion, Philosophie und Sport außer Betracht 
bleiben. Die Durchschnittsnote wird auf eine Stelle nach 
dem Komma berechnet; es wird nicht gerundet.
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§ 21
Wiederholungs- und Nachprüfung

(1) Eine nicht bestandene Prüfung kann einmal wie-
derholt werden. Der Wiederholung hat ein weiteres 
Schulbesuchsjahr vorauszugehen, soweit nicht die 
Dauer des Bildungsganges kürzer bemessen ist.

(2) Durch Beschluss des Prüfungsausschusses in der 
Dritten Prüfungskonferenz können Prüflinge bei nicht 
mehr als zwei „mangelhaft“ lautenden Endnoten oder bei 
einer „mangelhaft“ lautenden Endnote nach § 19 Abs. 4 
Nr. 2 in einer nicht bestandenen Abschlussprüfung frü-
hestens drei Monate nach der nicht bestandenen Prü-
fung zu einer Nachprüfung in den Fächern mit „mangel-
haft“ lautenden Endnoten für das nachträgliche 
Bestehen der Abschlussprüfung nach den Bestim-
mungen dieser Verordnung zugelassen werden. Eine 
Nachprüfung gilt nicht als Wiederholungsprüfung.

(3) Sind Praxiswochen Bestandteil des letzten Ausbil-
dungsjahres des besuchten Bildungsganges und sind 
diese nicht mindestens mit „ausreichend“ benotet 
worden, sind sie erfolgreich nachzuholen.

§ 22
Prüfungen zum Erwerb weiterer Bildungabschlüsse
(1) Der Erwerb weiterer Bildungsabschlüsse kann 

durch Prüfungen im Rahmen des originären Bildungs-
ganges oder durch eine Zusatzprüfung erfolgen. Da- 
rüber hinaus gilt Folgendes:
1. Der Prüfling kann einen weiteren Bildungsabschluss 

nur erhalten, wenn er die Abschlussprüfung des Bil-
dungsganges und die Zusatzprüfung bestanden hat.

2. Der Prüfling hat die Zusatzprüfung bestanden, wenn 
eine „mangelhaft" lautende Endnote in einem schrift-
lichen Prüfungsfach der Zusatzprüfung durch eine 
mindestens „befriedigend“ lautende Endnote in einem 
anderen schriftlichen Prüfungsfach der Zusatzprü-
fung oder durch zwei mindestens „befriedigend“ lau-
tende Endnoten in Fächern der Abschlussprüfung 
ausgeglichen wird und ein Ausgleich in der 
Abschlussprüfung nach § 19 Abs. 2 Nr. 1 oder 2 nicht 
in Anspruch genommen wurde.

(2) Hat ein Prüfling die Zusatzprüfung nicht 
bestanden, kann er diese einmal zum nächsten Prü-
fungstermin der Schule, die er besucht hat, wiederholen. 
Für die Wiederholung der Zusatzprüfung gelten § 140 
Abs. 1 SchulG sowie § 36 Abs. 1 und § 39 Abs. 1 ent-
sprechend. Die Zulassung ist abweichend von § 36 
Abs. 1 bei der Schule zu beantragen, die vorher besucht 
wurde. Die Schulleiterin oder der Schulleiter entscheidet 
über die Zulassung. In der Wiederholungsprüfung sind 
die Fächer der Zusatzprüfung und die für die Zusatzprü-
fung anzurechnenden Fächer der Abschlussprüfung 
schriftlich und mündlich zu prüfen, in denen die Endnote 
der Prüfung „mangelhaft“ oder „ungenügend“ lautete. 
Mindestens „ausreichend“ lautende Endnoten sind in 
der Wiederholungsprüfung anzurechnen. Eine Wieder-
holungsprüfung in diesen Fächern ist nicht zulässig.

(3) Die Prüfung zum Erwerb der Fachhochschulreife 
im Bildungsgang der Berufsschule wird wie eine Zusatz-
prüfung behandelt.

§ 23
Niederschriften

(1) Über die Sitzungen des Prüfungsausschusses und 
der Fachausschüsse sowie über den Verlauf der schrift-

lichen, mündlichen und, soweit vorgesehen, der prakti-
schen Prüfung sind Niederschriften zu fertigen. Die Nie-
derschriften müssen Angaben enthalten über
1. Datum, Beginn und Ende der Prüfung oder der Sit-

zung,
2. die Namen der Prüflinge, ihre Sitzordnung während 

der schriftlichen Prüfung und die Zeiten, in denen sie 
den Prüfungsraum verlassen haben,

3. das Prüfungsfach, 
4. die Namen der aufsichtsführenden Lehrkräfte mit Zeit-

angaben,
5. die Namen und die Funktionen der Prüferinnen und 

Prüfer, die die mündliche und die praktische Prüfung 
durchführen,

6. das Fach der mündlichen oder der praktischen Prü-
fung, die Art der gestellten Aufgaben und die Note und

7. den Verlauf des Prüfungsgespräches sowie weitere 
Tatsachen, die zur Beurteilung des Prüfungsverfah-
rens und der Prüfungsleistung von Bedeutung sind.

(2) Den Niederschriften der mündlichen Prüfungen 
vor den Fachausschüssen muss neben dem Verlauf 
auch die Ermittlung des Ergebnisses nach § 18 Abs. 8 
entnehmen sein.

(3) Die Niederschriften sind von der oder dem Vorsit-
zenden des Ausschusses und von den schriftführenden 
Lehrkräften, bei schriftlichen Prüfungen von der auf-
sichtsführenden Lehrkraft, zu unterzeichnen.

Abschnitt III
Bestimmungen für die Abschlussprüfungen

an Beruflichen Gymnasien

§ 24
Prüfungstermine

§ 13 gilt mit der Maßgabe, dass an Beruflichen Gym-
nasien Prüfungsteile nicht vorgezogen werden dürfen.

§ 25
Zulassung zur Abiturprüfung

(1) Die Zulassung zur schriftlichen Abiturprüfung 
erfolgt, wenn die Schülerin oder der Schüler am Ende 
des dritten Schulhalbjahres der Qualifikationsphase 
nachweisen kann, dass sie oder er unter Zugrunde- 
legung höchstmöglicher Ergebnisse im vierten Schulhalb-
jahr der Qualifikationsphase und in der Abiturprüfung 
diese erfolgreich bestehen kann.

(2) Die Bedingungen für die Teilnahme an der münd-
lichen Abiturprüfung hat erfüllt, wer
1. die Belegpflicht nach Anlage 1,
2. in der Qualifikationsphase mindestens 200 Punkte, 

die sich nach der Formel in Anlage 2 errechnen, und
3. in der Qualifikationsphase in den beiden Fächer auf 

erhöhtem Anforderungsniveau absolut mindestens 40 
Punkte

erreicht hat.
Einbringungspflichtig sind mindestens 34 Schulhalb-

jahresergebnisse aus der Qualifikationsphase. In den 
Abiturprüfungsfächern sind jeweils vier Schulhalbjahres-
ergebnisse einzubringen. Dadurch kann sich die Zahl der 
einbringungspflichtigen Schulhalbjahresergebnisse auf 
36 erhöhen. Maximal können 40 Schulhalbjahresergeb-
nisse eingebracht werden. Unter den eingebrachten 
Schulhalbjahresergebnissen nach Satz 1 Nr. 2 dürfen 
höchstens 20 % mit weniger als fünf Punkten und kein 
Ergebnis mit 0 Punkten sein. In der Qualifikationsphase 
sind maximal 600 Punkte zu erreichen.

Anl.
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(3) Sind in einer Fremdsprache nur zwei Schulhalb-
jahresergebnisse einbringungspflichtig, sind diese aus 
der Qualifikationsphase zu nehmen.

(4) Eine Schülerin oder ein Schüler, die oder der nicht 
zur Abiturprüfung zugelassen wird oder nach Absatz 2 
nicht an der mündlichen Abiturprüfung teilnehmen kann, 
tritt um eine Jahrgangsstufe zurück, soweit sie oder er 
nicht wegen Überschreitung der in § 18 Abs. 4 SchulG 
genannten Zeiten aus der Schule zu entlassen ist.

§ 26
Dauer und Beurteilung der schriftlichen

Prüfungsarbeiten
(1) Die Arbeitszeit für die schriftliche Prüfung beträgt 

in den Fächern auf erhöhtem Anforderungsniveau fünf 
Zeitstunden und in den Fächern auf grundlegendem 
Anforderungsniveau vier Zeitstunden. Diese Zeiten 
dürfen um höchstens eine Zeitstunde verlängert werden, 
wenn die Aufgabe es erfordert, dass der Prüfling Expe-
rimente durchzuführen hat.

(2) § 15 Abs. 1 findet auf Berufliche Gymnasien mit 
der Maßgabe Anwendung, dass die Notentendenz durch 
die Punktzahl in Klammern dahinter vermerkt wird. § 15 
Abs. 3 findet entsprechende Anwendung.

(3) Jede Arbeit wird von einer Zweitgutachterin oder 
einem Zweitgutachter beurteilt und benotet, die die Befä-
higung für die Laufbahn der Studienrätinnen und Studi-
enräte an berufsbildenden Schulen oder an Gymnasien 
und die Lehrbefähigung für das jeweilige Fach besitzt 
und von der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsaus-
schusses bestimmt wird. Steht eine solche Lehrkraft an 
der eigenen Schule nicht zur Verfügung oder legen wich-
tige Gründe es nahe, bestimmt die oberste Schulauf-
sichtsbehörde eine Lehrkraft eines anderen Beruflichen 
Gymnasiums oder einer anderen gymnasialen Oberstufe 
zur Zweitgutachterin oder zum Zweitgutachter.

(4) Weicht die Benotung einer Arbeit im Erst- und 
Zweitgutachten voneinander ab, entscheidet der Prü-
fungsausschuss; § 5 Abs. 2 gilt entsprechend. Er kann 
eine weitere Lehrkraft mit der Lehrbefähigung in diesem 
Fach zur Beratung heranziehen. 

§ 27
Bekanntgabe der Ergebnisse

§ 17 Abs. 1 Nr. 2 und 6 sowie Abs. 2 und 4 finden auf 
Berufliche Gymnasien entsprechende Anwendung.

§ 28
Mündliche Prüfung

(1) Jeder Prüfling wird entsprechend § 9 BGVO in 
seinem fünften Prüfungsfach mündlich geprüft.

(2) § 7 Abs. 5 und § 18 Abs. 1, 2, 4 Satz 1, Halb-
satz 1, Satz 2 bis 5, Abs. 5 und 7 finden auf Berufliche 
Gymnasien entsprechende Anwendung.

(3) § 18 Abs. 6 findet auf Berufliche Gymnasien mit 
der Maßgabe Anwendung, dass die Vorbereitungszeit 
30 Minuten beträgt. Absatz 8 gilt mit der Maßgabe, dass 
zusätzlich die Punktzahl beraten und festgesetzt wird.

(4) Finden in einem Fach eine schriftliche und eine 
mündliche Prüfung statt, so wird das Gesamtergebnis im 
Verhältnis 2:1 aus den beiden Prüfungsteilen nach 
Anlage 3 gebildet.

§ 29
Besondere LernIeistung

(1) Teil der Abiturprüfung kann auch eine besondere 
individuelle Lernleistung sein, die im Rahmen und 
Umfang von zwei aufeinanderfolgenden Schulhalbjahren 
erbracht wird. Besondere Lernleistungen können sein:
1. Eine Jahres- oder Seminararbeit,
2. die Ergebnisse eines umfassenden, auch fachüber-

greifenden Projektes oder Praktikums und
3. ein umfassender Beitrag aus einem von den Ländern 

geförderten Wettbewerb in den Bereichen, die schu-
lischen Referenzfächern zugeordnet werden können.

Voraussetzung für das Einbringen ist, dass die beson-
dere Lernleistung oder wesentliche Bestandteile noch 
nicht anderweitig im Rahmen der Schule angerechnet 
wurden. Eine besondere Lernleistung kann nur ein Fach 
mit grundlegendem Anforderungsniveau repräsentieren.

(2) Eine besondere Lernleistung ist schriftlich zu 
dokumentieren. Anschließend sind die Ergebnisse im 
Rahmen eines Kolloquiums unter prüfungsgemäßen 
Bedingungen zu präsentieren.

(3) Die Erbringung der besonderen Lernleistung ist 
auf ein Jahr begrenzt. Die Abgabetermine werden jähr-
lich zusammen mit den Terminen der schriftlichen Abitur-
prüfung bekannt gegeben. Der Beginn der Arbeit sowie 
der Abgabetermin müssen in der schriftlichen Dokumen-
tation vermerkt werden.

(4) Schriftliche Dokumentation und Präsentation der 
besonderen Lernleistung im Kolloquium sind eigen-
ständig zu bewertende Teile.

(5) Die schriftliche Dokumentation soll nicht weniger 
als 20 und nicht mehr als 30 Seiten in einem normalen 
Schrifttyp 12 pt mit 1 ½ -Zeilenabstand und 2 cm Seiten-
rändern auf Din A 4-Bögen umfassen. Die Schülerin oder 
der Schüler fügt auf einem gesonderten Blatt die mit 
Unterschrift versehene Versicherung bei, dass die Arbeit 
ohne fremde Hilfe angefertigt worden ist und keine 
anderen als die angegebenen Hilfsmittel benutzt worden 
sind.

(6) Gruppenarbeiten sind nicht zulässig, die individu-
elle besondere Lernleistung kann aber aus der gemein-
samen Beschäftigung mehrerer Schülerinnen oder 
Schüler mit einem Problem oder Projekt erwachsen.

(7) Für die Bewertung der besonderen Lernleistung 
wird ein Bewertungsausschuss gebildet; § 4 gilt entspre-
chend. Abweichend von § 4 Abs. 1 gehört ihm außer der 
oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses und 
der Lehrkraft, die die Erbringung der besonderen Lern-
leistung begleitet hat, eine weitere Fachlehrkraft als 
Zweitgutachterin oder Zweitgutachter an; § 26 Abs. 2 
bis 4 gilt entsprechend. Der Bewertungsausschuss stellt 
auch fest, ob die besondere Lernleistung oder wesent-
liche Teile von ihr nicht bereits anderweitig im Rahmen 
der Schule angerechnet worden sind.

(8) Die Note für die schriftliche Dokumentation und 
gegebenenfalls für das Produkt der besonderen Lern-
leistung wird von dem Bewertungsausschuss festgelegt 
und dem Prüfling spätestens eine Woche vor dem Kol-
loquium mitgeteilt. Ein Rücktritt vom Kolloquium ist zu 
diesem Zeitpunkt möglich.

(9) Das Kolloquium vor dem Bewertungsausschuss 
findet in der Regel zwei bis fünf Wochen nach Abgabe 
der Dokumentation statt, spätestens aber bis zur 
Bekanntgabe der Noten der schriftlichen Abiturprüfung. 
Es dauert in der Regel 30 Minuten.
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(10) Die Bewertung der besonderen Lernleistung 
ergibt sich aus der schriftlichen Dokumentation und 
gegebenenfalls dem Produkt und der Präsentation im 
Kolloquium. Die Teilnoten werden protokolliert.

(11) Stellt die Bewertungskommission fest, dass die 
besondere Lernleistung nicht selbstständig angefertigt 
wurde, wird diese nicht gewertet. Die Note der beson-
deren Lernleistung wird der Schülerin oder dem Schüler 
unmittelbar nach der Beratung der Bewertungskommis-
sion im Anschluss an das Kolloquium mitgeteilt.

(12) Die besondere Lernleistung kann
1. ein einbringungspflichtiges Schulhalbjahresergebnis 

in dem entsprechenden Fach oder
2. die Prüfungsleistung in einem Prüfungsfach
ersetzen.

§ 30
Prüfungskonferenz

§ 19 Abs. 1 Nr. 1 findet auf Berufliche Gymnasien mit 
der Maßgabe Anwendung, dass zusätzlich über die 
Punktzahl entschieden wird; § 19 Abs. 2 und 5 findet ent-
sprechende Anwendung.

§ 31
Ergebnisse der Abiturprüfung

Die Abiturprüfung hat bestanden, wer in dieser min-
destens 100 Punkte der vierfachen Wertung erreicht hat, 
wobei die Prüfungsfächer gleich gewichtet werden. 
Dabei müssen in mindestens drei der fünf Prüfungsfä-
cher, darunter mindestens ein Fach auf erhöhtem Anfor-
derungsniveau, mindestens fünf Punkte erreicht werden. 
Maximal sind 300 Punkte erreichbar.

§ 32
Feststellung der Gesamtqualifikation

(1) Aus den in den vier Schulhalbjahren der Qualifika-
tionsphase und in der Abiturprüfung erreichten Punkten 
wird eine Gesamtpunktzahl ermittelt, wobei die Punkte in 
der Qualifikationsphase und in der Abiturprüfung in das 
Verhältnis 2 : 1 gesetzt werden.

(2) In der Gesamtqualifikation sind insgesamt 900 
Punkte erreichbar. Es müssen mindestens 300 Punkte 
erzielt werden.

(3) Die Ermittlung der Abiturdurchschnittsnote erfolgt 
gemäß Umrechnungstabelle in Anlage 4.

§ 33
Wiederholungsprüfung

§ 21 Abs. 1 findet auf Berufliche Gymnasien entspre-
chende Anwendung.

§ 34
Niederschriften

§ 23 Abs. 1 findet auf Berufliche Gymnasien mit der 
Maßgabe Anwendung, dass zusätzlich Angaben über 
die Punktzahl enthalten sein müssen; § 23 Abs. 2 und 3 
findet entsprechende Anwendung.

Abschnitt IV
Bestimmungen für Nichtschülerinnen und Nichtschüler

§ 35
Voraussetzungen für die Zulassung

(1) Für die Prüfung in einem Bildungsgang an einer 
Berufsfachschule, Fachoberschule, Berufsoberschule 

oder Fachschule kann eine Person als Nichtschülerin 
oder Nichtschüler zugelassen werden, wenn sie
1. die Voraussetzungen des § 140 Abs. 1 SchulG erfüllt,
2. nachweisen kann, dass sie sich angemessen auf die 

Prüfung vorbereitet hat, und
3. nicht bereits zweimal versucht hat, diese Prüfung als 

Schülerin oder Schüler oder Nichtschülerin oder 
Nichtschüler abzulegen.

Wer an der Berufsoberschule die fachgebundene Hoch-
schulreife erworben hat, kann die Prüfung in der zweiten 
Fremdsprache zum Erwerb der allgemeinen Hochschul-
reife als Nichtschülerin oder Nichtschüler ablegen. Dafür 
sind Satz 1, § 36 Abs. 1 Nr. 1 und 2, Abs. 2 Nr. 2 und 4, 
Abs. 6, § 38 Nr. 2 und 3 sowie § 39 Abs. 1 entsprechend 
anzuwenden.

(2) Voraussetzungen für die Zulassung zur Prüfung 
sind die Erfüllung der für die Schulart und den Bildungs-
gang der berufsbildenden Schule, an der die Abschluss- 
prüfung abgelegt werden soll, vorgeschriebenen schuli-
schen und beruflichen Aufnahmevoraussetzungen. 
Findet in dem Jahr der abzulegenden Prüfung an einer 
öffentlichen Schule keine Abschlussprüfung in dem 
angestrebten Bildungsgang statt, wird ein Prüfungsaus-
schuss zur Abnahme der Nichtschülerprüfung nur dann 
eingerichtet, wenn mindestens sechs Prüflinge die 
Zulassungsvoraussetzungen erfüllen. Ist diese Voraus-
setzung nicht gegeben, verschiebt sich der Prüfungs-
termin einmal um ein Jahr.

§ 36
Zulassung 

(1) Die Zulassung ist spätestens jeweils bis zum 30. 
November eines Jahres für eine Prüfung im darauf fol-
genden Kalenderjahr bei der obersten Schulaufsichtsbe-
hörde zu beantragen. Sofern Praktikumszeiten vor Teil-
nahme an dieser Prüfung zu erfüllen sind, ist die Zu- 
lassung spätestens bis zum 30. Juni eines Jahres für 
die Prüfung im darauf folgenden Kalenderjahr zu bean-
tragen. Dabei hat die Bewerberin oder der Bewerber 
anzugeben,
1. ob, wo und wann sie oder er sich bereits früher zu 

dieser Prüfung als Schülerin oder Schüler oder Nicht-
schülerin oder Nichtschüler gemeldet hat und mit wel-
chem Ergebnis die Prüfung abgelegt wurde,

2. für welche Prüfungsfächer sie oder er sich ent-
scheidet, wenn mehrere Prüfungsfächer zur Wahl 
stehen,

3. gegebenenfalls den Vorschlag einer geeigneten Aus-
bildungsstätte, bei der das vorgeschriebene Prak-
tikum abgeleistet werden soll.

(2) Dem Zulassungsantrag sind beizufügen
1. ein tabellarischer Lebenslauf mit Lichtbild, das nicht 

älter als drei Monate sein soll,
2. beglaubigte Abschriften oder beglaubigte Fotokopien 

der Nachweise, aus denen sich die Voraussetzungen 
für die Zulassung ergeben,

3. eine nach Fächern geordnete Übersicht über die 
Bereiche, mit denen sich die Bewerberin oder der 
Bewerber besonders beschäftigt hat, und 

4. eine Meldebescheinigung der Meldebehörde.
(3) Die Zulassung zur Prüfung, mit der ein Schulab-

schluss erworben werden soll, kann nicht früher 
erfolgen, als es bei einem Schulbesuch des entspre-
chenden Bildungsganges in Vollzeitform möglich 
gewesen wäre. Zur Prüfung zum Erwerb eines Berufs-
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abschlusses kann zugelassen werden, wer mindestens 
das Eineinhalbfache der vorgeschriebenen Ausbildungs-
zeit in diesem Beruf tätig war. Vorbildung und Berufsweg 
müssen erwarten lassen, dass Kompetenzen erworben 
wurden, wie sie in dem entsprechenden Bildungsgang 
vermittelt werden.

(4) Für die Zulassung zur Prüfung in einem Bildungs-
gang der Berufsfachschule, in dem ein Praktikum oder 
Praxiswochen vorgesehen ist oder sind, sind berufliche 
Erfahrungen mindestens in entsprechendem Umfang 
nachzuweisen.

(5) Für die Zulassung zur Prüfung an den Fach-
schulen der Fachrichtungen Sonderpädagogik und Sozi-
alpädagogik ist der Nachweis beruflicher Erfahrungen in 
mindestens zwei Arbeitsfeldern erforderlich. Davon kann 
der Nachweis in einem Arbeitsfeld durch das vorge-
schriebene Praktikum erbracht werden. Für die Zulas-
sung zur Prüfung an der Fachschule der Fachrichtung 
Sozialpädagogik, Ausbildungsgang „Erzieherin“ oder 
„Erzieher“, ist außerdem eine Qualifikation über Sprach-
förderung im Elementarbereich nachzuweisen.

(6) Über die Zulassung entscheidet die oberste Schul-
aufsichtsbehörde. Sie teilt der Bewerberin oder dem 
Bewerber die Entscheidung über die Zulassung sowie 
die für die Prüfung zuständige Schule und den Ort mit. 
Soweit Prüfungsgebühren erhoben werden, sind diese 
vor Aushändigung der Zulassung zu entrichten.

§ 37
Zulassung von Fernlehrgangsteilnehmerinnen

und -teilnehmern
(1) Für Teilnehmerinnen und Teilnehmer an einem von 

der Staatlichen Zentralstelle für Fernunterricht zugelas-
senen Fernlehrgang kann von dem Erfordernis der Woh-
nung in Schleswig-Holstein abgesehen werden, wenn 
das betreffende Fernlehrinstitut seinen Sitz in 
Schleswig-Holstein hat.

(2) Der Nachweis der angemessenen Vorbereitung 
nach § 35 Abs. 1 Nr. 2 ist mit der erfolgreichen Teilnahme 
an einem entsprechenden Fernlehrgang erbracht.

§ 38
Prüfungsfächer

Für die Durchführung der Prüfung gelten die Bestim-
mungen der Abschnitte I und II in Verbindung mit den 
entsprechenden Schulartenverordnungen mit folgenden 
Ausnahmen:
1. Prüfungsfächer sind alle Fächer der Stundentafel. 

Ausnahmen hiervon kann die oberste Schulaufsichts-
behörde festlegen.

2. Die schriftliche Prüfung findet in der Regel zusammen 
mit der Abschlussprüfung der jeweiligen Schulart an 
der zuständigen Schule statt. Die mündliche Prüfung 
kann sich über einen Zeitraum von bis zu zwei 
Wochen erstrecken. Bei Abnahme auch einer prakti-
schen Prüfung, die vor der mündlichen Prüfung 
durchzuführen ist, kann sich der Zeitraum auf bis zu 
drei Wochen ausdehnen.

3. Auf eine mündliche Prüfung in einem Fach kann ver-
zichtet werden, wenn die Note in diesem Fach bei der 
schriftlichen Prüfung mindestens „befriedigend“ 
lautet. Davon abweichend erstreckt sich die münd-
liche Prüfung in der Berufsoberschule auf das Fach 
Englisch und vier weitere nicht bereits schriftlich 
geprüfte Fächer.

§ 39
Prüfungsergebnis

(1) Das Ergebnis der Prüfung wird aufgrund der 
Noten in der schriftlichen oder, soweit erfolgt, in der 
praktischen Prüfung und in der mündlichen Prüfung fest-
gesetzt. In Fächern, in denen schriftlich und mündlich 
geprüft wurde, sind die Noten der schriftlichen und der 
mündlichen Prüfung zugrunde zu legen. Weichen die 
Noten der schriftlichen Prüfung und der mündlichen Prü-
fung um zwei Notenstufen voneinander ab, ist der Mittel-
wert die Endnote. Weichen die Noten der schriftlichen 
Prüfung und der mündlichen Prüfung um eine oder mehr 
als zwei Notenstufen voneinander ab, ist die Endnote 
unter Berücksichtigung des in der Prüfung gezeigten 
gesamten Leistungsbildes festzusetzen. Bei nicht 
schriftlich geprüften Fächern ist die Note der mündlichen 
Prüfung die Endnote.

(2) Der Abschluss der Fachschule der Fachrich-
tungen Sonderpädagogik und Sozialpädagogik setzt 
eine von der begleitenden Fachschule festgestellte 
erfolgreiche Ableistung eines mindestens halbjährigen 
Praktikums voraus. Über die erfolgreiche Ableistung des 
Praktikums entscheidet der Prüfungsausschuss der 
begleitenden Fachschule.

(3) Ein erfolgreich abgeleistetes vorgeschriebenes 
Praktikum und/oder eine Hausarbeit, die mindestens mit 
der Note „ausreichend“, und/oder ein schriftliches Prü-
fungsfach, das mindestens mit der Note „befriedigend“ 
bewertet worden ist, werden oder wird bei dem erstma-
ligen Nichtbestehen der Nichtschülerprüfung für die ein-
malige Wiederholung dieser Prüfung gemäß § 21 aner-
kannt.

Abschnitt V
Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 40
Anlagen

Die Anlagen 1 bis 4 sind Bestandteil dieser Verord-
nung.

§ 41
Inkrafttreten und Übergangsregelung

(1) Diese Verordnung tritt am 1. August 2008 in Kraft. 
Gleichzeitig treten die Prüfungsverordnung berufsbil-
dende Schulen vom 25. Juli 2000 (NBl. MBWFK. 
Schl.-H. S. 606), zuletzt geändert durch Verordnung 
vom 26. Juni 2006 (NBl. MBF. Schl.-H. S. 187), und 
die Landesverordnung über die Abiturprüfung an den 
Fachgymnasien vom 26. Februar 2001 (NBl. MBWFK. 
Schl.-H. S. 113), zuletzt geändert durch Verordnung 
vom 12. August 2004 (NBl. MBWFK. Schl.-H. – S – 
S. 213, ber. S. 285), außer Kraft.

(2) Abweichend von Absatz 1 gilt für § 7 Abs. 1 
Satz 1, dass die Aufgaben für die schriftliche Abiturprü-
fung im Schuljahr 2009/2010 für ein Kernfach, im Schul-
jahr 2010/2011 für zwei Kernfächer und ab Schuljahr 
2011/2012 für alle Kernfächer zentral erstellt werden.

(3) Für Schülerinnen und Schüler, die im Schuljahr 
2006/07 bereits einen Bildungsgang einer berufsbil-
denden Schule besuchen, gelten die Bestimmungen der 
nach Absatz 1 außer Kraft getretenen Verordnungen für 
diesen Bildungsgang fort. Sie gelten auch fort für Per-
sonen, die bereits zu einer Nichtschülerprüfung zuge-
lassen worden sind. Für Schülerinnen und Schüler, die 
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vor Ablauf des Schuljahres 2007/08 in ein Berufliches 
Gymnasium aufgenommen werden, gelten die Bestim-
mungen der nach § 14 Abs. 1 Satz 2 aufgehobenen Lan-
desverordnung über die Abiturprüfung an den Fachgym-
nasien fort; § 14 Abs. 2 Satz 2 BGVO gilt entsprechend.

(4) Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 31. Juli 2013 
außer Kraft.
Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt 

und ist zu verkünden.

Kiel, 2. Oktober 2007

Pe te r  Har ry  Cars tensen Ute  Erds iek -Rave
Ministerpräsident Ministerin

für Bildung und Frauen
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Stundentafel der Fachklassen für den Ausbildungsberuf Fachverkäufer/Fachverkäuferin
im Lebensmittelhandwerk

Runderlass des Ministeriums für Bildung und Frauen vom 2. Oktober 2007 – III 412 – 3023.253.0

Aufgrund des § 126 Abs. 4 des Schulgesetzes bestimmt das Ministerium für Bildung und Frauen, dass in den 
Fachklassen für den Ausbildungsberuf Fachverkäufer/Fachverkäuferin im Lebensmittelhandwerk mit Wirkung vom 
1. August 2006 die nachstehende Stundentafel anzuwenden ist.

Gleichzeitig wird die Stundentafel für den Ausbildungsberuf Fachverkäufer/Fachverkäuferin im Nahrungsmittel-
handwerk aufgehoben.

Für Auszubildende, die sich im Schuljahr 2005/06 bereits in dieser Ausbildung befunden haben, gilt die bisherige 
Stundentafel jedoch bis zum Ende der Ausbildung weiter, es sei denn, dass vertraglich die Anwendung der neuen 
Ausbildungsordnung vereinbart worden ist.
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Festsetzung der Schulkostenbeiträge für die zum 1. August  2007 neu errichteten Landesberufsschulen 
für die Haushaltsjahre 2007 bis 2009

Erlass des Ministeriums für Bildung und Frauen vom 10. September 2007 – III 415 

Die nachfolgend genannten Landesberufsschulen haben zum 1. August 2007 bzw. 9. Februar 2007 (Werker in der 
Pferdewirtschaft) ihren Betrieb aufgenommen.

Bei dem Schulkostenbeitrag - einschließlich Internatskostenanteil - handelt es sich um einen Schullastenausgleich 
und nicht um eine individuelle Kostenfestsetzung. Als angemessener Anteil für die Unterhaltung und Bewirtschaftung 
des Heimes wurde deshalb von mir für alle Landesberufsschulen als feste Größe ein Betrag in Höhe von 500 Euro 
in die Berechnung einbezogen.

Die festgesetzten Schulkostenbeiträge für das laufende Haushaltsjahr 2007 sowie für die Haushaltsjahre 2008 und 
2009 sind der Tabelle zu entnehmen.

*)  zum 09.02.2007 errichtet

Schulkostenbeiträge für die zum 1. August 2007 neu errichtete Landesberufsschulen für die Jahre 2007 bis 2009

Landesberufsschule für: EURO

Werker in der Pferdewirtschaft*) 1.100,00 Euro

Werkzeugmechaniker 1.500,00 Euro

Anlagenmechaniker 1.250,00 Euro

Systeminformatiker 1.200,00 Euro

Fachkräfte für Möbel-, Küchen- und Umzugsservice 1.300,00 Euro

ALLGEMEINE VERWALTUNGS- UND PERSONALANGELEGENHEITEN

 Anträge und Bewerbungen für das 
Schuljahr 2008/09

Runderlass des Ministeriums für Bildung und Frauen 
vom  8. Oktober 2007 – III 1410/III149 – 330.400 -4 

Zur Vorbereitung der Personalplanung werden hiermit 
alle Lehrkräfte gebeten, die zum Schuljahr 2008/09
– eine Ermäßigung oder Erhöhung ihrer Unterrichtsver-

pflichtung (Teilzeitbeschäftigung, auch in Form eines 
Sabbatjahres) oder Beurlaubung ohne Dienstbezüge 
bzw. deren Beendigung,

– eine Versetzung aus persönlichen Gründen an eine 
andere Schule des Landes Schleswig-Holstein (Ver-
setzungswünsche für das Schuljahr 2007/08, denen 
nicht entsprochen werden konnte, müssen wiederholt 
werden),

– eine Versetzung im Einigungsverfahren zwischen den 
Ländern (Ländertauschverfahren),

– eine Freigabeerklärung für das Bewerbungs- und 
Auswahlverfahren  in anderen Bundesländern,

– die Versetzung in den Ruhestand gemäß § 54 
Abs. 4 LBG 

– die Entlassung oder Kündigung
beantragen wollen, diese Anträge bis spätestens

15. November 2007 (Eingang im MBF)

auf dem Dienstwege einzureichen. Um eine verlässliche 
Planung und Unterrichtsversorgung sicherzustellen, 
wird darum gebeten, Anträge auf Altersteilzeitbeschäfti-
gung (Schwerbehinderte im Beamtenverhältnis sowie 
Lehrkräfte im Beschäftigungsverhältnis) ebenfalls zum 
genannten Termin einzureichen. Spätestens müssen 
diese Anträge mindestens drei Monate vor Beginn der 
Altersteilzeit gestellt werden.

Im Rahmen der „Dezentralisierung von Verantwortung 
im Schulbereich“ sowie „Weiterentwicklung der berufli-
chen Schulen zu Regionalen Berufsbildungszentren 
(RBZ)“  gelten die Regelungen dieser Erlasse mit der 
Maßgabe, dass die erforderlichen Anträge bei der 
zuständigen Schule zu stellen sind. 

Erst- und Wiederholungsbewerbungen für den allge-
mein bildenden Schuldienst und Förderzentren (Pkt. 4.1) 
sind an das Ministerium für Bildung und Frauen des 
Landes Schleswig-Holstein zu richten, es sei denn, es 
handelt sich um eine Bewerbung auf eine im Rahmen der 
Dezentralisierung ausgeschriebene Stelle. Erst- und 
Wiederholungsbewerbungen für den berufsbildenden 
Schuldienst (Pkt. 4.2) sind an die Schulen zu richten.

Anträge, die nach den in diesem Erlass gesetzten 
Fristen eingehen, können nur noch in besonders begrün-
deten, schriftlich darzulegenden Ausnahmefällen 
berücksichtigt werden.
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1 Anträge
Die Antragstellung muss mit den hierfür vorgesehenen 
Vordrucken erfolgen, vgl. auch Anlagen 1 bis 13 
dieses Runderlasses. Diese Vordrucke können aus 
dem Internet unter www.bildung.schleswig-holstein.de 
Bewerberlotse/Anträge und Bewerbungen abgerufen 
werden.

1.1 Teilzeit für Lehrkräfte im Beamtenverhältnis zum 
01.08.2008
Formular: Anlage 1
Adressat: MBF a.d.D.

1.2 Teilzeit für tariflich beschäftigte Lehrkräfte zum 
01.08.2008
Formular: Anlage 2
Adressat: MBF a.d.D.

1.3 Altersteilzeit für schwerbehinderte Lehrkräfte im 
Beamtenverhältnis zum 01.02.2008 bzw. 01.08.2008
Formular: Anlage 3
Adressat: MBF a.d.D.

1.4 Altersteilzeit für tariflich beschäftigte Lehrkräfte zum 
01.02.2008 bzw. 01.08.2008
Formular: Anlage 4
Adressat: MBF a.d.D.

1.5 Beurlaubung für Lehrkräfte im Beamtenverhältnis 
zum 01.08.2008
Formular: Anlage 5
Adressat: MBF a.d.D.

1.6 Beurlaubung für tariflich beschäftigte Lehrkräfte 
zum 01.08.2008
Formular: Anlage 6
Adressat: MBF a.d.D.

1.7 Sabbatjahrregelung für Lehrkräfte im Beamtenver-
hältnis zum 01.08.2008
Formular: Anlage 7
Adressat: MBF a.d.D.

1.8 Sabbatjahrregelung für tariflich beschäftigte Lehr-
kräfte zum 01.08.2008
Formular: Anlage 8
Adressat: MBF a.d.D.

1.9 Elternzeit für Lehrkräfte im Beamtenverhältnis
Frist: 6 bzw. 8 Wochen vor Beginn der Elternzeit
Formular: Anlage 9
Adressat: MBF a.d.D.

1.10 Elternzeit für tariflich beschäftigte Lehrkräfte
Frist: 7 Wochen vor Beginn der Elternzeit
Formular: Anlage 10
Adressat: MBF a.d.D.

1.11 Anträge auf Versetzung zum 01.08.2008
1.11.1 Anträge auf kreisinterne Versetzungen für 

Grund- und Hauptschulen, Realschulen und Förder-
zentren zum 01.08.2008
Formular: Anlage 11
Adressat: zuständiges Schulamt a.d.D.

1.11.2 Sonstige Anträge auf Versetzungen in 
Schleswig-Holstein zum 01.08.2008
Formular: Anlage 11
Adressat: MBF a.d.D.

1.11.3 Anträge auf Versetzungen/Übernahme in ein 
anderes Bundesland der Bundesrepublik Deutschland 
im Rahmen des Lehrertauschverfahrens zum 
01.08.2008
Formular: Anlage 12
Adressat: MBF a.d.D.

1.12 Anträge auf Versetzung in den vorzeitigen Ruhe-
stand zum 01.02.2008 bzw. 01.08.2008
Formular: Anlage 13

Adressat: MBF a.d.D.
2 Versetzungen

Über Versetzungsanträge von Lehrkräften der berufs-
bildenden Schulen entscheiden die Schulleiterinnen 
und Schulleiter im Einvernehmen mit den aufneh-
menden Schulen innerhalb der Schulart.
Einvernehmliche Versetzungen von Lehrkräften der 
Gymnasien, Gesamtschulen und Gemeinschafts-
schulen werden von den Schulleiterinnen und Schullei-
tern bis zur verwaltungsmäßigen Umsetzung vorbe-
reitet.
Für die Lehrkräfte der übrigen Schularten und bei 
schulartübergreifenden Versetzungen gilt:
Im Bereich der Grund-, Haupt-, Realschulen sowie 
Förderzentren wird die Bereitschaft eines Einsatzes 
um den Wunschort herum von ca. 30 km erwartet. 
Über Anträge auf kreisinterne Versetzung im Bereich 
der Grund-, Haupt-, Realschulen und Förderzentren 
entscheiden die Schulämter, soweit es sich nicht um 
schulartübergreifende Versetzungen handelt.
Über Versetzungsanträge von Lehrkräften dieser 
Schularten sowie von bzw. an Gemeinschaftsschulen 
oder Regionalschulen in einen anderen Schulaufsichts-
kreis oder an eine andere Schulart entscheidet das 
Ministerium für Bildung und Frauen des Landes 
Schleswig-Holstein.
Zu Versetzungsanträgen werden zunächst Zwischen-
bescheide erteilt.

3 Ländertausch
Mit dem Beschluss vom 10.05.2001 hat die KMK ein 
Bewerbungs- und Auswahlverfahren sowie ein Eini-
gungsverfahren (Lehreraustauschverfahren) 
beschlossen.

3.1 Im Bewerbungs- und Auswahlverfahren können im 
Schuldienst befindliche Lehrkräfte an Bewerbungsver-
fahren in anderen Bundesländern teilnehmen. Dabei 
sind sie verpflichtet, ihrer Bewerbung eine Erklärung 
über die Freigabe seitens ihrer Dienststelle beizufügen.
Freigabeerklärungen sollen so großzügig wie möglich 
unter Beachtung dienstlicher Interessen erteilt werden. 
Die Länder sind übereingekommen, eine Freigabeer-
klärung in der Regel nicht später als zwei Jahre nach 
der Erstantragstellung auf Freigabe zu erteilen.
Die Freigabeerklärung ist auf dem Dienstweg bis zum 
15. November 2007 formlos zu beantragen. Freigabe-
erklärungen aus einem späteren aktuellen Anlass 
müssen schnellstmöglich beantragt werden.
Die Freigabe wird bis zum 31. Mai 2008 bzgl. der Ent-
scheidung des aufnehmenden Bundeslandes befristet.
Die Übernahme erfolgt grundsätzlich zum Schuljahres-
beginn. Der Wechsel in ein anderes Bundesland zum 
1. Februar eines Jahres ist nur in Ausnahmesituationen 
im Rahmen des Bewerbungs- und Auswahlverfahrens 
möglich.

3.2 Im Einigungsverfahren zwischen den Ländern (Leh-
reraustauschverfahren) können Lehrkräfte insbeson-
dere aus sozialen Gründen, z.B. zur Familienzusam-
menführung, einen Antrag auf Übernahme in ein 
anderes Bundesland stellen.
Das Einigungsverfahren zwischen den Ländern (Leh-
reraustauschverfahren) stellt neben dem vorrangigen 
Bewerbungs- und Auswahlverfahren eine zusätzliche 
Möglichkeit zum Wechsel in ein anderes Bundesland 
dar.

Anl.
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Die Übernahme im Tauschverfahren nach Schleswig-
Holstein bzw. der Tausch in ein anderes Bundesland 
erfolgt nur noch zum 1. August eines Jahres.
Anträge auf Versetzung in ein anderes Bundesland 
(Anlage 12) zum Schuljahresbeginn 2008/09 sind bis 
zum 15. November 2007 vorzulegen.
Der Versetzungsantrag kann im Internet unter www.bil-
dung.schleswig-holstein.de (Bewerberlotse/Länder-
tausch) abgerufen werden.

4 Bewerbungen für den Schuldienst
4.1 Bewerbungen für den Schuldienst an allgemein bil-

denden Schulen und Förderzentren
4.1.1 Für die Einstellung zum Schuljahresbeginn gilt für 

Erstbewerberinnen und Erstbewerber die Bewer-
bungsfrist bis zum 31. März 2008.
Für Erstbewerberinnen und Erstbewerber (außer 
berufsbildende Schulen s. 4.2), die zum 31. Januar 
2008 ihre Ausbildung beenden, gilt der 15. November 
2007 als Bewerbungsschlusstermin für die Einstellung 
zum Beginn des 2. Schulhalbjahres.
Das Zeugnis über die II. Staatsprüfung kann gegebe-
nenfalls nachgereicht werden.

4.1.2 Die Wiederbewerberinnen und Wiederbewerber 
für den Schuldienst (außer berufsbildende Schulen 
s. 4.2) müssen bis zum 15. November 2007 formlos 
schriftlich unter Angabe der Bewerbernummer 
erklären, dass sie ihre Bewerbung aufrechterhalten. 
Zwischenzeitlich eingetretene Veränderungen (z.B. 
Wohnortwechsel, gewünschter Unterrichtseinsatz) 
sind hierbei anzuzeigen.

4.1.3 Alle Erst- und Wiederholungsbewerber/-bewer-
berinnen für allgemein bildende Schulen und Förder-
zentren, die sich im Ministerium für Bildung und Frauen 
bewerben, erhalten eine Eingangsbestätigung.

4.1.4 Im Rahmen der „Dezentralisierung von Verant-
wortung im Schulbereich“ erfolgen in den Kreisen/
kreisfreien Städten für die jeweiligen Schularten 
gesonderte Stellenausschreibungen im Internet unter 
www.bildung.schleswig-holstein.de spätestens ab 
April 2008.

4.2 Bewerbungen für den berufsbildenden Schuldienst
Bewerberinnen und Bewerber für den berufsbildenden 
Schuldienst bewerben sich direkt auf Stellenausschrei-
bungen der berufsbildenden Schulen, die im Internet 
sowohl unter www.bildung.schleswig-holstein.de als 
auch auf den Homepages der Schulen veröffentlicht 
werden. Die Bewerbungstermine sind den jeweiligen 
Ausschreibungen zu entnehmen. Initiativbewerbungen 
sind möglich.

5 Vorbereitungsdienst
Beginn des Vorbereitungsdienstes
Der Vorbereitungsdienst
– zum 1. Schulhalbjahr beginnt am 1. August 

(Bewerbungsschlusstermin: 01. April des entspre-
chenden Kalenderjahres )

– zum 2. Schulhalbjahr beginnt am 1. Februar 
(Bewerbungsschlusstermin: 01. Oktober des  vor-
hergehenden Kalenderjahres).

Die Termine für den Dienstantritt in der Schule werden 
durch die Schulaufsicht festgelegt. Die Termine für die 
Einführungsveranstaltungen des IQSH werden vom 
IQSH mitgeteilt.

6 Quereinstieg/Seiteneinstieg
Wenn keine geeigneten Laufbahnbewerberinnen oder 
-bewerber (mit Staatsexamen) mit den benötigten 
Fächern bzw. Fachrichtungen zur Verfügung stehen, 
können Interessentinnen und Interessenten mit univer-
sitärem Abschluss (Diplom, Magister oder Master) 
oder mit dem Abschluss einer gleichgestellten Hoch-
schule 
– in einen zweijährigen Vorbereitungsdienst (Quer-

einstieg) eingestellt werden. 
Nach den bisherigen Erfahrungen ist die Einstellung 
von Quereinsteigern nur in einzelnen Schularten 
(bisher an Grund- und Hauptschulen sowie Berufsbil-
denden Schulen) und hier nur in bestimmten Fächern 
bzw. Fachrichtungen möglich. 
Außerdem können Bewerberinnen und Bewerber ohne 
Staatsexamina aber mit universitärem Abschluss in 
einem schulischen Mangelfach und mit anschließender 
mehrjähriger fachlich einschlägiger Berufserfahrung
– in eine zweijährige berufsbegleitende Qualifikati-

onsphase (Seiteneinstieg gemäß Erlass vom 
23. November 2004 NBl. MBWFK. Schl.-H. – S – 
S. 353) eingestellt werden. 

Dieser Ausbildungsgang ist ebenfalls nur in 
bestimmten Fächern bzw. Fachrichtungen möglich.
Die zum kommenden Schuljahr 2008/09 benötigten 
Fächer bzw. Fachrichtungen für Quereinsteigerinnen 
und -einsteiger sowie Seiteneinsteigerinnen und -ein-
steiger werden zusammen mit weiteren Informationen 
zum Bewerbungsverfahren ab Februar 2008 im 
Internet unter www.bildung.schleswig-holstein.de 
(Bewerberlotse/Quer- und Seiteneinstieg) abrufbar 
sein.

7 Information beurlaubter und abgeordneter Lehrkräfte
Alle Schulleiterinnen und Schulleiter setzen die aus 
ihren Kollegien beurlaubten und abgeordneten Lehr-
kräfte über die Regelungen dieses Erlasses umgehend 
in Kenntnis, um ihnen eine fristgerechte Antragstellung 
zu ermöglichen.

In Vertretung
Dr. Wolfgang Meyer-Hesemann

Anl.
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Ausschreibung der Funktionsstellen

Schule Ort Bezeichnung der 
Stelle

Bes.-Gr. Zeitpunkt der 
Besetzung

Bewerbung an das

1. Gymnasium

1.1 Gymnasium 
Elmschenhagen
(Naturwissenschaft-
licher Zweig)

Kiel Oberstufenleiterin/
Oberstufenleiter

Siehe Aufgaben-
beschreibung NBl. 
Nr. 7/1998 S. 266

A 15 Aufgabenüber-
tragung zum 
nächstmöglichen 
Termin.
Auf die Erpro-
bungszeit gemäß 
§ 20 Abs. 3 Nr. 4 
LBG wird hinge-
wiesen. Beförde-
rung und Einwei-
sung in die Plan-
stelle nach Vorlie-
gen der laufbahn- 
und haushalts-
rechtlichen Vor-
aussetzungen.

Ministerium für 
Bildung und Frauen 
des Landes 
Schleswig-Holstein 
Postfach 71 24
24171 Kiel

1.2 Domschule Schleswig stellvertretende 
Schulleiterin/
stellvertretender 
Schulleiter

Siehe Aufgaben-
beschreibung NBl. 
Nr. 7/1998 S. 266

A 15 Z Aufgabenüber-
tragung zum 
nächstmöglichen 
Termin.
Auf die Erpro-
bungszeit gemäß 
§ 20 Abs. 3 Nr. 4 
LBG wird hinge-
wiesen. Beförde-
rung und Einwei-
sung in die Plan-
stelle nach Vorlie-
gen der laufbahn- 
und haushalts-
rechtlichen Vor-
aussetzungen.

Ministerium für 
Bildung und Frauen 
des Landes 
Schleswig-Holstein 
Postfach 71 24
24171 Kiel

1.3 Holstenschule Neumünster Leiterin/Leiter der
Orientierungsstufe

Siehe Aufgaben-
beschreibung NBl. 
Nr. 7/1998 S. 266

A 15 Aufgabenüber-
tragung zum 
1. Februar 2008.
Auf die Erpro-
bungszeit gemäß 
§ 20 Abs. 3 Nr. 4 
LBG wird hinge-
wiesen. Beförde-
rung und Einwei-
sung in die Plan-
stelle nach Vorlie-
gen der laufbahn- 
und haushalts-
rechtlichen Vor-
aussetzungen.

Ministerium für 
Bildung und Frauen 
des Landes 
Schleswig-Holstein 
Postfach 71 24
24171 Kiel
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Schule Ort Bezeichnung der 
Stelle

Bes.-Gr. Zeitpunkt der 
Besetzung

Bewerbung an das

2.  Berufliche Schulen

2.1 Hanse-Schule
für Wirtschaft und 
Verwaltung
Berufliche Schule 
der Hansestadt 
Lübeck

Lübeck Leitung/Koordina-
tion der Abteilung 
Bank, Versicherung 
und Finanzen, IT- 
und Veranstaltungs-
kaufleute*)

A 15 Aufgabenüber-
tragung sofort.
Auf die Erpro-
bungszeit gemäß 
§ 20 Abs. 3 Nr. 4 
LBG wird hinge-
wiesen. Beförde-
rung und Einwei-
sung in die Plan-
stelle nach Vorlie-
gen der laufbahn- 
und haushalts-
rechtlichen Vor-
aussetzungen.

Hanse-Schule
für Wirtschaft und 
Verwaltung
Berufliche Schule 
der Hansestadt 
Lübeck
Fischstraße 8-10
23552 Lübeck
Tel. 0451/122-8887

2.2 Berufliche Schulen 
Rendsburg
– Wirtschaft und 
Sozialwirtschaft – 
des Kreises 
Rendsburg-Eckern-
förde

Rendsburg Abteilungsleiterin/ 
Abteilungsleiter für 
die Berufsfach-
schulen Wirtschaft, 
Fachoberschule, 
Koordination der 
Lehrerausbildung 
sowie abteilungs-
übergreifende 
Aufgaben**)

A 15 Aufgabenüber-
tragung zum
1. August 2008.
Auf die Erpro-
bungszeit gemäß 
§ 20 Abs. 3 Nr. 4 
LBG wird hinge-
wiesen. Beförde-
rung und Einwei-
sung in die Plan-
stelle nach Vorlie-
gen der laufbahn- 
und haushalts-
rechtlichen Vor-
aussetzungen.

Berufliche Schulen 
Rendsburg
– Wirtschaft und 
Sozialwirtschaft – 
des Kreises Rends-
burg-Eckernförde-
Kieler Straße 30
24768 Rendsburg
Tel. 04331/
459599-0 

2.3 Berufliche Schulen 
Rendsburg
– Wirtschaft und 
Sozialwirtschaft – 
des Kreises 
Rendsburg-Eckern-
förde

Rendsburg Abteilungsleiterin/ 
Abteilungsleiter für 
das Berufliche 
Gymnasium und 
Berufsoberschule 
sowie abteilungs-
übergreifende 
Aufgaben**)

A 15 Aufgabenüber-
tragung zum
1. August 2008.
Auf die Erpro-
bungszeit gemäß 
§ 20 Abs. 3 Nr. 4 
LBG wird hinge-
wiesen. Beförde-
rung und Einwei-
sung in die Plan-
stelle nach Vorlie-
gen der laufbahn- 
und haushalts-
rechtlichen Vor-
aussetzungen.

Berufliche Schulen 
Rendsburg
– Wirtschaft und 
Sozialwirtschaft – 
des Kreises Rends-
burg-Eckernförde-
Kieler Straße 30
24768 Rendsburg
Tel. 04331/
459599-0 

*) Interessierte Bewerberinnen und Bewerber können das spezielle Anforderungsprofil dieser Stelle bei der Hanse-Schule für 
Wirtschaft und Verwaltung in Lübeck anfordern.

**) Interessierte Bewerberinnen und Bewerber können das spezielle Anforderungsprofil dieser Stelle bei den Beruflichen Schulen 
Rendsburg – Wirtschaft und Sozialwirtschaft – des Kreises Rendsburg-Eckernförde in Rendsburg anfordern.
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Schule Bezeichnung
der Stelle
Bes.-Gruppe
Schülerzahl

Zeitpunkt 
der
Besetzung

Schulprofil Bewerbungen an 
das

Ausschreibung der Schulleiterstellen

1. Grundschule

1.1 Helen-Keller-Schule
Grundschule/
Förderschule/
Förderzentrum
Schulstraße
23812 Wahlstedt

Sonderschul-
konrektor/in
A 14 Z

bzw. 

Konrektor/in
A 12 Z
(je nach Lauf-
bahnbefähi-
gung)

zurzeit
155 Grund-
schüler
24 Förder-
schüler
54 integrativ

1. Februar 
2008

Grundschule:
– seit 1. August  1997 zweizügige 

Grundschule
– Englisch in der Grundschule
– Suchtprävention Klasse 2000
Förderschule:
– vier  jahrgangsübergreifende 

Klassen
– klassenübergreifender Unter-

richt im Sport
– Berufsorientierung/Werkstatt-

Tag
– Gewaltprävention (PIT)
Förderzentrum:
– Mitarbeit in Präventionsmaß-

nahmen der Grundschuljahr-
gangsstufen 1 und 2 im Ein-
zugsbereich

– integrative Maßnahmen für 
Grundschuljahrgangsstufen 
bzw. Hauptschuljahrgangs-
stufen an verschiedenen Schul-
standorten

– Beteiligung an einer Flexklasse 
an der örtlichen Hauptschule

– Sprachheilambulanz
Gesamtsystem:
– Alle Aufgabenbereiche bilden 

eine organisatorisch verbun-
dene Einheit.

– gemeinsame und schulartüber-
greifende Arbeit im Sinne einer 
Schule

– großzügige räumliche und 
mediale Ausstattung

– engagierte und arbeitsbereite 
Gremien in Eltern- und Lehrer-
schaft

– Die Gremien haben Mitspra-
cherecht und legen Wert auf 
Transparenz von Entschei-
dungsfindungen der Schullei-
tung.

– schulartübergreifende Schul-
veranstaltungen

– Betreute Schule

Schulamt des 
Kreises Segeberg
Hamburger Straße 30
23795 Bad Sege- 
berg

1.2 Grundschule 
Hoisbüttel
Teichweg 27
22949 Ammersbek

Rektor/in
A 13 Z
217

1. Februar 
2008

– zwei- bis dreizügige verläss- 
liche Grundschule

– Offene Ganztagsschule mit 
Mittagessen, Hausaufgaben-
betreuung und vielfältigen 
Angeboten

– integrative Maßnahmen in drei 
Jahrgangsstufen

– aufgeschlossener Schulträger, 
aktiver Schulverein

– engagiertes, kooperativ arbei-
tendes Kollegium

Schulamt des 
Kreises Stormarn
Mommsenstraße 11
23843 Bad Oldesloe
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Schule Bezeichnung
der Stelle
Bes.-Gruppe
Schülerzahl

Zeitpunkt 
der
Besetzung

Schulprofil Bewerbungen an 
das

– Kooperation mit den Kinder-
gärten

– enge Einbindung in das Dorf-
leben

– vielfältiges, aktives Schulleben 
mit engagierter Elternschaft

– Computerarbeitsplatz in jeder 
Klasse

1.3 Bürgerschule
Asmussenstraße 1
25813 Husum

Rektor/Rekorin
A 13 Z

291

1. Februar 
2008

– vierzügige Grundschule im 
„Herzen Husums“

– offene Ganztagsschule ab 
November 2007 stark differen-
zierter Unterricht unter Berück-
sichtigung handlungs- und 
fächerübergreifender 
Methoden

– integrativer Unterricht in jeder 
Klasse, ausgeprägte Förder-
maßnahmen besonders für 
Kinder mit Migrationshinter-
grund

– gesundheitsbewusste Schule 
mit gemeinsamen Frühstück, 
Klasse 2000 und unterschiedli-
chen Präventionsmaßnahmen

– vielseitiges AG-Angebot in 
Zusammenarbeit mit verschie-
denen außerschulischen Insti-
tutionen

– engagiertes Kollegium, kons- 
truktive Zusammenarbeit mit 
Eltern, Kindergärten, Förder-
zentren und anderen Einrich-
tungen

Schulamt 
des Kreises 
Nordfriesland
Kreishaus
Marktstraße 6
25813 Husum
E-Mail:
h.-p.fokuhl@nord-
friesland.de

1.4 Grundschule 
Barkelsby
Dorfstraße 13
24360 Barkelsby

Rektor/Rektorin
A 13
102

1. Februar 
2008

– einzügige Verlässliche Grund-
schule im Einzugsgebiet von 
drei Gemeinden

– großzügiges Spiel-Außenge-
lände

– Schulwald in direkter Nähe
– große Sporthalle im Nahbe-

reich
– PC-Raum mit zwölf Arbeits-

plätzen
– jahrgangsübergreifende AGs 

für Jahrgangsstufen 2, 3 und 4 
in Musik, Schach und Chor

– Schwimmunterricht für Jahr-
gangsstufe 4

– aufgeschlossenes Kollegium
– enge Einbindung der Schule in 

das Gemeinschaftsleben
– reges Schulleben (Sportveran-

staltungen, Projekte, Feste)
– engagierte Elternschaft mit 

aktivem Schulleben

Schulamt des 
Kreises Rendsburg-
Eckernförde
Kaiserstraße 8
24768 Rendsburg
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Schule Bezeichnung
der Stelle
Bes.-Gruppe
Schülerzahl

Zeitpunkt 
der
Besetzung

Schulprofil Bewerbungen an 
das

2. Grund- und Hauptschule

2.1 Zentralschule 
Harrieslee
Realschule mit 
Grund- und Haupt-
schulteil
Alt Frösleer Weg 39
24955 Harrislee
3. Ausschreibung

Realschul-
rektor/in
A 15

bzw.

Rektor/in 
A 14 Z

326 Grund-
schüler/innen
155 Haupt-
schüler/innen
(davon 34 H 10 
Schüler/innen)
321 Real-
schüler/innen

1. Februar 
2008

– Verbundschule
– Offene Ganztagsschule mit 

täglichem Mensabetrieb
– kombiniertes Schulsystem mit 

15 Grundschul-, 9 Hauptschul- 
und 14 Realschulklassen

– flexible Eingangsphase und 
betreute Grundschule

– ca. 50 motivierte und enga-
gierte Lehrkräfte mit schulart-
übergreifendem Einsatz

– vielfältiges, aktives Schulleben
– intensive Zusammenarbeit mit 

Eltern (u.a. Elterninitiative 
„gesundes Frühstück“ seit 20 
Jahren), außerschulischen 
Institutionen (gemeindliches  
Jugendheim, Uni Flensburg, 
Kooperationspartner in der 
Wirtschaft)

– hervorragendes Fachrauman-
gebot mit großzügiger räumli-
cher, fachlicher und medialer 
Ausstattung

– sehr gute Unterstützung durch 
ausgesprochen schulfreund-
liche Gemeinde als Schulträger

– Ausbildungsschule für die 
Grund-, Haupt- und Realschul-
lehrerlaufbahn

– breites WPK-Angebot
– berufskundliche Orientierung 

u.a. mit Betriebspraktikum als 
Schwerpunkt und flexibler 
Übergangsphase

– Schüleraustausch mit däni-
schen Schulen

– Schüler-Ausbildung zu Konflikt-
managern

– Teilnahme der Zentralschule an 
Sinus-, „ChiK“ - Lese- und För-
derprojekten

– Schulentwicklung zur Gemein-
schaftsschule mit angeschlos-
senem Grundschulteil (Aus-
kunft beim Schulamt des 
Kreises Schleswig-Flensburg), 
Antrag liegt dem Ministerium 
vor.

Schulamt des 
Kreises Schleswig-
Flensburg
Flensburger Stra-
ße 7
24837 Schleswig
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Schule Bezeichnung
der Stelle
Bes.-Gruppe
Schülerzahl

Zeitpunkt 
der
Besetzung

Schulprofil Bewerbungen an 
das

3. Realschule

3.1 Realschule Niebüll
Uhlebüller Straße 15
25899 Niebüll

Rektor/Rektorin
A 15

zurzeit 470

1. Februar 
2008

– durchgehend dreizügige Real-
schule in 18 Klassen

– gemeinsame 5. Jahrgangsstufe 
mit der Hauptschule

– Unterbringung im Schul- und 
Bildungszentrum zusammen 
mit der Hauptschule Niebüll 
und den Berufsbildenden 
Schulen; eine Stadthalle im 
selben Gebäude für schulische 
und außerschulische Veran-
staltungen

– gut ausgestattete Fach- und 
Sonderräume, die zum Teil 
gemeinsam mit der HS genutzt 
werden

– gute Sportanlagen (z.B. zwei 
Sporthallen, ein Stadion), die 
gemeinsam mit der HS und der 
BS genutzt werden

– gemeinsames Lehrerzimmer 
für alle drei Schulen

– Computernetze für Unterricht 
(ein Fachraum und mehrere 
Gruppenräume) und Verwal-
tung mit Internetzugang

– in R5 und R6 Klassenlehrer-
stunden, ab Jahrgangsstufe 7 
Alternativangebot Dänisch/
Französisch als 2. Fremd-
sprache; in R 9 und R10 fächer- 
und jahrgangsübergreifende 
Unterrichtsprojekte, zum Teil 
auch mit außerschulischen 
Institutionen

– berufsorientierende und vorbe-
reitende Maßnahmen in Zusam-
menarbeit mit außerschuli-
schen Institutionen, 
Betriebserkundungen und 
Betriebspraktika

– Projekt „Gut-Drauf-Schule“, 
Ausbildungsschule, aktives 
Schulleben, gute Zusammenar-
beit mit Eltern, Schulträger und 
den Schulen am Ort

– Ziel: Regionalschule

Schulamt 
des Kreises 
Nordfriesland
Kreishaus
Marktstraße 6
25813 Husum
E-Mail:
margrit.geissler@
nordfriesland.de

3.2 Klaus-Groth-Schule
Heide
Klaus-Groth-Stra-
ße 18-20
25746 Heide

Realschul-
konrektor
A 14 Z
420

sofort – dreizügige Realschule in zen-
traler Lage

– gutes Fachraumangebot
– Ausbildungsschule
– gute Unterstützung durch den 

Schulträger
– breites WPK-Angebot
– fakultativ auch Dänisch als 2. 

Fremdsprache
– der Schulträger plant, eine 

Regionalschule aus Klaus-
Groth-Schule und der Grund- 
und Hauptschule Loher Weg 
einzurichten.

Schulamt 
des Kreises 
Dithmarschen
Stettiner Straße 30
25746 Heide
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Schule Bezeichnung
der Stelle
Bes.-Gruppe
Schülerzahl

Zeitpunkt 
der
Besetzung

Schulprofil Bewerbungen an 
das

3.3 Zentralschule 
Harrieslee
Realschule mit 
Grund- und Haupt-
schulteil
Alt Frösleer Weg 39
24955 Harrislee
– 3. Ausschreibung –

Realschul-
rektor/in
A 15

bzw.

Rektor/in 
A 14 Z

326 Grund-
schüler/innen
155 Haupt-
schüler/innen
(davon 34 H 10 
Schüler/innen)
321 Real-
schüler/innen

1. Februar 
2008

– Verbundschule
– Offene Ganztagsschule mit 

täglichem Mensabetrieb
– kombiniertes Schulsystem mit 

15 Grundschul-, 9 Hauptschul- 
und 14 Realschulklassen

– flexible Eingangsphase und 
betreute Grundschule

– ca. 50 motivierte und enga-
gierte Lehrkräfte mit schulart-
übergreifendem Einsatz

– vielfältiges, aktives Schulleben
– intensive Zusammenarbeit mit 

Eltern (u.a. Elterninitiative 
„gesundes Frühstück“ seit 20 
Jahren), außerschulischen 
Institutionen (gemeindliches 
Jugendheim, Uni Flensburg, 
Kooperationspartner in der 
Wirtschaft)

– hervorragendes Fachrauman-
gebot mit großzügiger räumli-
cher, fachlicher und medialer 
Ausstattung

– sehr gute Unterstützung durch 
ausgesprochen schulfreund-
liche Gemeinde als Schulträger

– Ausbildungsschule für die 
Grund-, Haupt- und Realschul-
lehrerlaufbahn

– breites WPK-Angebot
– berufskundliche Orientierung 

u.a. mit Betriebspraktikum als 
Schwerpunkt und flexibler 
Übergangsphase

– Schüleraustausch mit däni-
schen Schulen

– Schüler-Ausbildung zu Konflikt-
managern

– Teilnahme der Zentralschule an 
Sinus-, „ChiK“ - Lese- und För-
derprojekten

– Schulentwicklung zur Gemein-
schaftsschule mit angeschlos-
senem Grundschulteil (Aus-
kunft beim Schulamt des 
Kreises Schleswig-Flensburg), 
Antrag liegt dem Ministerium 
vor.

Schulamt des 
Kreises Schleswig-
Flensburg
Flensburger Stra-
ße 7
24837 Schleswig
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Schule Bezeichnung
der Stelle
Bes.-Gruppe
Schülerzahl

Zeitpunkt 
der
Besetzung

Schulprofil Bewerbungen an 
das

4. Förderschule

4.1 Helen-Keller-Schule
Grundschule/ 
Förderschule/
Förderzentrum
Schulstraße
23812 Wahlstedt

Sonderschul-
konrektor/in
A 14 Z

bzw. 

Konrektor/in
A 12 Z

(je nach Lauf-
bahnbefähi-
gung)

zurzeit
155 Grund-
schüler
24 Förder-
schüler
54 integrativ

1. Februar 
2008

Grundschule:
– seit 1. August 1997 zweizügige 

Grundschule
– Englisch in der Grundschule
– Suchtprävention Klasse 2000
Förderschule:
– vier  jahrgangsübergreifende 

Klassen
– klassenübergreifender Unter-

richt im Sport
– Berufsorientierung/Werkstatt-

Tag
– Gewaltprävention (PIT)
Förderzentrum:
– Mitarbeit in Präventionsmaß-

nahmen der Grundschuljahr-
gangsstufen 1 und 2 im Ein-
zugsbereich

– integrative Maßnahmen für 
Grundschulklassen bzw. 
Hauptschulklassen an ver-
schiedenen Schulstandorten

– Beteiligung an einer Flexklasse 
an der örtlichen Hauptschule

– Sprachheilambulanz
Gesamtsystem:
– Alle Aufgabenbereiche bilden 

eine organisatorisch verbun-
dene Einheit.

– gemeinsame und schulartüber-
greifende Arbeit im Sinne einer 
Schule

– großzügige räumliche und 
mediale Ausstattung

– engagierte und arbeitsbereite 
Gremien in Eltern- und Lehrer-
schaft

– Die Gremien haben Mitsprache-
recht und legen Wert auf Trans-
parenz von Entscheidungsfin-
dungen der Schulleitung.

– schulartübergreifende Schul-
veranstaltungen

– Betreute Schule

Schulamt des 
Kreises Segeberg
Hamburger Stra-
ße 30
23795 Bad Sege-
berg

5. Regionalschule

5.1 Regionalschule 
Altenholz
Danziger Straße
24161 Altenholz

Realschul-
rektor/in
A 15

oder

Rektor/in
A 14 Z

voraussichtlich 
450

1. August
2008

– dreizügige Regionalschule
– gemeinsame Orientierungs-

stufe ab Schuljahr 2008/09
– vorbereitete Kooperation mit 

der Hauptschule
– gute Kooperation mit dem För-

derzentrum
– Fachräume auf neustem techni-

schen Stand
– Sporthalle mit drei Hallenteilen 

gemeinsam genutzt mit der 
Grundschule im Ortsteil Stift

– sehr gutes Computer-Netz-
werksystem

Schulamt des 
Kreises Rends-
burg-Eckernförde
Kaiserstraße 8
24768 Rendsburg
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Allgemeine Hinweise
Bei Interesse an einer Bewerbung um eine Schulleiterstelle im Bereich der Grund-, Haupt-, Sonder- und Realschulen können 
ein detailliertes Schulprofil bei der Schule und „Hinweise zur Anfertigung und zum Verfahren der dienstlichen Beurteilung" bei den 
Schulämtern angefordert werden. 
Bewerbungen sind mit einer tabellarischen Darstellung des beruflichen Werdegangs und Lichtbild innerhalb eines Monats nach 
Erscheinen des Nachrichtenblattes vorzulegen. Bewerberinnen und Bewerber, die sich bereits im Landesdienst befinden, haben 
ihre Bewerbung auf dem Dienstweg vorzulegen.
Die Landesregierung fordert ausdrücklich Frauen auf, sich zu bewerben. Bei gleichwertiger Eignung, Befähigung und fachlicher 
Leistung werden Frauen im Rahmen der gesetzlichen Möglichkeiten bevorzugt berücksichtigt.
Die Landesregierung setzt sich für die Beschäftigung von Menschen mit Behinderung ein. Daher werden schwerbehinderte 
Bewerberinnen und Bewerber bei entsprechender Eignung bevorzugt berücksichtigt.
Bei der Besetzung von Schulleiterstellen dürfen Bewerberinnen und Bewerber der betroffenen Schule gemäß § 39 Abs. 2 
Satz 3 SchulG nur berücksichtigt werden, wenn besondere Gründe dafür vorliegen.
Richtet sich die Zuordnung einer Stelle zu einer Besoldungsgruppe nach der Schülerzahl, ist die endgültige Einstufung von der 
Entwicklung dieser Zahl abhängig. Maßgeblich ist die im Haushaltsplan ausgewiesene Planstelle / Stelle. Daneben müssen die 
laufbahnrechtlichen Voraussetzungen erfüllt sein.
Gemäß § 49 Mitbestimmungsgesetz Schleswig-Holstein (MBG Schl.-H.) werden die Schulleiterwahlvorschläge mit dem Haupt-
personalrat (Lehrer) erörtert, gegebenenfalls wird die Hauptschwerbehindertenvertretung beteiligt.
Die Einsichtnahme des Personalrates in Bewerbungsunterlagen richtet sich nach § 49 Abs. 2 Satz 1 und 2 MBG Schl.-H. Dienst-
liche Beurteilungen sind dem Personalrat auf Verlangen der Beschäftigten gemäß § 49 Abs. 3 Satz 2 MBG Schl.-H. zugänglich 
zu machen. Auf das Antragsrecht nach § 51 Abs. 4 MBG Schl.-H. wird hiermit hingewiesen.
Eine Schulleiterstelle wird erneut ausgeschrieben, wenn nach der ersten Ausschreibung keine Bewerbung beziehungsweise eine 
nicht ausreichende Zahl qualifizierter Bewerbungen vorliegt.
Schulleiterstellen mit einer Besoldungsgruppe unterhalb A 16 werden in der Regel für zwei Jahre im Beamtenverhältnis auf Probe 
vergeben (§ 20 a LBG). Schulleiterstellen mit der Besoldungsgruppe A 16 werden für fünf Jahre im Beamtenverhältnis auf Zeit 
vergeben (§ 20 b LBG). Für alle anderen Funktionsstellen im Schulbereich wird eine Erprobungszeit von einem Jahr festgesetzt 
(§ 20 Abs. 3 Nr. 4 LBG). 
Die Aufgabenübertragung bei den Konrektorenstellen für Grund-, Haupt-, Sonder- und Realschulen erfolgt zum angegebenen 
Termin. Auf die Erprobungszeit gem. § 20 Abs. 3 Nr. 4 LBG wird hingewiesen. Beförderung und Einweisung in die Planstelle 
erfolgen nach Vorliegen der laufbahn- und haushaltsrechtlichen Voraussetzungen.

Hinweis des Instituts für Qualitätsentwicklung an Schulen Schleswig-Holstein (IQSH):
Die aktuellen Stellenausschreibungen des IQSH werden jeweils freitags (wöchentlich) im Internet
veröffentlicht unter www.iqsh.de.

Schule Bezeichnung
der Stelle
Bes.-Gruppe
Schülerzahl

Zeitpunkt 
der
Besetzung

Schulprofil Bewerbungen an 
das

*) Für das Bewerbungsverfahren sind die Bestimmungen des Erlasses aus „Ausschreibungs- und Auswahlverfahren zur Beset-
zung von Schulleiterstellen“ (NBl. 6/1997 vom 23. April 1997 Seite 238) zu beachten. Der Bewerbung sollte neben den üblichen 
Unterlagen (Lebenslauf, Lichtbild, Darstellung des beruflichen Werdeganges) möglichst bereits eine Anlassbeurteilung beige-
fügt sein, die sich am Anforderungsprofil dieser Schulleiterstelle orientiert.

– umfangreiches Angebot im 
Wahlpflichtkursbereich

– Schulpartnerschaften
– Studienfahrten
– Projektarbeit
– intensive Zusammenarbeit mit 

der Arbeitsagentur hinsichtlich 
der Berufsfindung (Betriebs-
praktikum in Klasse 9)

– Mediation
– gute Arbeitsatmosphäre in der 

Schule, intensive Kontakte zum 
Schulträger

6. Gymnasium

6.1 Helene-Lange-
Schule
Rendsburg
– 2. Ausschreibung –

Oberstudien-
direktorin/ 
Oberstudien-
direktor

A 16

zum 
nächst-
möglichen 
Zeitpunkt

Das spezielle Anforderungsprofil 
dieser Stelle kann im Referat III 
335 des Ministeriums angefordert 
werden.*)

Ministerium für Bil-
dung und Frauen 
des Landes 
Schleswig-Holstein
Postfach 7124
24117 Kiel 
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Ministerium für Bildung und Frauen

Im Ministerium für Bildung und Frauen des Landes 
Schleswig-Holstein ist zum 1. April 2008 die Stelle 

einer Abteilungsleiterin/
eines Abteilungsleiters

für den Bereich Allgemeinbildende Schulen, Qualitäts-
entwicklung, Prüfungsamt zu besetzen.

Schwerpunktaufgabe der Abteilung ist die Mitgestal-
tung des Umbaus des schleswig-holsteinischen Schul-
systems hin zu längerem gemeinsamen Lernen, besserer 
individueller Förderung und besseren Bildungschancen 
für alle Schülerinnen und Schüler. Dazu gehört zentral 
die Wahrnehmung der Aufgaben der obersten Schulauf-
sicht über sämtliche allgemein bildenden Schulen und 
Förderzentren in Schleswig-Holstein. Diese Aufgaben 
werden für die Grundschulen, die auslaufenden Haupt- 
und Realschulen, die Förderzentren sowie zukünftig für 
die Regionalschulen und Gemeinschaftsschulen in 
enger Zusammenarbeit und Abstimmung mit der unteren 
Schulaufsicht erfüllt. Weiter sind der Bereich der Quali-
tätssicherung an Schulen und das Prüfungsamt für Leh-
rerinnen und Lehrer in der Abteilung angesiedelt, so 
dass der Abteilung eine wesentliche Steuerungsaufgabe 
im Bereich Schule zukommt. 

Für diese herausragende Leitungsfunktion wird eine 
Führungspersönlichkeit gesucht, die über hervorra-
gende Kenntnisse und Erfahrungen der schulischen und 
administrativen Gegebenheiten und bildungspolitisches 
Gespür verfügt. Die Befähigung für das Lehramt an 
Gymnasien, eine herausragende fachliche und pädagogi-
sche Qualifikation sowie der Nachweis erfolgreicher 
Bewährung in Schulleitung und/oder Schulaufsicht 
werden vorausgesetzt. Ausgeprägte Managementfähig-
keiten, innovatives Denken, ein sicheres Urteilsvermögen 
und hervorragende kommunikative Fähigkeiten werden 
erwartet. Ausgeprägte analytische und konzeptionelle 
Fähigkeiten, Flexibilität und hohe Belastbarkeit sowie die 
Bereitschaft zur intensiven Kooperation sind erforderlich. 

Die Abteilungsleitung ist eine Führungsposition 
(Besoldungsgruppe B 5 BBesO), die bei Vorliegen der 
beamtenrechtlichen Voraussetzungen zunächst im 
Beamtenverhältnis auf Zeit für fünf Jahre übertragen 
wird. Eine Beschäftigung im Angestelltenverhältnis mit 
einem entsprechenden Sonderdienstvertrag ist möglich.

Der Initiative der Landesregierung „ flexible Arbeits-
zeiten“ entsprechend werden an einer Teilzeitbeschäf- 
tigung interessierte Bewerberinnen und Bewerber 
besonders angesprochen.

Die Landesregierung setzt sich für die Beschäftigung 
von Menschen mit Behinderung ein. Daher werden 
schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber bei 
entsprechender Eignung bevorzugt berücksichtigt. 

Schriftliche Bewerbungen mit den üblichen Unter-
lagen werden erbeten innerhalb eines Monats nach 
Erscheinen des Nachrichtenblattes an das 
Ministerium für Bildung und Frauen
des Landes Schleswig-Holstein
Personalreferat III 11
Brunswiker Straße 16-22
24105 Kiel

Für Rückfragen stehen zur Verfügung Frau Regina 
Fiß (Tel.: 0431 988-2216) und Frau Angelika Jürgens 
(Tel.: 0431 988-2390).

Ausschreibung der Stelle einer Schulrätin/eines 
Schulrates

Zum nächstmöglichen Termin ist beim Schulamt des 
Kreises Rendsburg-Eckernförde die Stelle 

einer Schulrätin/eines Schulrates
neu zu besetzen.

Als Bewerberinnen und Bewerber kommen Damen 
und Herren aus dem schleswig-holsteinischen Landes-
dienst mit der Befähigung für die Laufbahn der Grund- 
und Hauptschullehrer/innen, Realschullehrer/innen oder 
Sonderschullehrer/innen mit einer mindestens sechsjäh-
rigen Dienstzeit seit der Anstellung in Betracht. In der 
Regel soll eine mehrjährige Erfahrung als Schulleiter/in 
vorhanden sein oder mehrjährige Erfahrungen in heraus-
gehobener Stellung. 

Von den Bewerberinnen und Bewerbern werden 
neben den o.a. laufbahnrechtlichen Voraussetzungen ein 
sicheres Urteilsvermögen, die Fähigkeit zu konzeptio-
nellem Denken und Handeln, Flexibilität und Belastbar-
keit sowie die Fähigkeit zur Kooperation erwartet.

Erforderlich ist ferner die Bereitschaft, innovative Pro-
zesse einzuleiten und an der Schulentwicklung auch im 
Hinblick auf längeres gemeinsames Lernen mitzuwirken. 
Verantwortungsbewusstsein, organisatorische Befähi-
gung, fachliche und pädagogische Kompetenzen sowie 
fundierte schul- und dienstrechtliche Kenntnisse werden 
vorausgesetzt. 

Die Landesregierung Schleswig-Holstein setzt sich für 
die Beschäftigung von Menschen mit Behinderung ein. 
Daher werden schwerbehinderte Bewerberinnen und 
Bewerber bei entsprechender Eignung bevorzugt 
berücksichtigt. 

Interessierte Damen und Herren werden gebeten, ihre 
Bewerbung mit einem tabellarischen Lebenslauf sowie 
ggf. Angabe bisheriger Tätigkeiten innerhalb eines 
Monats nach Erscheinen des Nachrichtenblattes an das 
Ministerium für Bildung und Frauen des Landes 
Schleswig-Holstein, Personalreferat III 111, Brunswiker 
Straße 16-22, 24105 Kiel zu richten.

Bundesverwaltungsamt

Die folgenden Stellen als Fachberaterin/Koordinatorin 
bzw.  Fachberater/Koordinator sind zu besetzen:

Bratislava, Sarajewo, Bukarest, Taschkent
Qualifikation:
1. und 2. Staatsexamen für die Sekundarstufe II oder die 
Lehrbefähigung für die Sekundarstufe II  in den Fächern 
Deutsch und / oder einer modernen Fremdsprache 
Bewerbungsfrist: 15.12.2007
Arbeitsbeginn: 18.08.2008

Die gesamte Tätigkeit als Fachberaterin/Koordinatorin 
bzw. Fachberater/Koordinator erfolgt in großer Selbst-
ständigkeit und Eigenverantwortung und bietet erfah-
renen und engagierten Lehrkräften die Chance einer 
höchst interessanten Auslandstätigkeit.
Anforderungsprofil:
– 1. und 2. Staatsexamen für die Sekundarstufe II oder 

ein gleichwertiges Diplom in den Fächern Deutsch 
und/oder einer modernen Fremdsprache 
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– umfangreiche Erfahrungen mit Deutsch als Fremd-
sprache und in der Fortbildungsarbeit mit Erwach-
senen 

– mehrjährige funktionsstellenbezogene Erfahrungen in 
Deutschland und/oder im Auslandsschuldienst, die 
die Bewerberin/den Bewerber befähigen, das Leh-
rerentsendeprogramm zu planen, zu organisieren und 
umzusetzen 

– profunde Erfahrungen in der Erwachsenenbildung 
– Bereitschaft und Fähigkeit, im Rahmen des Lehrerent-

sendeprogramms Führungsverantwortung zu über-
nehmen 

– fundierte PC-Kenntnisse (MS Office) und Erfah-
rungen in der Gestaltung von Web-Seiten  

– Verhandlungsgeschick im Umgang mit den slowaki-
schen Stellen 

– hohe interkulturelle  Kompetenz
– Beamter/Beamtin auf Lebenszeit im Schuldienst 

(oder unbefristet angestellte Lehrkräfte aus den 
neuen Bundesländern)

Arbeitgeberleistungen:
Finanzielle Regelungen ADLK/BPLK
Tätigkeitsprofil:
– Abschlussbezogene Betreuung des Unterrichts 

Deutsch als Fremdsprache (DaF) an slowakischen 
Schulen sowie die fachliche und organisatorische 
Koordinierung und Betreuung der dort eingesetzten 
Programmlehrkräfte (PLK)

– Vorbereitung, Beantragung und Durchführung von 
Prüfungen zum Sprachdiplom der Kultusministerkon-
ferenz

– Beratung neuer Schulen, die Interesse haben und die 
Voraussetzungen für die Einführung des DSD und 
Einsatz von PLK erfüllen

– Zusammenarbeit mit Mittlern (DAAD, GI, PAD u. Ä.) 
– Zusammenarbeit mit und Beratung der slowakischen 

Erziehungsbehörden in allen Fragen den Deutschun-
terricht mit DSD-Abschluss betreffend (Curriculum-
entwicklung, Lehrerfortbildung, Abschlüsse u. Ä.)

Bewerbungsverfahren:
Wenn Sie bereits in die Bewerberdatei der Zentral-

stelle aufgenommen sind, teilen Sie bitte Ihr Interesse am 
Einsatz als Fachberaterin/Fachberater der Zentralstelle 
schriftlich (formlos) mit. Wichtig: Informieren Sie bitte 
auch mit einem gesonderten Schreiben das im Kultusmi-
nisterium/Senatsverwaltung des Landes zuständige Mit-
glied des Bund-Länder-Ausschuss für schulische Arbeit 
im Ausland über Ihre Bewerbung

Sollten Sie sich neu auf diese Stelle bewerben, richten 
Sie bitte Ihre Bewerbung auf dem Dienstweg an das 
Bundesverwaltungsamt – Zentralstelle für das Auslands-
schulwesen – VI R 2, 50728 Köln.

Eine Kopie Ihrer Bewerbungsunterlagen schicken Sie 
bitte gleichzeitig unmittelbar an die Zentralstelle. Eine 
weitere Ausfertigung richten Sie bitte gleichzeitig an das 
im Bildungsministerium des Landes zuständige Mitglied 
des Bund-Länder-Ausschuss für schulische Arbeit im 
Ausland. Anschrift: Ministerium für Bildung und Frauen, 
Wolfgang Baier, III 322, Brunswiker Straße 16-22, 
24105 Kiel.

Eine Berücksichtigung der Bewerbung kann nur bei 
rechtzeitigem Eingang der vollständigen Bewerbungsun-
terlagen (Freistellung, dienstliche Beurteilung) auf dem 
Dienstweg erfolgen.

Bewerbungsunterlagen erhalten Sie über die oben 
genannte Adresse oder über die Homepage der Zentral-
stelle (www.auslandsschulwesen.de).

Das Bundesverwaltungsamt hat sich Frauenförderung 
zum Ziel gesetzt. Daher werden Bewerbungen von 
Frauen besonders begrüßt. Schwerbehinderte Men-
schen werden bei gleicher Eignung vorrangig berück-
sichtigt. Es wird lediglich ein Mindestmaß an körperlicher 
Eignung verlangt.
Ansprechpartnerin:
Heike.Toledo@bva.bund.de , Tel. 01888-358-1439
Besondere Hinweise:
Das Bewerberprofil soll eine zunächst sechsjährige 
Regeleinsatzzeit ermöglichen.

Die folgende Stelle als Fachberaterin bzw. Fachbe-
rater in 

Portland, USA
ist zu besetzen
Qualifikation:
1. und 2. Staatsexamen für die Sekundarstufe II oder die 
Lehrbefähigung für die Sekundarstufe II  in den Fächern 
Deutsch und/oder einer modernen Fremdsprache 
Bewerbungsfrist: 31.12.2007
Arbeitsbeginn: 01.09.2008

Die gesamte Tätigkeit als Fachberaterin/Fachberater 
erfolgt in großer Selbstständigkeit und Eigenverantwor-
tung und bietet erfahrenen und engagierten Lehrkräften 
die Chance einer höchst interessanten Auslandstätigkeit.
Anforderungsprofil:
– 1. und 2. Staatsexamen für die Sekundarstufe II oder 

ein gleichwertiges Diplom in den Fächern Deutsch 
und/oder einer modernen Fremdsprache 

– einschlägige mehrjährig fundierte Erfahrungen mit 
Deutsch als Fremdsprache

– umfangreiche Erfahrungen mit Deutsch als Fremd-
sprache und in der Fortbildungsarbeit mit Erwach-
senen 

– wünschenswert sind außerdem Erfahrungen mit 
deutsch-fremdsprachigem Fachunterricht

– mehrjährige funktionsstellenbezogene Erfahrungen in 
Deutschland die den Bewerber/die Bewerberin befä-
higen, ein umfangreiches Programm zu planen, zu 
organisieren und umzusetzen

– professionelle PC-Kenntnisse (MS Office) und Erfah-
rungen in der Gestaltung von Web-Seiten  

– sehr gute Kenntnisse der englischen Sprache 
– profunde Kenntnisse in der Erwachsenenbildung
– Verhandlungsgeschick im Umgang mit den US-ame-

rikanischen Stellen
– Beamter/Beamtin auf Lebenszeit im Schuldienst 

(oder unbefristet angestellte Lehrkräfte aus den 
neuen Bundesländern)

Arbeitgeberleistungen:
Finanzielle Regelungen ADLK/BPLK

Tätigkeitsprofil:
– Beratung und Betreuung der deutschen Sprach-

schulen sowie der staatlichen Schulen mit einem 
Deutschprogramm,

– Organisation der Prüfungen des Deutschen Sprach-
diploms der Kultusministerkonferenz 
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Kontingentstundentafeln für die Grundschule, für 
die Regionalschule, für die Gemeinschaftsschule 
und für das Gymnasium (Sekundarstufe I)

Runderlass des Ministeriums für Frauen und Bildung 
vom 10. Oktober 2007

Kontingentierung und Flexibilisierung der Stundentafel

I. Grundsätze
„Die Förderung der einzelnen Schülerin und des ein-

zelnen Schülers ist durchgängiges Unterrichtsprinzip in 
allen Schulen“ (§ 5 SchulG). Eine förderorientierte 
Gestaltung des Unterrichts knüpft an die unterschiedli-
chen Lernvoraussetzungen, Verstehenshorizonte und 
Erfahrungen der Schülerinnen und Schüler an. Der 
Unterricht bietet differenzierte Wege für ein begabungs- 
und interessengerechtes Lernen und ist nicht auf eine 
Gleichschrittigkeit des Lernens angelegt. Eine Voraus-
setzung für das Gelingen der Förderorientierung im 
Unterricht ist ein flexibler Umgang mit Lernzeit. Diese 
Voraussetzung schaffen die Kontingentstundentafel und 
die mit ihr verbundenen Gestaltungsmöglichkeiten. Die 
Kontingentstundentafel leistet damit auch einen Beitrag 
zur Qualitätsentwicklung des Unterrichts in Richtung auf 
binnendifferenziertes Lernen in offenen Unterrichts-

formen. Das wesentliche Förderinstrument der Schule 
ist ein so gestalteter Unterricht.

Die Kontingentstundentafel ermöglicht ebenso die 
Berücksichtigung der Gegebenheiten und des Profils 
der Einzelschule und stärkt dadurch deren Eigenverant-
wortung. Von den Gestaltungsmöglichkeiten der Stun-
dentafel ist so Gebrauch zu machen, dass dadurch die 
Ziele der Lehrpläne und der Bildungsstandards besser 
erreicht werden können. Die Gestaltungsentschei-
dungen sind regelmäßig zu evaluieren.
II. Geltungsbereich

Die Kontingentierung und Flexibilisierung der Stunden-
tafel gilt für die Grundschule, die Jahrgangsstufen 5-9 
des achtjährigen Gymnasiums sowie für die Jahrgangs-
stufen 5-10 der Regional- und Gemeinschaftsschule.

Für Schülerinnen und Schüler an Hauptschulen gilt die 
Stundentafel für die Hauptschule aus dem Runderlass 
vom 22. Mai 1980 (NBl. KM. Schl.-H. S. 202), zuletzt 
geändert durch Erlass vom 30. Juni 1997 (NBl. MBWFK. 
Schl.-H. S. 306), für Schülerinnen und Schüler an Real-
schulen gilt der Runderlass über die Stundentafel für die 
Realschule vom 27. Februar 1995 (NBl. MWFK/
MFBWS. Schl.-H. S. 74), zuletzt geändert durch Erlass 
vom 30. Juni 1997 (NBl. MBWFK. Schl.-H. S. 306), bis 
zum Abschluss des Bildungsganges. Das gilt unab-

– enge Zusammenarbeit mit US-amerikanischen Schul-
behörden bei der Konzeption bilingualer Unterrichts-
programme,

– intensive Kontaktpflege zu Lehrer- und Sprachschul-
verbänden, deutschsprachigen Minderheiten und 
Mittlerorganisationen.

Bewerbungsverfahren:
Wenn Sie bereits in die Bewerberdatei der Zentral-

stelle aufgenommen sind, teilen Sie bitte Ihr Interesse am 
Einsatz als Fachberaterin // Fachberater der Zentral-
stelle schriftlich (formlos) mit. Wichtig: Informieren Sie 
bitte auch mit einem gesonderten Schreiben das im 
Ministerium für Bildung und Frauen zuständige Mitglied 
des Bund-Länder-Ausschuss für schulische Arbeit im 
Ausland über Ihre Bewerbung. Anschrift: Ministerium für 
Bildung und Frauen, Wolfgang Baier, III 322, Bruns- 
wiker Straße 16-22, 24105 Kiel.

Sollten Sie sich neu auf diese Stelle bewerben, richten 
Sie bitte Ihre Bewerbung auf dem Dienstweg an das
Bundesverwaltungsamt – Zentralstelle für das Auslands-
schulwesen –  VI R 2, 50728 Köln

Eine Kopie Ihrer Bewerbungsunterlagen schicken Sie 
bitte gleichzeitig unmittelbar an die Zentralstelle. Eine 

weitere Ausfertigung richten Sie bitte gleichzeitig an das 
im Kultusministerium/Senatsverwaltung des Landes 
zuständige Mitglied des Bund-Länder-Ausschuss für 
schulische Arbeit im Ausland.

Eine Berücksichtigung der Bewerbung kann nur bei 
rechtzeitigem Eingang der vollständigen Bewerbungsun-
terlagen (Freistellung, dienstliche Beurteilung) auf dem 
Dienstweg erfolgen.

Bewerbungsunterlagen erhalten Sie über die oben 
genannte Adresse oder über die Homepage der Zentral-
stelle (www.auslandsschulwesen.de).

Das Bundesverwaltungsamt hat sich Frauenförderung 
zum Ziel gesetzt. Daher werden Bewerbungen von 
Frauen besonders begrüßt. Schwerbehinderte Men-
schen werden bei gleicher Eignung vorrangig berück-
sichtigt. Es wird lediglich ein Mindestmaß an körperlicher 
Eignung verlangt.
Ansprechpartner:
Guido.Goeser@bva.bund.de , Tel. 01888-358-1446
Besondere Hinweise:
Das Bewerberprofil soll eine zunächst sechsjährige 
Regeleinsatzzeit ermöglichen.
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hängig davon, ob die jeweilige Schule nach § 146 Abs. 1 
Satz 1 SchulG mit Ablauf des 31. Juli 2010 oder vorzeitig 
durch Beschluss des Schulträgers zur Regionalschule 
oder nach § 43 SchulG zur Gemeinschaftsschule wird.
III. Zur Handhabung der Kontingentstundentafel
1. Die Fächer können innerhalb des Schuljahres im 

Epochenunterricht erteilt werden.
2. Stundenanteile mehrerer Fächer können in einem 

Projektunterricht zusammengefasst werden.
3. Das in der Stundentafel für ein Fach oder einen 

Fachbereich vorgesehene Kontingent kann inner-
halb der Eingangsphase der Grundschule, der Jahr-
gangsstufen 3 und 4 der Grundschule, der Orientie-
rungsstufe bzw. der Jahrgangsstufen 5 und 6 der 
Gemeinschaftsschule sowie innerhalb der Jahr-
gangsstufen 7-9 (10) frei auf die Jahrgangsstufen 
verteilt werden. Dabei können die Fachkontingente 
paralleler Lerngruppen voneinander abweichen.

4. Stundenanteile eines Faches oder Fachbereichs 
können einem anderen Fach oder Fachbereich 
zugewiesen werden. Dabei dürfen die folgenden 
Mindestkontingente nicht unterschritten werden:

4.1 Grundschule:
– Deutsch 20 Stunden
– Mathematik 16 Stunden
–- Natur-, sozial- und gesellschaftswissenschaft-

licher Fachbereich 16 Stunden, darunter Religion 
mit mindestens 6 Stunden

Übertragungen aus der Fremdsprache sind unzu-
lässig.

4.2 Sekundarstufe I bis zum Mittleren Schulabschluss 
(Zahlen bis zum Hauptschulabschluss in Klammern):
– Deutsch 22 (19) Stunden
– Mathematik 22 (19) Stunden
– 1. Fremdsprache 22 (16) Stunden/2. Fremd-

sprache 14 Stunden
– Fremdsprachlicher Unterricht in Sachfächern 

kann auf den Unterricht in der entsprechenden 
Fremdsprache in angemessenem Umfang ange-
rechnet werden

– Gesellschaftswissenschaften 22 (18) Stunden, 
darunter Religion mindestens 7 (6) Stunden

– Naturwissenschaften 16 (13) Stunden
Die Mindestkontingente bis zum Mittleren Schulab-
schluss beziehen im Gymnasium Stunden der Ein-
führungsphase (Jahrgangsstufe 10) mit ein. Eine 
Ausnahme bildet das Fach Religion, für das ein 
Mindestkontingent von 6 Stunden für die Jahrgangs-
stufen 5-9 gilt.

5. Über die informationstechnische Grundbildung 
hinaus kann die Schule Angewandte Informatik als 
Unterrichtsfach in einem Fachbereich ihrer Wahl 
anbieten, sofern qualifizierte Lehrkräfte zur Verfü-

gung stehen. Der Unterricht wird anwendungsorien-
tiert und unter Einbeziehung weiterer Fächer (z.B. in 
Form Angewandter Naturwissenschaft und Technik 
(ANT); Mathematik, Informatik, Naturwissenschaft 
und Technik (MINT)) realisiert.

6. Für das Förderkonzept der Schule können Stunden-
anteile aller Fächer im Rahmen der Ziffer 4 einge-
setzt werden. Die Gestaltung des Wahlpflichtbe-
reichs in der Sekundarstufe I ist Teil des 
Förderkonzepts der Schule.

IV. Entscheidungszuständigkeit
Die erforderlichen Entscheidungen trifft die Schullei-

terin oder der Schulleiter unter Berücksichtigung der von 
der Schulkonferenz nach § 63 Abs. 1 Nr. 3 SchulG be-
schlossenen Grundsätze.

V. Schlussbestimmungen
(1) Dieser Erlass tritt mit Wirkung vom 1. August 2007 

in Kraft.
(2) Abweichend von Absatz 1 treten die Kontingent-

stundentafeln für die Regionalschule und den 8-jährigen 
Bildungsgang des Gymnasiums Sekundarstufe I am 
1. August 2008 in Kraft.

(3) Mit dem Inkrafttreten der Kontingentstundentafel 
Grundschule tritt die Stundentafel für die Grundschule 
aus dem Runderlass vom 22. Mai 1980 (NBl. KM. Schl.-
H. S. 202), zuletzt geändert durch Erlass vom 30. Juni 
1997 (NBl. MBWFK. Schl.-H. S. 306), außer Kraft.

(4) Mit Ablauf des 31. Juli 2014 tritt die Stundentafel 
für die Hauptschule aus dem Erlass vom 22. Mai 1980 
(NBl. KM. Schl.-H. S. 202), zuletzt geändert durch Er-
lass vom 30. Juni 1997 (NBl. MBWFK. Schl.-H. S. 306), 
außer Kraft.

(5) Mit Ablauf des 31. Juli 2015 tritt der Runderlass 
des Kultusministers über den Unterricht in den Ange-
botsschulen vom 20. Dezember 1982 außer Kraft.

(6) Mit Ablauf des 31. Juli 2015 tritt der Runderlass 
der Ministerin für Frauen, Bildung, Weiterbildung und 
Sport über die Stundentafel für die Realschule vom 
27. Februar 1995 (NBl. MWFK/MFBWS. Schl.-H. 
S. 74), zuletzt geändert durch Erlass vom 30. Juni 1997 
(NBl. MBWFK. Schl.-H. S. 306), außer Kraft.

(7) Mit Ablauf des 31. Juli 2013 tritt die Stundentafel 
für das 9-jährige Gymnasium aus dem Runderlass vom 
22. Mai 1980 (NBl. KM. Schl.-H. S. 202), zuletzt geän-
dert durch Erlass vom 18. Juli 2002 (NBl. MBWFK. 
Schl.-H. S. 434), außer Kraft.

(8) Die Bestimmungen dieses Erlasses unter I. - IV. 
treten mit Ablauf des 31. Juli 2012 außer Kraft.

gez.
Dr. Wolfgang Meyer-Hesemann
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